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I.  Begriff,  Wesen  und  Zweck  der  Volksversicherung. 

In  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  hat  die  Volksversicherung 
in  Deutschland  einen  bedeutenden  Aufschwung  genommen.  Be¬ 
standen  hat  sie  auch  vorher  schon,  aber  es  waren  nur  mangel¬ 
hafte  Anfänge  von  geringer  volkswirtschaftlicher  Bedeutung 
vorhanden,  da  die  Idee  der  Volksversicherung  noch  viel  zu  wenig 
in  die  breiteren  Massen  der  Bevölkerung  eingedrungen  war.  Erst 
durch  die  in  den  neunziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
von  verschiedenen  Lebensversicherungsgesellschaften  aufgenom¬ 
mene  Propaganda  wurden  auch  die  Minderbemittelten  mit  den 
Vorteilen  der  Versicherung  vertrauter,  und  es  steht  zu  hoffen, 
dass  die  Todesfallversicherung  auch  in  Deutschland  dereinst  so 
allgemein  wird  wie  in  England. 

Man  versteht  unter  Volksversicherung  schlechthin  die  für 
Minderbemittelte  bestimmte  kleine  Lebensversicherung  ohne 
vorherige  ärztliche  Untersuchung  des  zu  Versichernden,  mit 
wöchentlicher  Prämienzahlung  und  Versicherungssummen  bis 
zum  Höchstbetrage  von  1500  M.  Jedoch  ist  diese  Definition  zu 
eng  gefasst,  denn  es  kommen  auch  monatliche  und  vierteljähr¬ 
liche  Prämienzahlungen  und  höhere  Versicherungssummen  vor. 
Dementsprechend  würde  folgende  Definition  nach  dem  Muster 
der  Veröffentlichungen  des  kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privat¬ 
versicherung  zu  geben  sein:  Volksversicherung  ist  die  für  Minder¬ 
bemittelte  bestimmte  Lebensversicherung  im  Grossbetrieb  ohne 
ärztliche  Untersuchung,  mit  kurzfristiger  Prämienzahlung  und 
beschränkter  V ersicherungssumme. 

Der  Name  «Volksversicherung»  ist  zuerst  von  der  «Viktoria  » 
gebraucht  worden  und  stellt  eine  freie  Uebersetzung  des  englischen 
«industrial  insurance»  dar.  Die  Viktoria  nahm  im  Jahre  1892 
nach  englischem  Vorbild  diesen  Versicherungszweig  auf  und 
verlieh  ihm  diese  Bezeichnung.  Sie  ist  seither  die  üblichste,  wenn 
auch  einige  Unternehmungen  die  früheren  Bezeichnungen,  wie 
«  kleine  Lebensversicherung  »,  «  Arbeiterversicherung  »,  «  Sterbe¬ 
kassenversicherung  »  etc.  beibehalten  haben.  Von  den  angeführten 
Merkmalen  der  Volksversicherung  ist  nur  das  der  wöchentlichen 
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Beitragszahlung  der  Volksversicherung  allein  eigentümlich.  Die 
übrigen  finden  wir  auch  bei  einigen  anderen  Lebensversicherungen. 

Der  niedrigste  Wochenbeitrag  ist  10  Pf.,  der  niedrigste 
monatliche  50  Pf.  Die  Höhe  der  versicherten  Summe  schwankt 
zwischen  40  und  300  M.  im  Minimum  und  500  und  5000  M.  im 
Maximum.  Der  Wegfall  der  ärztlichen  Untersuchung  bedeutet 
scheinbar  eine  Gefahr  für  das  Versicherungsinstitut.  In  Wirklich¬ 
keit  wird  dieses  Risiko  jedoch  durch  die  Anwendung  einer 
Karenzzeit,  durch  die  Ausfüllung  eines  Fragebogens  nach  dem 
Gesundheitszustand  des  Versicherungsnehmers  und  endlich  durch 
die  Zugrundelegung  von  ungünstigen  Sterbetafeln  bei  der  Prämien¬ 
berechnung  erheblich  abgeschwächt.  Unter  «  Karenzzeit »  versteht 
man  die  Zeit  der  ersten  1  bis  4  Jahre  der  Versicherungsdauer, 
während  der  im  Todesfälle  des  Versicherten  im  ersten  Abschnitt 
nur  die  eingezahlten  Beiträge,  danach  nur  ein  Teil  der  versicherten 
Summe  ausgezahlt  wird.  Es  wird  also  durch  den  Fragebogen 
nach  Möglichkeit  verhindert,  dass  kranke  Personen  aufgenommen 
werden,  und  durch  die  Karenz,  dass  durch  deren  Aufnahme  die 
Anstalt  geschädigt  wird.  Wir  fügen  hier  das  Schema  eines 
solchen  Fragebogens  an,  um  zu  zeigen,  welche  Fragen  im 
Interesse  der  Gesellschaft  zu  beantworten  sind. 

Fragebogen. 

1.  Fragen  über  die  Personalien. 

2.  Für  Männer:  Militärverhältnis. 

3.  a.  Ist  in  Ihrer  Familie  jemand  an  einer  Lungenkrankheit 

gestorben,  eventuell  wer  und  in  welchem  Alter? 

b.  Leidet  jetzt  jemand  in  Ihrer  Familie  an  einer  Lungen¬ 
krankheit  ? 

4.  a.  Lebt  Ihr  rechter  Vater  noch?  Wie  alt  ist  derselbe ?  Wie 

ist  sein  Gesundheitszustand? 

b.  Oder  ist  er  bereits  gestorben ?  Wann?  In  welchem  Alter? 

An  welcher  Krankheit? 

c.  Lebt  Ihre  rechte  Mutter  noch?  Wie  alt  ist  dieselbe? 

Wie  ist  ihr  Gesundheitszustand? 

d.  Oder  ist  sie  bereits  gestorben?  Wann?  In  welchem  Alter? 

An  welcher  Krankheit? 

5.  a.  Sind  Sie  selbst  vollständig  gesund?  Oder  woran  leiden 

Sie?  Wie  lange  schon? 

b.  Leiden  Sie  öfters  an  Husten  oder  Heiserkeit? 


7 


6.  a.  Welche  Krankheiten  haben  Sie  in  den  letzten  fünf  Jahren 

durchgemacht  ? 

b.  Ist  von  irgend  einer  Krankheit  ein  Schaden  zurück¬ 
geblieben? 

7.  Sind  Sie  jemals  wegen  Erkrankung  der  Atmungsorgane 
ärztlich  behandelt  worden? 

8.  Ist  jemals  bei  Ihnen  Blutspeien  vorgekommen? 

9.  Haben  Sie  ein  Gebrechen  oder  einen  körperlichen  Fehler? 

10.  a.  Sind  Sie  an  den  regelmässigen  Genuss  geistiger  Getränke 

(Schnaps,  Bier,  Wein)  gewöhnt? 
b.  Wieviel  davon  pflegen  Sie  täglich  zu  sich  zu  nehmen? 

*  * 

* 


Der  Zweck  der  Yolksversicherung  kann  erstens  darin  be¬ 
stehen,  beim  Todesfälle  des  Versicherten  den  Hinterbliebenen 
die  Bestreitung  der  Begräbniskosten  zu  ermöglichen;  er  kann 
aber  zweitens  auch  der  sein,  bei  Eintritt  eines  genau  bestimmten 
Ereignisses  die  dadurch  bedingten  Kosten  bei  Lebzeiten  des 
Versicherten  zu  decken,  z.  B.  bei  der  Konfirmation,  Kommunion, 
für  den  Militärdienst,  für  die  Aussteuer  etc.  Die  Erfüllung  des 
ersten  Zwecks  soll  den  Hinterbliebenen  von  Arbeitern,  kleinen 
Gewerbetreibenden  und  Subalternbeamten  nicht  nur  die  Möglich¬ 
keit  gewähren,  die  aus  Krankheit  und  Begräbnis  entstandenen 
Kosten  zu  decken,  sondern  auch  darüber  hinaus  ihre  Existenz 
durch  Eröffnung  eines  kleinen  Geschäftes  zu  sichern. 

Das  Bedürfnis,  sich  zu  versichern,  ist  zweifellos  vorhanden, 
ja  es  ist  sogar  von  Jahr  zu  Jahr  grösser  geworden.  Der  ge¬ 
waltige  Zugang  neuer  Mitglieder  bei  den  zahlreichen  Sterbe¬ 
kassen  und  den  Volksversicherungsgesellschaften  legt  ein  glän¬ 
zendes  Zeugnis  für  den  Sparsinn  und  die  ausgeprägte  Familien¬ 
fürsorge  der  unteren  Volksschichten  ab. 

Bei  dem  unaufhaltsamen  Wachstum  der  Volksversicherung 
ist  es  nur  natürlich,  dass  über  die  Einschätzung  ihres  Wertes 
für  das  Volk  zwischen  den  diese  Versicherungsart  betreibenden 
und  nicht  betreibenden  Gesellschaften  und  zwischen  den  Volks¬ 
versicherungsgesellschaften  und  den  Volkswirten  über  die  Aus¬ 
gestaltung  der  Volksversicherung  die  Meinungen  weit  auseinander 
gehen.  Um  in  diesem  Widerstreite  zu  einem  klaren  Urteil  zu 
kommen,  ist  es  notwendig,  zunächst  die  Geschichte  und  Ein- 
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richtungen  der  Volksversicherung  sich  zu  vergegenwärtigen, 
danach  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  zu  untersuchen,  die 
Mängel  der  jetzigen  Durchführung  nebst  den  gemachten  Ver¬ 
besserungsvorschlägen  zu  beleuchten  und  endlich  durch  Stellung¬ 
nahme  zu  letzteren  die  in  Wirklichkeit  ausführbaren  Verbes¬ 
serungsmöglichkeiten  anzuführen. 


2.  Geschichtliches. 

a.  Sterbekassen  als  Vorläufer  der  Volksversicherung. 

Die  Vorläufer  der  Volksversicherung  sind  die  Sterbekassen 
und  als  solche  ist  eine  Betrachtung  ihrer  Entstehung  und  ihres 
Wesens  hier  am  Platze.  Die  Anfänge  der  Sterbekassen  in  Deutsch¬ 
land  reichen  nachweislich  bis  in  das  Mittelalter  zurück.  Sie  waren 
ursprünglich  noch  Hülfsvereine,  die  sich  an  die  damaligen  berufs¬ 
genossenschaftlichen  Organisationen,  die  Zünfte,  angegliedert 
hatten.  Ihr  Ursprung  ist  in  dem  Bedürfnis  zu  suchen,  sich  im 
engsten  Berufskreise  bei  den  Mehrausgaben  im  Todesfälle  die 
Vorteile  der  gegenseitigen  Unterstützung  zunutze  zu  machen. 
Weitere  Verbreitung  fanden  diese  Vereine  jedoch  erst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  in  der  Form  der 
Sterbe-  und  Krankenvereine,  nachdem  das  Koalitionsrecht  der 
Arbeiter  gesetzlich  garantiert  war.  Leider  existieren  zuverlässige 
Zahlenangaben  über  deren  Tätigkeit  nicht.  Für  jene  Hülfsvereine 
und  später  auch  für  die  Kranken-  und  Sterbevereine  war  es  das 
Nächstliegende,  die  durch  die  Zunft-  oder  Vereinssatzung  ver- 
heissene  Sterbesumme  pro  Kopf  der  Mitglieder  umzulegen.  Bei 
diesem  Verfahren  waren  jedoch  die  Umlagen  zu  sehr  von  der 
Zahl  der  Mitglieder  abhängig,  was  in  vielen  Fällen  bei  Nachlassen 
der  Beteiligung  den  Zusammenbruch  der  Kassen  herbeigeführt 
hatte.  Denn  wenn  es  dem  Verein  nicht  gelang,  sich  einen 
genügenden  Neuzugang  zu  sichern,  so  wurden  die  Umlagen  für 
die  Mitglieder  allmählich  unerschwinglich  und  der  Neuzugang 
blieb  bald  ganz  aus.  Man  hatte  daher  später  die  Höhe  der 
Umlagen  festgesetzt,  so  dass  bei  einer  bestimmten,  sicher  erreich¬ 
baren  Mitgliederzahl,  deren  Höchstzahl  in  der  Regel  auch  statu¬ 
tarisch  festgesetzt  wurde,  die  Umlagen  nur  ein  geringes  Mehr 
ergaben,  als  das  Sterbegeld  im  Einzelfall  erforderte.  Die  nächste 
Entwicklungsstufe  war  von  selbst  gegeben.  Sie  bestand  darin, 
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dass  man  die  Mitgliederzahl  nach  oben  unbegrenzt  sein  liess 
und  aus  dem  Mehr,  das  die  festen  Umlagen  ergaben,  einen 
Reservefonds  anlegte,  aus  welchem  sich  bei  Häufung  der  Sterbe¬ 
fälle  die  Zahlung  von  einem  oder  mehreren  Sterbefällen  in  einem 
Jahre  ermöglichen  liess.  Von  da  war  nur  noch  ein  geringer 
Schritt  zu  dem  technischen  Erfordernis,  unter  Zugrundelegung 
einer  Sterbetafel  periodisch  feste  Beiträge  zu  erheben,  welche 
auch  bei  geschlossener  Mitgliederzahl  die  Zahlung  des  Sterbe¬ 
geldes  selbst  für  das  letzte  Mitglied  ermöglichte,  ohne  dass  eine 
unnötige  Anhäufung  von  Kapital  stattfand.  Damit  waren  die 
Begriffe:  Risikoprämie,  Reserveprämie  und  Prämienreserve  in 
dem  Aufbau  der  Sterbekassen  gegeben.  Und  das  Gesetz  über 
private  Versicherungen  vom  12.  Mai  1901  legte  diese  Bestimmungen 
für  alle  Gesellschaften  fest,  die  sich  mit  der  Versicherung  auf 
das  menschliche  Leben  befassen. 

* 

Auf  dieser  Stufe  standen  natürlich  im  letzten  Viertel  des 
vorigen  Jahrhunderts  verhältnismässig  wenige  Sterbekassen,  so 
dass  Zusammenbrüche  häufig  stattfanden.  Die  meisten  Vereine 
hatten  noch  das  primitive  Umlage  verfahren  oder  auch  das  mit 
festen  Umlagebeiträgen.  Es  ging  bei  diesen  auch  sonst  recht 
unwirtschaftlich  her.  Findet  man  doch  in  den  Satzungen  dieser 
Vereine  die  merkwürdigsten  Bestimmungen :  Freibier  auf  Kosten 
des  Vereines  bei  Generalversammlungen  ist  durchaus  nichts 
seltenes,  ja  es  wurde  sogar  bei  einem  Verein  das  Eintrittsgeld 
in  Form  einer  Vierteltonne  Bier  erhoben.  Abgesehen  von  diesen 
Kuriositäten  waren  die  Vereine  im  allgemeinen  wenig  leistungs¬ 
fähig,  da  viele  überhaupt  keinen,  andere  einen  ungenügenden 
Reservefonds  besassen.  Denn  da  in  den  etwa  vorgesehenen  Reserve¬ 
fonds  nur  die  überschiessenden  Beitragsquoten  flössen,  konnte  der 
Fonds  nur  sehr  langsam  oder  gar  nicht  anwachsen.  Trotzdem 
kann  die  Lebensdauer  solcher  Kassen  unter  günstigen  Verhält¬ 
nissen  sogar  Jahrzehnte  betragen;  sie  ist  ausser  von  verschiedenen 
Nebenumständen,  wie  der  Art  der  Umlagen  an  sich,  der  Dotierung 
des  Reservefonds,  energischer  Verwaltung  etc.,  insbesondere  von 
dem  Umfange  des  Neuzuganges  abhängig.  Solange  ein  relativ 
zahlreicher  Zugang  von  Mitgliedern  anhält,  wird  ein  rapides 
Steigen  der  Beiträge  verhindert  und  so  die  Lebensdauer  der 
Kasse  verlängert.  Dem  Schicksal  der  Liquidation  entrinnt  sie 
jedoch  nicht,  da  die  Sterblichkeit  auch  unter  den  günstigsten 
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Verhältnissen  niemals  durch  einen  entsprechenden  Zugang  aus¬ 
geglichen  werden  kann  und  die  immer  höheren  Beiträge  schliesslich 
die  Auflösung  des  Vereins  als  das  zweckmässigste  erscheinen  lassen. 

Gegenüber  diesen  Mängeln  an  der  Grundlage  und  an  dem 
gewöhnlich  sehr  geringen  Geschäftsumfang  tritt  der  Vorteil,  den 
sie  den  Versicherungsgesellschaften  gegenüber  gemessen,  nämlich 
der  der  billigen  ehrenamtlichen  Verwaltung  vollkommen  zurück. 

Von  welcher  Bedeutung  die  Sterbekassen  trotz  ihrer  Mängel 
noch  heute  sind,  zeigen  uns  die  in  der  Zeitschrift  für  das  Ver¬ 
sicherungswesen  im  Jahre  1906  veröffentlichten  Zahlen.  Im 
Jahre  1899  existierten  danach  allein  in  Preussen  nicht  weniger 
als  3634  Kassen  mit  1,921,806  Mitgliedern.  Von  diesen  beruhten 
bezüglich  der  Rechnungsmethode  noch  525  oder  14,44  °/0  auf 
dem  Umlage  verfahren,  während  195  oder  5,36  %  unter  teilweiser 
Beibehaltung  des  Umlageverfahrens  die  Erhebung  regelmässiger 
Durchschnittsbeiträge  eingeführt  hatten.  2637  Kassen  oder  72  °/0 
erhoben  zur  Deckung  der  Kassenleistungen  und  der  Verwaltungs¬ 
kosten  von  dem  Eintrittsalter  unabhängige  Durchschnittsbeiträge, 
und  nur  bei  277  Sterbekassen  fanden  sich  die  Beiträge  nach  dem 
Eintrittsalter  geregelt.  In  dieser  letztem  Summe  ist  sogar  noch 
die  grosse  Zahl  derjenigen  Kassen  mitinbegriffen,  deren  Beiträge 
nur  2  und  3  Abstufungen  enthielten,  so  dass  sich  die  Zahl  der 
Sterbekassen  mit  jährlich  abgestuften  Beiträgen  erheblich  niedriger 
stellte. 

Versicherungstechnische  Prüfungen  in  bestimmten  Zeitab¬ 
schnitten  fanden  sich  in  den  Bestimmungen  von  nur  416  Kassen. 
Die  restlichen  88,55  °/0  der  Sterbekassen  waren  demnach  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  auf  ihre  Lebensfähigkeit  hin  bis  dahin 
überhaupt  nicht  geprüft  worden,  wodurch  die  Annahme  gerecht¬ 
fertigt  erscheint,  dass  der  grösste  Teil  dieser  Sterbekassen  über 
ausreichende  Deckungsmittel  nicht  verfügte.  Aber  auch  viele 
derjenigen  Kassen,  deren  Satzungen  Bestimmungen  über  technische 
Prüfungen  enthalten,  werden  wegen  Unzulänglichkeit  der  Mittel 
zu  einer  Aenderung  der  Beiträge  oder  der  Kassenleistungen  von 
Aufsichts  wegen  veranlasst  werden  müssen,  da  diese  Kassen  nach¬ 
weislich  ihrer  Verpflichtung  zur  V  ornahme  der  technischenPrüfung, 
wegen  der  damit  verbundenen  Kosten  oder  weil  sie  das  ungünstige 
Ergebnis  einer  solchen  Prüfung  voraussehen,  sich  zu  entziehen 
suchen  und  eine  ausreichende  Kontrolle  seitens  der  Aufsichts- 
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behörde  anscheinend  noch  nicht  überall  ausgeübt  wird.  Hiernach 
stellt  sich  die  Zahl  derjenigen  Kassen,  welche  mit  ihrem  Vermögen 
dem  technischen  Erfordernis  genügten,  erheblich  niedriger.  Man 
wird  von  der  Wirklichkeit  nicht  weit  entfernt  sein,  wenn  man 
die  Zahl  dieser  Kassen  im  Jahre  1899  mit  rund  8  %  des  Be¬ 
standes  annimmt.  Die  übrigen  Kassen  waren  damals  als  sanie¬ 
rungsbedürftig  anzusehen. 

Seit  dem  Jahre  1899  sind  nun  dank  den  Bemühungen  des 
kaiserlichen  Aufsichtsamtes  für  Privatversicherungen  und  der 
Regierungen  eine  grosse  Anzahl  jener  Kassen  saniert  worden 
oder  gänzlich  verschwunden.  In  einzelnen  Bezirken,  z.  B.  in 
Brandenburg,  ist  die  Zahl  der  unvollkommenen  Kassen  auf  ein 
Minimum  zusammengeschmolzen.  Jedoch  wird  das  von  Inkraft¬ 
treten  des  Reichsgesetzes  an  verbotene  Umlageverfahren  bei 
einer  Anzahl  von  Kassen  noch  weiter  bestehen  müssen,  da  bei 
dem  meist  sehr  geringen  Geschäftsumfang  und  den  viel  zu 
geringen  Reserven  eine  Sanierung  oder  Umwandlung  zu  kost¬ 
spielig  sein  würde.  In  nicht  allzuferner  Zeit  werden  aber  auch 
diese  Vereine  von  der  Bildfläche  verschwinden,  da  sie  neue  Mit¬ 
glieder  nach  dem  früheren  Verfahren  nicht  mehr  aufnehmen  dürfen. 

Jedenfalls  aber  mussten  der  Bevölkerung  Einrichtungen  will¬ 
kommen  sein,  die  sie  von  der  Laienwirtschaft  der  Sterbekassen  be¬ 
freiten.  Verschiedenen  grossen  Lebensversicherungsgesellschaften 
war  die  Bedeutung  dieses  Versicherungszweiges  nicht  ent¬ 
gangen.  Sie  trugen  daher  dem  vorhandenen  Bedürfnis  nach 
zuverlässiger  Versicherung  Rechnung,  indem  sie  die  Volksver- 
sicherung  in  ihren  Berieb  aufnahmen.  Dazu  kam  noch,  dass  die 
Sterbekassen  auf  Berufs-  und  Ortskreise  beschränkt  waren  und 
daher  der  grossen  Menge  unzugänglich  blieben.  Ferner  war  es 
den  Sterbevereinen  unmöglich,  bedeutende  Gewinnquellen  zu 
erschliessen.  Sie  haben  nur  einen  Vorzug  gegenüber  den  Erwerbs¬ 
gesellschaften,  der  darin  besteht,  dass  die  Verwaltungskosten 
durch  die  ehrenamtliche  Leitung  auf  ein  Minimum  herabsinken. 
Jedoch  wird  dieser  scheinbare  Vorteil  dadurch  wieder  auf¬ 
gehoben,  dass  diese  ehrenamtliche  Verwaltung  zugleich  eine 
laienhafte  ist.  Es  war  nur  durch  den  Grossbetrieb  möglich,  durch 
die  Wahl  der  Sterbetafeln  Gewinn  und  somit  grössere  Aus¬ 
gleichung  des  Risikos  zu  ermöglichen  und  die  Reserven  anstatt 
bei  Sparkassen  zinsergiebiger  anzulegen. 
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b.  Die  Einführung  der  Volksversieherung  bei  den  grossen 
Unternehmungen. 

Die  deutsche  Volksversieherung  hat  ihr  englisches  Vorbild 
an  Grösse  noch  lange  nicht  erreicht.  Ist  doch  in  England  die 
Zahl  der  Versicherten  so  gross,  dass  schon  bei  einer  einzigen 
Gesellschaft,  der  « Prudential »  in  London,  der  dritte  Teil  der 
gesamten  Bevölkerung  versichert  ist.  Freilich  ist  die  Volks¬ 
versicherung  in  England,  dort  « industrial  insurance »  genannt, 
auch  älter  als  bei  uns.  In  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
finden  wir  die  ersten  Anfänge  der  Volksversicherung  in  England. 
Die  riesenhaften  Erfolge  der  englischen  Gesellschaften  gaben 
den  Anstoss,  dass  auch  deutsche  Gesellschaften  seit  Anfang  der 
achtziger  Jahre  kräftigere  Versuche  machten,  die  unsicheren 
Sterbekassen  zu  verdrängen  und  an  deren  Stelle  die  Volksver- 
sicherung  im  englischen  Sinne  einzuführen.  Der  Gedanke  an 
sich  war  nicht  neu.  Seit  1856  betrieben  die  «Rothenburger 
Versicherungsanstalt»  in  Görlitz  und  die  « Thurin gia »  in  Erfurt 
Sterbekassen  resp.  Begräbnisgeldversicherung  mit  Bedingungen, 
die  zum  Teil  auch  der  Volksversicherung  eigen  sind.  So  z.  B. 
hatten  sie  eine  Karenzzeit  von  2  Jahren  eingeführt,  obwohl  sie 
eine  ärztliche  Untersuchung  verlangten.  Ferner  hatte  der  « All¬ 
gemeine  Deutsche  Versicherungs-Verein»  in  Stuttgart  im  Jahre 
1875  eine  Sterbekasse  ohne  ärztliche  Untersuchung,  aber  mit 
monatlicher  oder  jährlicher  Prämienzahlung  eingerichtet.  Im 
Jahre  1878  hatte  der  kleine  Verein  «Schutz  und  Trutz»  in 
Zittau  als  erster  die  wöchentlichen  Beiträge  eingeführt.  Ausser¬ 
dem  hatte  er  Bestimmungen  über  die  Karenzzeit  angenommen. 
Sie  sollte  2  Jahre  dauern  und  es  sollte,  wenn  der  Todesfall 
im  zweiten  Versicherungsjahr  eintrat,  auch  nur  die  Hälfte  der 
Versicherungssumme  ausgezahlt  werden.  Zu  diesen  gesellte 
sich  Ende  der  siebziger  Jahre  als  viertes  Unternehmen  die  öster¬ 
reichische  «  Patria  »  in  Wien,  die  in  Deutschland  eine  Geschäfts¬ 
stelle  einrichtete  und  die  der  Volks  Versicherung  im  eigentlichen 
Sinne  noch  näher  kam.  Wir  sehen  also,  dass  diese  Unterneh¬ 
mungen  in  der  Weise  organisiert  waren,  dass  sie  eine  Zwischen¬ 
stufe  in  der  Entwicklung  von  der  Einrichtung  der  Sterbekassen 
zu  der  der  Volksversicherung  bildeten.  Sie  besitzen  schon  einige 
Merkmale  der  Volksversicherung,  während  ihnen  andere  noch 
fehlen.  So  klein  der  Geschäftsumfang  dieser  Unternehmungen 
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auch  war,  so  sind  sie  doch  immerhin  die  Keime,  aus  denen  sich 
die  Volksversicherung  in  Deutschland  entwickelte.  Die  zuletzt 
erwähnten  drei  Unternehmungen  waren  jahrelang  die  einzigen 
Versicherungsanstalten,  die  diesen  Versicherungszweig  ohne 
ärztliche  Untersuchung  der  zu  versichernden  Personen  betrieben. 
Ob  die  andern  damals  bestehenden  Anstalten  fürchten  mochten, 
dass  durch  den  Wegfall  der  ärztlichen  Untersuchung  zu  viel 
kranke  Personen  mitversichert  werden  würden,  wie  Kohl  meint, 
ist  schwer  zu  sagen.  Jedenfalls  ist  durch  nichts  erwiesen,  dass 
jene  Unternehmungen,  die  Stuttgarter  «  Schutz  und  Trutz  »  und 
die  österreichische  « Patria »,  schlechte  Erfahrungen  damit  ge¬ 
macht  haben,  denn  sie  berechneten  die  Prämien  bereits  nach 
Sterbetafeln,  die  den  Gesundheitszustand  und  die  Sterblichkeit 
einer  ganzen  Bevölkerung  umfassen.  Sie  könnten  also  selbst 
die  kranken  Personen  als  mitversichert  gelten  lassen,  wenn  sich 
tatsächlich  die  gesamte  Bevölkerung  versichern  liesse. 

Im  Jahre  1880  nahm  die  Unfall-  und  Altersversicherungs¬ 
gesellschaft  «Nordstern»  zu  Berlin  die  kleine  Lebensversicherung 
unter  dem  Namen  «Arbeiterversicherung»  in  ihren  Betrieb  auf. 
Sie  gehört  jedoch  nicht  zur  eigentlichen  Volksversicherung,  da 
sie  ärztliche  Untersuchung  verlangte  und  auch  die  übrigen  Ver¬ 
sicherungsbedingungen  von  denen  der  Volksversicherung  ab¬ 
wichen.  Die  erste  deutsche  Gesellschaft,  die  die  Volksversicherung 
in  der  Form,  wie  sie  unserer  oben  angeführten  Definition  ent¬ 
spricht,  in  grösserem  Umfang  betrieb,  war  die  im  Jahre  1882  in 
Berlin  gegründete  «  Friedrich-Wilhelm  »,  die  das  deutsche  Geschäft 
der  österreichischen  «Patria»  am  1.  November  1882  übernommen 
hatte.  Auch  sie  nannte  diese  Versicherungsart  noch  «Arbeiter¬ 
versicherung»,  obschon  sie  mit  der  des  «Nordstern»  nichts  gemein 
hatte.  Sie  verzichtete  auf  eine  ärztliche  Untersuchung  und  führte 
statt  derselben  die  Karenzzeit  ein.  Die  Prämien  sollten  wöchent¬ 
lich  entrichtet  werden  und  im  Minimum  10  Pf.  betragen. 

Zehn  Jahre  lang  sind  dann  die  angeführten  f>  Unternehmungen 
die  einzigen,  die  die  Volksversicherung  betrieben.  Erst  1892  nahm 
die  «Viktoria»  nach  englischem  Vorbild  diesen  Versicherungs¬ 
zweig  unter  dem  neuen  Namen  «Volksversicherung»  auf.  Durch 
ihren  Erfolg  angespornt,  führte  schnell  hintereinander  eine  ganze 
Anzahl  Unternehmungen  das  Volksversicherungsgeschäft  ein, 
und  zwar: 
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1893 

1894 

1895 

1896 

1897 


1898 


1899 

1900 
1903 


1.  «Wilhelma»  zu  Berlin; 

2.  « Arminia »,  Deutsche  Lebensversicherungsbank  A.-G. 
in  München; 

3.  «Fides»,  Erste  Deutsche  Cautions-  und  Allgemeine 
Versicherungsanstalt  in  Berlin; 

4.  «  Gegenseitigkeit »,  Versicherungs verein  a.  G.  von  1855 
zu  Leipzig; 

5.  Allgemeine  Renten-,  Kapital-  und  Lebensversicherungs¬ 
bank  «Teutonia»  in  Leipzig,  errichtet  1852; 

6.  «Deutschland», Lebensversicherungs- Aktiengesellschaft 
zu  Berlin; 

7.  Lebens-,  Pensions-  und  Leibrenten- Versicherungsge¬ 
sellschaft  a.  G.  « Iduna  »  zu  Halle  a.  S. ; 

8.  Preussische  Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft  zu 
Berlin; 

9.  «Thuringia»,  Versicherungs  -  Aktiengesellschaft  zu 
Erfurt; 

10.  Hannoversche  Lebensversicherungsanstalt  a.  G.  in  Han¬ 
nover; 

11.  Norddeutscher  Versicherungsverein  a.  G.  zu  Rostock; 

12.  Bayerische  Versicherungsbank  A.-G.  in  München; 

13.  «  Urania  »,  Aktiengesellschaft  für  Kranken-,  Unfall-  und 
Lebensversicherung  in  Dresden; 

14.  «Wilhelma»,  Allgemeine  Versicherungs-Aktiengesell¬ 
schaft  in  Magdeburg; 

15.  «Vita»,  Versicherungs- Aktiengesellschaft  in  Mannheim ; 

16.  Vaterländische  Versicherungs- Aktiengesellschaft  in 
Elberfeld ; 

17.  «Prudentia»,  Versicherungs -  Aktiengesellschaft  in 
Berlin ; 

18.  Nürnberger  Lebensversicherungsbank  A.-G.  in  Nürn¬ 
berg. 


Inzwischen  haben  eine  Reihe  dieser  bisher  angeführten  26 
Unternehmungen  die  Volksversicherung  wieder  aufgegeben  oder 
ihre  Bestände  an  andere  Gesellschaften  übertragen.  So  haben 
die  « Prudentia »  die  « Fides  »,  die  «  Hannoversche  Lebensver¬ 
sicherungsanstalt»  und  den  «Norddeutschen  Versicherungsverein  », 
die  «Deutschland»  die  Berliner  «Wilhelma»  und  den  Verein 
«Schutz  und  Trutz»  in  sich  aufgenommen.  Ausserdem  hat  der 
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«Nordstern»  die  «Vaterländische  Versicherungsgesellschaft» 
übernommen. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  ersichtlich,  dass  von  den 
13  jetzt  noch  die  Volksversicherung  betreibenden  Unternehmungen 
11  Aktiengesellschaften  und  nur  2  Gegenseitigkeitsvereine  sind. 
Es  ist  nun  die  Frage,  welcher  von  beiden  Formen  der  Vorzug 
zu  geben  ist.  Soll  die  Frage  prinzipiell  entschieden  werden,  so 
dürfte  sich  für  die  Volksversicherung  der  Betrieb  durch  Aktien¬ 
gesellschaften  zweckmässiger  gestalten,  weil  bei  den  Gegen¬ 
seitigkeitsvereinen  die  Nachschusspflicht  besteht,  die  wohl  gerade 
bei  der  Volksversicherung  am  wenigsten  angebracht  ist,  da  sie 
vornehmlich  die  wirtschaftlich  schwächern  Volksschichten  trifft. 

3.  Versicherungsarten. 

Es  sind  nun  die  Versicherungsarten  zu  besprechen,  die  den 
Wünschen  des  Publikums  nach  Möglichkeit  angepasst  sind.  Man 
unterscheidet  zwei  Versicherungszweige :  die  Kinderversicherung 
und  die  Versicherung  Erwachsener.  Die  meisten  Gesellschaften 
betreiben  diese  beiden  Zweige  gleichzeitig  und  führen  hierfür 
drei  Tarife,  und  zwar  einen  für  die  Kinderversicherung,  ferner 
zwei  für  Erwachsene.  Einige  wenige  Unternehmungen  haben 
ausser  diesen  noch  einen  vierten  Tarif  für  die  Versicherung  ä 
terme  fixe. 

Nach  dem  Tarif  für  die  Kinderversicherung  können  gesunde 
Kinder  bis  zum  vollendeten  14.  oder  15.  Lebensjahr  in  der  Art 
versichert  werden,  dass  die  Versicherungssumme  bedingungs- 
gemäss  entweder  beim' Tode  oder  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Jahren  ausgezahlt  wird.  Die  Beiträge  sind  entweder 
bis  zur  Fälligkeit  der  Versicherungssumme  oder  bis  zu  dem  etwa 
früher  eintretenden  Tode  des  versicherten  Kindes  zu  zahlen. 
Der  Zweck  dieser  Versicherungsart  ist  der,  dem  Kinde  für  be¬ 
sondere  Anlässe  eine  bestimmte  Summe  sicherzustellen,  also  etwa 
für  Konfirmation  oder  Kommunion,  zum  Militärdienst,  zur  Aus¬ 
steuer.  Dann  aber  soll  die  versicherte  Summe  auch  dazu  dienen, 
die  Begräbniskosten  zu  bestreiten,  falls  das  Kind  vor  Ablauf  der 
Versicherungsdauer  sterben  sollte. 

Die  Kinderversicherung  ist  ganz  besonders  viel  angefochten 
worden,  weil  man  glaubte,  es  würde  dadurch  dem  Kindermord 
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Vorschub  geleistet.  Man  hat  deswegen  in  England  auch  nur 
eine  beschränkte  Summe  für  die  Kinderversicherung  zugelassen, 
die  nur  für  die  Begräbniskosten  ausreichen  soll.  In  Bayern  ist 
die  Kindertodesfallversicherung  sogar  gänzlich  ausgeschlossen. 
Indes  ist  die  Gefahr  nicht  so  gross;  denn  durch  die  Karenzzeit 
wird  die  Möglichkeit  zur  Begehung  eines  Verbrechens  doch 
ganz  erheblich  eingeschränkt. 

Der  zweite  Tarif  gilt  der  Versicherung  Erwachsener.  Die 
untere  Grenze  der  Aufnahmefähigkeit  ist  natürlich  die  obere  der 
Kinderversicherung,  also  etwa  das  14.  Lebensjahr.  Bei  Versiche¬ 
rungen  nach  diesem  Tarif,  der  sogenannten  Todesfallversicherung 
mit  lebenslänglicher  Prämienzahlung,  wird  das  versicherte  Kapital 
beim  Tode,  spätestens  aber  bei  Vollendung  des  85.  Lebensjahres 
ausbezahlt.  Die  Prämienzahlung,  die  früher  bis  zum  Tode  währte, 
hört  jetzt  allgemein  mit  dem  85.  Lebensjahr  auf.  Es  gibt  ausser¬ 
dem  noch  Tarife,  nach  denen  die  Beitragszahlung  schon  mit  dem 
65.  oder  60.  Lebensjahr  endigt.  Diese  Kürzung  der  Dauer  der 
Beitragszahlungen  hat  man  eingeführt,  weil  den  meisten  Ver¬ 
sicherten  im  hohen  Alter,  in  dem  sie  nicht  mehr  zu  arbeiten  in 
der  Lage  sind,  die  Prämienzahlung  schwer,  wenn  nicht  unmöglich 
werden  würde.  Diese  Versicherungsart  dient  sowohl  der  Bestrei¬ 
tung  der  Begräbniskosten  als  auch  der  Versorgung  der  Hinter¬ 
bliebenen  während  der  ersten  Zeit  nach  dem  Tode  des  Ernährers. 

Bei  der  Versicherung  nach  dem  zweiten  Tarif  wird  das 
versicherte  Kapital  nach  Ablauf  der  im  voraus  festgesetzten 
Versicherungszeit  fällig,  ausserdem  aber  bei  früher  eintretendem 
Tode  des  Versicherten.  Die  Beitragszahlungen  hören  hier  mit 
dem  Fälligwerden  der  Versicherungssumme  auf,  also  bei  Ablauf 
der  Versicherungsdauer  oder  mit  dem  etwa  früher  eintretenden 
Tode.  Hier  tritt  also  mehr  die  Versorgung  in  den  Vordergrund. 

Es  bliebe  noch  die  Versicherung  ä  terme  fixe  zu  erwähnen. 
Dieselbe  wird  zu  Gunsten  einer  dritten  Person,  meistens  eines 
Kindes,  abgeschlossen,  ist  aber  nur  wenig  üblich.  Es  wird  eben¬ 
falls  die  Versicherungssumme  nach  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Jahren  fällig,  aber  nicht  früher  und  nicht  später,  während  die 
Prämienzahlung  mit  dem  Tode  des  Versorgers,  spätestens  mit 
Ablauf  der  Versicherungsdauer,  auf  hört. 
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4.  Aufbau  und  Einrichtungen. 

a.  Reehnungsgrundlagen. 

Die  Grundlagen,  die  der  Berechnung  der  Tarife  zu  Grunde 
gelegt  werden,  sind  die  Sterbetafeln,  der  Zinsfuss  und  der  Ver- 
waltungskostenaufsehlag.  Die  Sterbetafeln,  die  die  Volks  Versiche¬ 
rung  bei  ihren  Prämienberechnungen  benutzt,  müssen  sich  auf 
die  gesamte  Bevölkerung  beziehen,  da  infolge  des  Wegfalls  der 
ärztlichen  Untersuchung  die  kranken  Personen  mitberücksichtigt 
werden  müssen.  In  Deutschland  kommt  vorzugsweise  die  Sterb¬ 
lichkeitstafel  für  die  gesamte  männliche  Bevölkerung  des 
Deutschen  Reiches  in  Betracht,  die  vom  Kaiserlichen  Statistischen 
Amt  aus  der  Sterblichkeit  während  der  Jahre  1871  bis  1881 
berechnet  worden  ist.  Es  wird  aber  von  manchen  Anstalten 
auch  eine  Tafel  benutzt,  die  Dr.  Zillmer  aus  den  Erfahrungen 
von  19  deutschen  Gesellschaften  über  das  Ableben  von  Ver¬ 
sicherten  gewonnen  hat.  Diese  Tafel  ist  unter  der  Bezeichnung 
«  M.  u.  W.  3  »  (für  Männer  und  Frauen)  bekannt.  Als  dritte  gesellt 
sich  zu  diesen  Tafeln  die  vom  Preussischen  Statistischen  Amt 
für  die  Jahre  1881  bis  1891  herausgegebene  Tafel.  Die  ge¬ 
bräuchlichste  dieser  Tafeln  ist  die  von  1871  bis  1881.  Die  neueste 
von  1881  bis  1891  ist  bisher  noch  nicht  im  Gebrauch  gewesen. 
Im  Anhang  befindet  sich  eine  vergleichende  Uebersicht  für  die 
drei  Sterblichkeitstafeln.  Die  Sterbenswahrscheinlichkeit  ist  dort 
für  jede  Tafel  in  einer  Kurve  dargestellt.  Wie  ersichtlich,  weichen 
die  Tafeln  in  ihren  Sterbenswahrscheinlichkeiten  nicht  wesentlich 
voneinander  ab,  so  dass  es  von  geringer  Bedeutung  ist,  welche 
von  diesen  Tafeln  bei  der  Berechnung  der  Prämien  in  Anwen¬ 
dung  gebracht  wird. 

Mit  Hilfe  dieser  Sterblichkeitstafeln  und  des  rechnungs- 
mässigen  Zinsfusses,  der  in  der  Regel  so  gewählt  ist,  dass  er 
von  dem  wirklichen  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  erreicht  oder 
sogar  überschritten  wird,  werden  die  Nettoprämien  berechnet. 
Diese  Nettoprämien  würden  für  die  auszuzahlenden  Versiche¬ 
rungssummen  ausreichen:  1.  wenn  genau  so  viele  Versicherte 
stürben,  als  nach  der  Sterblichkeitstafel  wahrscheinlich  sterben ; 
2.  wenn  die  Verwaltung  im  innern  und  äussern  Betriebe  der 
Gesellschaften  nicht  die  geringsten  Kosten  verursachte,  und  3. 
wenn  angenommen  wird,  dass  auch  der  gewählte  Zinsfuss  erzielt 
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wird.  Bei  der  Berechnung  der  Nettoprämien  haben  die  in  der 
Volksversicherung  üblichen  Karenzbestimmungen  keine  Berück¬ 
sichtigung  gefunden.  Diese  Massregel  ist  für  die  Gesellschaften 
notwendig,  weil  die  Karenzzeit  der  Ersatz  für  die  ärztliche 
Untersuchung  ist  und  von  den  Gesellschaften  zu  ihrem  eigenen 
Schutz  eingeführt  werden  musste.  Ferner  ist  bei  der  Berechnung 
der  Nettoprämien  angenommen  worden,  dass  die  Beiträge  jährlich 
pränumerando  gezahlt  werden.  Wollte  man  den  Umstand,  dass 
in  der  Volks  Versicherung  die  Zahlung  nicht  jährlich,  sondern 
in  kleinen  Raten  erfolgt,  schon  bei  der  Festsetzung  der  Netto¬ 
prämien  berücksichtigen,  so  wären  die  Nettoprämien  noch  um 
einen  entsprechenden  Betrag  zu  erhöhen.  Man  sieht  jedoch 
davon  ab  und  hat  statt  dessen  den  Zinsverlust  durch  eine  ent¬ 
sprechende  Erhöhung  des  Verwaltungskostenzuschlages  gedeckt. 

Die  dritte  Grundlage  ist  der  Aufschlag,  der  den  Netto¬ 
prämien  hinzuzufügen  ist,  um  mit  den  so  erhaltenen  Tarifprämien 
nicht  nur  den  voraussichtlichen  Betrag  zur  Deckung  der  Ver¬ 
waltungskosten  und  des  durch  die  Ratenzahlung  entstandenen 
Zinsverlustes,  sondern  um  auch  einen  genügenden  Sicherheits¬ 
faktor  zur  Verfügung  zu  haben.  Dieser  Aufschlag  muss  in  der 
Volksversicherung  ganz  bedeutend  höher  sein  als  in  der  gewöhn¬ 
lichen  Lebensversicherung  mit  vollständiger  ärztlicher  Unter¬ 
suchung.  Das  rührt  zum  Teil  daher,  dass  die  Anwerbung  und 
die  Verwaltung  kleiner  Versicherungen  schon  an  sich  verhältnis¬ 
mässig  höhere  Unkosten  verursacht  als  die  grösserer  Abschlüsse. 
Zum  grössten  Teil  ist  die  Bereitstellung  höherer  Summen  für 
Verwaltungszwecke  in  der  Volksversicherung  aber  deshalb 
erforderlich,  weil  die  Einziehung  der  Prämien  in  wöchentlichen 
Raten  durch  bezahlte  Agenten  den  Betrieb  der  Volksversicherung 
im  Gegensatz  zu  demjenigen  der  grossen  Lebensversicherung 
ganz  bedeutend  verteuert.  So  beträgt  der  Zuschlag  auf  die 
Nettoprämien  bei  der  Volksversicherung  bis  zu  70  %  aus  der 
Nettoprämie  =  40  %  aus  der  Bruttoprämie,  während  bei  der 
gewöhnlichen  Lebensversicherung  derselbe  nur  33y3  %  aus  der 
Nettoprämie  =  25  %  der  Bruttoprämie  ausmacht.  Die  Brutto¬ 
prämien  der  Volksversicherungsgesellschaften  sind  alle  ziemlich 
gleich  hoch,  weil  sowohl  die  Sterbetafeln  als  auch  der  Zinsfuss 
und  der  Verwaltungskostenbedarf  wenig  voneinander  abweichen. 
Folglich  sind  auch  die  Versicherungssummen,  die  sich  aus  diesen 
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Bruttoprämien  oder  Tarifprämien  ergeben,  bei  allen  Gesellschaften 
ziemlich  gleich  hoch.  Zum  Beweis  fügen  wir  eine  vergleichende 
Zusammenstellung  an,  aus  der  ersichtlich  ist,  wie  gross  die  Ver¬ 
sicherungssummen  bei  den  einzelnen  Gesellschaften  sind,  die  sich 
nach  ihren  Tarifen  aus  einem  Wochenbeitrag  von  10  Pf.  und 
einer  Versicherungsdauer  von  15,  20,  25  und  30  Jahren  ergeben: 


A.  Erwachsene 

B. 

Kinder 

Name 

Beim 

Versicherungssumme  zahlbar 

Versicherungssumme 

nach  Jahren 

zahlbar  nach  Jahren 

der  Gesellschaft 

Tode 

15 

20 

!  25 

1  30 

15 

20 

15 

[20 

|  25 

[  30 

oder  beim  früher 

ä  terme 

oder  beim  früher 

eintretenden  Tode 

fixe 

eintretenden  Tode 

Deutschland  .  .  . 

147 

56 

76 

95 

112 

59 

83 

60 

83 

108 

140 

Friedrich-Wilhelm  . 

165 

62 

84 

105 

124 

— 

— 

65 

— 

— . 

— 

Prudentia  .... 

142 

53 

73 

90 

107 

— 

— 

60 

80 

105 

130 

Viktoria . 

142 

53 

73 

90 

107 

56 

79 

60 

80 

105 

130 

Urania . 

134 

53 

73 

90 

|  107 

58 

81 

62 

86 

— 

— 

Iduna  . 

— 

54 

72 

91 

107 

57 

80 

61 

81 

105 

— ' 

Wilhelma  .... 

143 

54 

73 

91 

106 

56 

78 

60 

85 

110 

— 

Vita* . 

— 

54* 

73* 

90* 

106* 

55* 

76* 

59 

78 

— 

— 

Arminia . 

— 

56 

76 

94 

!  112 

*  Beitragsfreiheit  im 

Falle  de 

)r  G; 

inzii 

ivalidität. 

Danach  sind  also  nur  die  Summen  der  «Friedrich-Wilhelm» 
um  etwa  10  °/o  höher  als  die  der  anderen  Gesellschaften.  Im 
allgemeinen  pflegen  nämlich  die  Gesellschaften  die  Versicherten 
am  Gewinn  zu  beteiligen,  was  diese  Gesellschaft  nicht  tut.  Als 
Ersatz  für  die  Gewinnbeteiligung  gewährt  sie  die  höheren  Ver¬ 
sicherungssummen. 

Da  der  Begriff  der  Prämienreserve  in  den  folgenden  Ab¬ 
schnitten  häufiger  wiederkehrt,  erscheint  es  geboten,  denselben 
zu  erläutern  und  zu  definieren.  Bekanntlich  sind  die  bei  der 
Kapitalversicherung  zu  zahlenden  Nettoprämien  Durchschnitts¬ 
prämien,  obwohl  die  Sterbenswahrscheinlichkeiten  für  jedes  Alter 
verschieden  sind,  wie  aus  der  im  Anhang  beigefügten  Zeichnung 
ersichtlich  ist.  Etwa  vom  20.  Lebensjahre  ab  wächst  die  Sterbens¬ 
wahrscheinlichkeit  ständig.  Demnach  bezahlt  der  Versicherte  in 
den  ersten  Jahren  mehr,  in  den  späteren  weniger,  als  der  natür¬ 
lichen  Risikoprämie  in  den  verschiedenen  Altern  entspricht.  Zu 
dieser  Nettoprämie  kommt  der  bereits  erwähnte  Zuschlag  für 
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Verwaltungskosten,  wodurch  die  vom  Versicherten  zu  zahlende 
Brutto-  oder  Tarifprämie  entsteht.  Dieser  Zuschlag  wird  jedoch 
früher  oder  später  aufgebraucht,  so  namentlich  durch  die  Aqui- 
sitions-  und  Inkassospesen.  Dagegen  wird  die  Differenz  der 
Nettoprämie  und  der  natürlichen  Risikoprämie,  solange  sie  positiv 
ist,  zurückgelegt  und  mit  Zinseszinsen  aufgespeichert.  So  entsteht 
die  sogenannte  Prämienreserve.  Wie  aus  obigem  verständlich, 
nimmt  diese  anfangs  eine  Reihe  von  Jahren  für  eine  Gesamtheit 
neu  Eintretender,  Gleichtaltriger  im  ganzen  zu,  später  wieder  ab. 
Für  den  einzelnen  Versicherten  dagegen  nimmt  die  Prämien¬ 
reserve  immer  zu,  so  dass  für  den  bis  zum  Ende  der  Sterbetafel 
Lebende  gerade  die  Versicherungssumme  übrig  bleibt.  Denn  die 
Zahl  der  Ueberlebenden,  für  die  der  Rest  der  Prämie  zur  Rerserve 
bestimmt  ist,  nimmt  eben  immer  mehr  ab.  Es  kommt  dabei  noch 
in  Betracht,  dass  die  früh  Sterbenden  nur  die  Versicherungssumme 
erhalten  und  nicht  den  Ueberschuss,  den  sie  über  ihre  Risiko¬ 
prämie  hinaus  gezahlt  haben.  Dieser  Ueberschuss  kommt  den 
Ueberlebenden  zugute.  Stirbt  ein  Versicherter,  so  wird  also  die 
Versicherungssumme  aus  seiner  Prämienreserve  und  für  den  Rest 
aus  den  laufenden  Prämieneinnahmen  von  den  Ueberlebenden 
der  betreffenden  Gesamtheit  gezahlt.  Diese  Betrachtung  der 
Prämienreserve  führt  zu  demselben  Resultat,  das  sich  aus  der 
gewöhnlichen  Definition  der  Prämienreserve  ergibt.  Diese  lautet: 
Die  Prämienreserve  ist  gleich  dem  gegenwärtigen  Wert  der 
künftigen  Leistung  der  Gesellschaft  minus  dem  gegenwärtigen 
Wert  der  zukünftigen  Leistung  der  Versicherten. 

b.  Versieherangsbedingungen. 

Wir  kommen  nunmehr  zur  Betrachtung  der  Versicherungs¬ 
bedingungen.  Man  könnte  den  Verlauf  der  Versicherung  in 
einen  regulären  und  in  einen  irregulären  trennen.  Zum  regulären 
Verlauf  gehören  die  Aufnahme,  die  Prämie,  die  Zahlungsver¬ 
pflichtung,  die  Karenzzeit,  die  Auszahlung  der  Versicherungs¬ 
summe  und  schliesslich  die  Gewinnbeteiligung.  Zum  irregulären 
Verlauf  wären  dann  die  Respektfrist,  Zahlungseinstellung, 
beitragsfreie  Police,  zeitweilige  Ausserkraftsetzung,  vorschuss¬ 
weise  Aufrechterhaltung,  Rückkauf  und  Beleihung,  Wieder¬ 
aufnahme,  besondere  Fälle,  Anfechtbarkeit  und  Verjährung  zu 
zählen.  In  dieser  Reihenfolge  wollen  wir  im  folgenden  die 
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Versicherungsbedingungen  an  der  Hand  der  im  Anhang  ange¬ 
fügten  Uebersicht  über  die  wichtigsten  Punkte  derselben  erläutern. 

Die  Aufnahmegebühr  hat  den  Zweck,  einen  Teil  der  ersten, 
durch  die  Aufnahme  entstandenen  Kosten  zu  decken  und  ausser¬ 
dem  eine  gewisse  Garantie  für  die  Einlösung  der  Police  zu  haben, 
etwa  wie  bei  der  Anwerbung  von  Gesinde  der  sogenannte  Miets¬ 
taler  den  Antritt  des  Dienstes  sicherstellt.  Die  Höhe  derselben 
ist  verschieden  und  aus  der  Uebersicht  ersichtlich. 

Die  Leistung,  welche  der  Versicherte  durch  den  Abschluss 
des  Versicherungsvertrages  übernommen  hat,  besteht  in  der 
regelmässigen  Zahlung  der  Prämie,  die  bei  der  Volksversicherung 
in  der  Regel  die  Wochenprämie  ist.  Von  ihrer  Höhe,  der  Dauer 
ihrer  regelmässigen  Zahlung  an  die  Gesellschaft  während  der 
gesamten  Versicherungsdauer  ist  die  Gegenleistung  der  Ver¬ 
sicherungsgesellschaft  abhängig.  Die  niedrigste  Wochenprämie 
ist  durchgängig  10  Pf.  Die  wöchentliche  Zahlung  ist  einstweilen 
zweifellos  auch  die  zweckmässigste  Art  der  Prämienzahlung  in 
der  Volksversicherung.  Denn  sie  passt  sich  den  Einkommens¬ 
verhältnissen  eines  sehr  grossen,  wenn  nicht  des  grössten  Teiles 
der  Versicherten  am  besten  an.  Die  monatliche  Prämienzahlung, 
die  die  «Thuringia»  und  die  «Bayerische  Hypotheken-  und 
Wechselbank»  eingeführt  hatten,  scheint  sich  nicht  bewährt  zu 
haben.  Bei  weitem  der  grösste  Teil  der  Volksversicherten  bezieht 
eben  sein  Einkommen  wöchentlich;  die  « Friedrich -Wilhelm » 
dagegen  hat  mit  ihrer  monatlichen  Prämienzahlung  keine  schlechte 
Erfahrung  gemacht,  was  darauf  schliessen  lässt,  dass  sie  ihre 
Versicherten  in  besser  situierten  oder  auch  in  solchen  Kreisen 
gesucht  hat,  wo  das  Einkommen  monatlich  bezogen  wird. 

Sobald  der  Versicherungsnehmer  die  Police  angenommen 
hat,  verpflichtet  er  sich  zur  Prämienzahlung  von  bestimmter 
Mindestdauer.  Acht  Gesellschaften  haben  ein  Jahr,  zwei  Gesell¬ 
schaften  zwei  Jahre  und  nur  eine  hat  gar  keine  Zahlungs¬ 
verpflichtung  festgesetzt.  Diese  Verpflichtung  ist  durchaus  not¬ 
wendig,  da  der  Versicherungsgesellschaft  gerade  im  Anfang  der 
Versicherung  unverhältnismässig  hohe  Kosten  durch  die  Akqui¬ 
sition  und  die  Vermittlung  erwachsen.  Stellt  nun  der  Versiche¬ 
rungsnehmer  seine  Zahlungen  gleich  wieder  ein,  so  erleidet  die 
Gesellschaft  naturgemäss  einen  Verlust,  den  sie  durch  die  Zah¬ 
lungsverpflichtung  zu  vermeiden  suchen  muss. 
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Es  ist  oben  bereits  hervorgehoben  worden,  dass  der  Prämien¬ 
berechnung  bei  der  Volksversicherung  Absterbeordnungen  der 
gesamten  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  zu  Grunde  gelegt 
sind.  Es  sind  also  auch  die  kranken  Personen  darin  enthalten. 
Da  nun  aber  die  Nettoprämien  nach  diesen  Tafeln  berechnet 
werden,  so  könnte  man  auf  den  Gedanken  kommen,  dass  die 
Versicherungsgesellschaften  in  der  Lage  wären,  von  Beginn  der 
Versicherung  an  im  Schadenfalle  die  volle  Versicherungssumme 
zu  zahlen.  Trotzdem  ist  dies  nicht  der  Pall,  sondern  der  Ver¬ 
sicherte  erhält  erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist,  der 
sogenannten  «Karenzzeit»,  die  volle  Versicherungssumme  im 
Todesfälle  ausbezahlt.  Warum  bestehen  nun  die  Volksversiche- 
rungsgesellschaften  auf  der  Einhaltung  der  Karenzzeit,  wenn 
bei  der  Berechnung  der  Prämien  bereits  berücksichtigt  ist,  dass 
keine  ärztliche  Untersuchung  vorgenommen  wird?  Die  Karenzzeit 
ist  unbedingt  nötig,  denn  ohne  sie  würden  die  Versicherungs¬ 
gesellschaften  einen  enormen  Zulauf  von  Personen  haben,  die 
bereits  krank  sind.  Man  hätte  es  dann  bei  der  Berechnung  der 
Prämien  nicht  mehr  mit  den  Durchschnittssterbeziffern  der  Ge¬ 
samtheit  der  Bevölkerung  zu  tun,  sondern  zum  grossen  Teil  mit 
Kranken,  für  die  die  festgesetzten  Prämien  nicht  im  entferntesten 
ausreichen  würden.  Hieraus  ist  also  die  Notwendigkeit  der 
Karenzzeit  ohne  weiteres  ersichtlich.  Die  Dauer  der  Karenz 
ist  sehr  verschieden  bemessen.  Zunächst  ist  zu  unterscheiden 
zwischen  Kinderversicherung  und  der  Versicherung  Erwachsener. 
Bei  der  Kinderversicherung  beträgt  die  Karenzzeit  allgemein 
volle  drei  Jahre.  Innerhalb  dieser  Zeit  werden  im  Todesfälle 
nur  die  eingezahlten  Beiträge  zurückerstattet.  Diese  harte  Be¬ 
dingung  ist  aus  folgenden  Gründen  geboten: 

1.  Ohne  sie  würde  wegen  der  grossen  Sterblichkeit  im  ersten 
Lebensjahr  eine  besondere  Tarifierung  notwendig  werden; 

2.  weil  nur  das  Bedürfnis  vorliegt,  die  geringen  Begräbnis¬ 
kosten  des  etwa  in  den  ersten  Jahren  eintretenden  Todes 
des  versicherten  Kindes  zu  decken,  und 

3.  weil  die  Versuchung  zur  Begehung  eines  Kindermordes  zu 
gross  sein  würde,  wenn  beim  Tode  eines  Kindes  in  den 
ersten  Lebensjahren  bedeutende  Summen  fällig  werden. 

Die  Karenzzeit  für  Erwachsene  beträgt  meistens  zwei  Jahre, 
nämlich  bei  sechs  von  zwölf  Unternehmungen.  Vier  Gesell- 


23 


schäften  haben  drei  Jahre,  eine  Gesellschaft  hat  ein  Jahr  und 
eine  keine  Karenz  festgesetzt.  Die  letztere  verlangt  als  Ersatz 
eine  kostenlose  ärztliche  Untersuchung  durch  den  Vertrauensarzt. 
Stirbt  der  Versicherte  vor  Ablauf  der  Karenzzeit,  so  zahlen  die 
Gesellschaften  nach  Jahren  oder  Halbjahren  abgestufte  Teil¬ 
beträge  der  Versicherungssumme.  Das  Genauere  darüber  finden 
wir  in  der  Uebersicht  über  die  Versicherungsbedingungen. 

Bei  der  Volksversicherung  kommen  auch  entsprechend  den 
niedrigen  Beiträgen  und  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der 
Versicherungsnehmer  nur  geringe  Versicherungssummen  in  Be¬ 
tracht,  und  zwar  schliesst  die  Höchstgrenze  der  V olksversicherungs- 
summe  in  der  Regel  an  die  niedrigste  Grenze  der  grossen  Lebens¬ 
versicherung  an,  weil  über  diese  Summe  hinaus  der  Versicherungs¬ 
nehmer  die  Versicherung  bei  der  grossen  Lebensversicherung 
billiger  haben  würde,  allerdings  unter  Auferlegung  der  ärztlichen 
Untersuchung  und  grösserer  Prämienraten.  Die  untere  Grenze 
bei  der  Lebensversicherung  schwankt  aber  zwischen  1000  und 
2000  M.  Diese  Summen  müssten  also  die  Maximalsummen  der 
Volksversicherung  sein.  Ein  Blick  in  unsere  Uebersicht  bestätigt 
uns  auch  diese  Annahme.  Von  den  12  Gesellschaften  hat  eine 
2000  M.,  sechs  Gesellschaften  haben  1500  M.  und  drei  Gesellschaften 
1000M.  als  Maximalversicherungssumme.  Nur  zwei  Gesellschaften 
überschreiten  diese  Grenze,  nämlich  die  «Vita»  in  Mannheim 
mit  5000  M.  und  die  « Arminia »  mit  ihrer  Angabe :  Höhe  der 
Versicherungssumme  nicht  begrenzt.  Die  Versicherung  dieser 
höheren  Summen  kann  man  eigentlich  nicht  mehr  zur  Volks¬ 
versicherung  rechnen,  da  sie  für  Minderbemittelte  nicht  in  Betracht 
kommen  können.  Wenn  die  genannten  Gesellschaften  diese  Ver¬ 
sicherungssummen  trotzdem  zu  dem  Volksversicherungsgeschäft 
rechnen,  so  ist  es  wohl  darauf  zurückzuführen,  dass  sie  mit  der 
Lebensversicherung  ohne  ärztliche  Untersuchung  einen  Versuch 
machen  wollten.  Denn  sonst  würden  sie  nicht  gleich  in  den 
Bedingungen  neben  der  wöchentlichen  Prämienzahlung  monat¬ 
liche,  vierteljährliche  und  sogar  jährliche  Prämienzahlung  zulassen. 
In  der  Tat  wird  auch  wenig  Gebrauch  von  diesen  hohen  Ver¬ 
sicherungssummen  in  der  Volksversicherung  gemacht.  Es  könnten 
vielleicht  Leute  hierfür  in  Betracht  kommen,  die  wegen  schwachen 
Gesundheitszustandes  oder  aus  anderen  Gründen  die  ärztliche 


24 


Untersuchung  scheuen  oder  vielleicht  auch  nicht  zahlungsfähig 
genug  sind,  die  Prämien  in  grösseren  Raten  aufzubringen. 

Es  wird  im  allgemeinen  sogar  noch  ein  Unterschied  zwischen 
den  höchst  zulässigen  Versicherungssummen  bei  der  Kinderver¬ 
sicherung  gegenüber  der  Versicherung  Erwachsener  gemacht. 
Von  praktischer  Bedeutung  sind  auch  hier  nur  die  Versicherungs¬ 
summen  bis  zu  circa  1500  M.  Selbst  bei  den  Gesellschaften,  die 
eine  höhere  Versicherungssumme  zulassen,  wird  sie  in  Wirklich¬ 
keit  selten  Vorkommen.  Bei  einigen  Gesellschaften  weichen  die 
höchst  zulässigen  Versicherungssummen  für  Kinder  von  denen 
für  Erwachsene  ab.  So  hat  die  «Wilhelma»  für  Erwachsene 
1500  M.,  für  Kinder  aber  als  Maximum  2000  M.  festgesetzt.  Ebenso 
bestimmt  die  «  Friedrich-Wilhelm  »,  die  als  Maximum  für  Erwach¬ 
sene  1500  M.  zulässt,  dass  für  ein  und  dasselbe  Kind  2  Policen 
beantragt  werden  können.  Es  kann  also  der  doppelte  Betrag  der 
in  den  Tarifen  enthaltenen  Versicherungssummen  versichert 
werden.  Die  höchste  Versicherungssumme  für  eine  Police  beträgt 
auch  hier  1500  M.,  so  dass  also  das  Leben  eines  Kindes  mit 
3000  M.  versichert  werden  kann. 

Bei  sämtlichen  Volksversicherungsgesellschaften  haben  die 
Versicherten  Anteil  am  Geschäftsgewinn.  Bei  den  Gegenseitig¬ 
keitsvereinen  ist  das  selbstverständlich,  bei  den  Aktiengesell¬ 
schaften  üblich  und  in  den  Versicherungsbedingungen  festgelegt. 
Der  Modus  der  Auszahlung  ist  ausserordentlich  verschieden.  Wir 
wollen  daher  hier  nur  das  Allgemeine  hervorheben  und  verweisen 
im  übrigen  auf  den  Anhang.  Von  dem  Reingewinn  gelangen 
nach  Abzug  der  durch  die  Statuten  vorgeschriebenen  Summen 
für  Dotierung  des  Reservefonds,  Aktienzinsen  und  Tantiemen 
mindestens  75  %  zur  Verteilung  an  die  Versicherten.  Ausnahmen 
finden  wir  bei  der  «Friedrich-Wilhelm»  und  der  «Vita».  Die 
erstere  erhöht  bei  wöchentlicher  Prämienzahlung  die  Ver¬ 
sicherungssummen  nach  zehnjähriger  Beitragszahlung  um  ein 
Zehntel  anstatt  der  Gewinnbeteiligung.  Bei  der  monatlichen 
Prämienzahlung  dagegen  haben  die  Versicherten  Anspruch  auf 
die  Gewinnbeteiligung,  und  zwar  in  derselben  Höhe  wie  bei  den 
anderen  Gesellschaften.  Es  kann  aber  auch  hier  anstatt  der 
Gewinnbeteiligung  die  Versicherungssumme  um  20  °/0  erhöht 
werden.  Dies  Verfahren  bietet  einen  Vorteil  für  die  Versicherten, 
die  mit  einer  ganz  bestimmten  Versicherungssumme  von  Anfang 
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an  rechnen  wollen.  Die  «Vita»  erhöht  nach  zehnjährigen  Bei¬ 
tragszahlungen  die  Versicherungssumme  um  ein  Zehntel,  nach 
je  weiteren  5  Jahren  um  ein  Fünftel.  Ausserdem  verteilt  sie 
noch  Dividende.  Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass  die  Tarifversiche¬ 
rungssummen  infolge  der  späteren  Erhöhung  der  Versicherungs¬ 
summe  naturgemäss  niedriger  sind  als  bei  den  übrigen  Gesell¬ 
schaften.  Die  Auszahlung  dieser  Dividende  geht  entweder  nach 
3  bis  5  Jahren  vor  sich  oder  die  Gewinnanteile  werden  mit 
Zinsen  und  Zinseszinsen  angesammelt  und  gelangen  mit  der 
Versicherungssumme  gleichzeitig  zur  Auszahlung. 

Ist  der  Versicherte  momentan  nicht  in  der  Lage,  seinen 
Verpflichtungen  der  Gesellschaft  gegenüber  nachzukommen,  so 
gewährt  ihm  dieselbe  ohne  weiteres  gemäss  den  Versicherungs¬ 
bedingungen  eine  Zahlungsfrist,  Respektfrist  genannt.  Ihre  Dauer 
schwankt  zwischen  14  Tagen  und  8  Wochen.  Die  vierzehntägige 
Respektfrist  scheint  zu  kurz  bemessen  zu  sein;  wir  finden  sie 
infolgedessen  auch  am  wenigsten  vertreten.  Einige  Gesellschaften 
legen  die  Respektfrist  nicht  in  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Wochen  fest,  sondern  setzen  ihr  als  Ziel  den  letzten  Tag  des  auf 
die  letzte  Prämienzahlung  folgenden  Monats  fest.  Das  kann  8,  aber 
auch  nur  4  Wochen  bedeuten.  Die  Dauer,  welche  die  einzelnen 
Gesellschaften  für  die  Respektfrist  angesetzt  haben,  ist  aus  der 
im  Anhang  gegebenen  Uebersicht  über  die  hauptsächlichsten 
Punkte  der  Versicherungsbedingungen  zu  ersehen.  Zu  bemerken 
ist  noch,  dass  einige  Gesellschaften,  selbst  nach  Ablauf  der 
Respektfrist,  den  säumigen  Zahler  durch  eingeschriebenen  Brief 
mahnen  und  auf  die  Folgen  einer  Zahlungsunterlassung  hin- 
weisen.  Sie  gewähren  damit  eine  weitere  Frist  von  10  bis  14 
Tagen  nach  Empfang  des  Briefes.  Die  Kosten  des  eingeschrie¬ 
benen  Briefes,  wie  die  sonst  etwa  entstandenen  Kosten,  hat 
natürlich  der  Versicherte  zu  tragen.  Die  Aufnahme  dieser  Be¬ 
stimmung  in  die  Versicherungsbedingungen  einiger  Gesellschaften 
ist  neueren  Datums  und  erfolgte  auf  Veranlassung  des  Ausichts- 
amtes  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  des  Entwurfes 
eines  Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag.  Dieser  Entwurf 
lässt  aber  für  die  Volksversicherung  Ausnahmen  zu,  und  es  ist 
uns  bekannt  geworden,  dass  das  Kaiserliche  Aufsichtsamt  für 
Privatversicherungen  zu  der  Ueberzeugung  gelangt  ist,  dass 
diese  Art  der  Mahnung  für  die  Volks  Versicherung  ganz  allgemein 
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nicht  durchführbar  ist  und  dass  es  neuerdings  bei  der  Geneh¬ 
migung  von  Versicherungsbedingungen  für  die  Volks  Versiche¬ 
rung  auf  Anwendung  dieses  Mahnverfahrens  nicht  mehr  besteht. 
Wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass,  theoretisch  genommen, 
bei  einer  Versicherung  mit  wöchentlicher  Prämienzahlung  der 
Versicherungsnehmer  im  Laufe  eines  Jahres  52mal  mit  der 
Prämienzahlung  in  Verzug  kommen  kann  und  wenn  dann  die 
Gesellschaft  verpflichtet  sein  sollte,  jedesmal  das  oben  bezeich- 
nete  Mahnverfahren  anzuwenden,  so  würde  der  Betrieb  dermassen 
verteuert  werden,  dass  die  ganze  Volksversicherung  unwirt¬ 
schaftlich  würde. 

Nach  dieser  Darstellung  kommen  wir  nun  zum  zweiten  Teil 
der  Versicherungsbedingungen,  den  wir  unter  der  Bezeichnung 
«irregulärer  Verlauf»  zusammenfassen  wollen. 

In  der  ersten  Zeit,  gewöhnlich  also  innerhalb  des  ersten 
Jahres,  sind  die  Gesellschaften  darauf  angewiesen,  die  verein¬ 
barten  Prämien  einzufordern,  um  nicht  Verluste  zu  erleiden. 
Später  aber,  wenn  durch  die  gezahlten  Prämien  die  ersten  Un¬ 
kosten  bereits  gedeckt  sind,  kann  die  Gesellschaft  unter  beson¬ 
deren  Bedingungen  von  der  Fortsetzung  der  Prämienzahlungen 
absehen.  Es  muss  eben,  besonders  bei  der  Volksversicherung, 
damit  gerechnet  werden,  dass  auch  aus  wirtschaftlichem  Un¬ 
vermögen  die  Zahlungseinstellung  seitens  des  Versicherten  erfolgt. 
Bei  den  meisten  Gesellschaften  erlischt  dann  die  Police  mit  sämt¬ 
lichen  Ansprüchen  auf  Prämienrückgewähr,  wenn  die  Prämien¬ 
zahlung  innerhalb  der  ersten  drei  Jahre,  die  vorgeschriebene 
Mindestleistung  eingerechnet,  nicht  bezahlt  wird.  Besteht  die 
Versicherung  jedoch  schon  länger  als  drei  Jahre,  so  erlöschen 
die  Ansprüche  des  Versicherten  nicht  ganz.  Es  kann  dann  auf 
Antrag  des  Versicherten,  bisweilen  unter  Zahlung  einer  Gebühr, 
die  Police  in  eine  beitragsfreie  umgewandelt  werden,  indem 
etwa  90  °/o  der  Prämienreserve  als  eine  einmalige  Einzahlung 
betrachtet  wird.  Die  Versicherungssumme  wird  dann  dement¬ 
sprechend  reduziert  und  im  übrigen  bleibt  die  Police  unter  den 
zu  Anfang  vereinbarten  Bedingungen  bestehen,  meist  aber  ohne 
weitere  Gewinnbeteiligung.  Einige  Gesellschaften  wandeln  auch 
ohne  Antrag  die  Police  bei  Zahlungseinstellung  in  eine  beitrags¬ 
freie  Versicherung  um  (automatische  Umwandlung).  Wie  die 
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einzelnen  Gesellschaften  bei  Zahlungseinstellung  verfahren,  ist  aus 
der  Uebersicht  über  die  Versicherungsbedingungen  zu  entnehmen. 

Einige  Gesellschaften  haben  die  sehr  praktische  Einrichtung 
getroffen,  auf  Antrag  des  Versicherungsnehmers,  wenn  dieser 
seine  Beiträge  nicht  weiter  zahlen  kann,  die  Police  ausser  Kraft 
zu  setzen,  sie  aber  bis  zur  Dauer  von  zwei  Jahren  in  der  Schwebe 
zu  lassen  (Suspension).  Nimmt  der  Versicherungsnehmer  vor 
Ablauf  der  Suspensionsfrist  die  Prämienzahlung  wieder  auf,  so 
tritt  die  Police  wieder  in  Kraft  und  die  Versicherungsdauer  wird 
um  diese  Frist  (ein  bis  zwei  Jahre)  verlängert.  Bei  lebensläng¬ 
lichen  Versicherungen  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  einer  Er¬ 
höhung  des  Beitrittsalters  und  dementsprechend  eine  Herabsetzung 
der  Versicherungssumme.  Stirbt  die  versicherte  Person  während 
der  Zeit  der  Ausserkraftsetzung  der  Versicherung,  so  wird,  falls 
mindestens  drei  Jahre  lang  die  Beiträge  entrichtet  sind,  die  volle 
Prämienreserve  nebst  den  Gewinnanteilen  ausgezahlt.  Hierdurch 
wird  gleichfalls  der  wirtschaftlich  unsicheren  Lage  der  meisten 
Volksversicherten  Rechnung  getragen. 

Einige  Gesellschaften  erhalten  die  Versicherung,  wenn  der 
Versicherte  seine  Beiträge  einstweilen  nicht  zu  bezahlen  imstande 
ist,  durch  die  angesammelte  Prämienreserve  ohne  besonderen 
Auftrag  aufrecht,  indem  sie  die  geschuldete  Prämie  als  Darlehn 
gelten  lassen  und  dieses  Verfahren  so  lange  fortsetzen,  bis  die 
gestundeten  Beiträge  nebst  auflaufenden  Zinsen  den  für  Be¬ 
leihung  zugelassenen  Höchstbetrag  der  Prämienreserve  erreicht 
haben.  Ist  die  Prämienreserve  für  die  vorschussweise  Zahlung 
der  Beiträge  verwendet,  so  erlischt  natürlich  die  Versicherung, 
wenn  der  Versicherte  nicht  die  rückständigen  Beiträge  nebst 
Zinsen  nachgezahlt  hat. 

Rückkauf  und  Beleihung  sind  bei  der  Volksversicherung 
bedingungsgemäss  in  der  Regel  nicht  zugelassen,  da  die  resul¬ 
tierenden  Beträge  sehr  gering  sein  würden.  Einige  Gesellschaften 
geben  dennoch  Vorschüsse  auf  die  Volksversicherungspolicen, 
und  zwar  ist  bei  diesen  die  Zahl  der  stattfindenden  Beleihungen 
nicht  unerheblich.  Die  Höhe  des  Vorschusses  haben  die  Gesell¬ 
schaften  natürlich  von  Pall  zu  Fall  zu  bemessen,  da  ja  keine 
Verpflichtung  vorliegt.  Er  dürfte  etwa  drei  Viertel  der  Prämien¬ 
reserve  betragen. 
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Sämtliche  Gesellschaften  gestatten  die  Wiederaufnahme 
erloschener  Versicherungen.  Die  Bedingungen,  unter  denen  die 
Wiederinkraftsetzung  geschieht,  sind  ausserordentlich  verschieden. 
Nur  vier  Gesellschaften  haben  ein  ziemlich  einheitliches  Wieder¬ 
aufnahmeverfahren.  Sie  lassen  innerhalb  eines  Jahres  seit  Verfall 
oder  der  letzten  Beitragszahlung  oder  seit  dem  Fälligkeitstag, 
unter  Nachzahlung  der  rückständigen  Beiträge  und  Ersatz  der 
Portokosten,  die  Wiederinkraftsetzung  zu,  wenn  der  Versicherte 
auf  seine  Kosten  einen  genügenden  Gesundheitsnachweis  von 
dem  Vertrauensarzt  der  Anstalt  beibringt.  Zwei  Gesellschaften 
haben  die  gleiche  Bedingung,  nur  sehen  sie  von  der  Rückzahlung 
der  Portoauslagen  ab.  Innerhalb  eines  Jahres  gestattet  ferner 
noch  ohne  besondere  Untersuchung  und  ohne  Kosten,  aber  nur 
während  der  ersten  3  Jahre,  eine  Gesellschaft  die  Wiederaufnahme. 
Zwei  Gesellschaften  lassen  innerhalb  6  Monaten,  die  eine  von 
der  letzten  Beitragszahlung  an  gerechnet,  die  andere  seit  dem 
Fälligkeitstage,  die  Wiederaufnahme  zu,  wenn  der  Versicherte 
einen  genügenden  Gesundheitsnachweis  erbringt  und  die  Kosten 
zurückerstattet.  Eine  Gesellschaft  gestattet  die  Wiederaufnahme 
nur  innerhalb  dreier  Monate  seit  Fälligkeit  ohne  weiteres  gegen 
Zahlung  der  Mahngebühr  und  50  Pf.  Versäumnisgebühr.  Eine 
noch  kürzere  Frist  hat  eine  Gesellschaft  mit  nur  4  Wochen  seit 
Fälligkeit.  Sie  verlangt  nur  50  Pf.  Wiederaufnahmegebühr.  Es 
bleibt  noch  eine  Gesellschaft,  die  die  Wiederaufnahme  gegen 
eine  Erneuerungsgebühr  von  einer  Mark  und  Beibringung  eines 
vertrauensärztlichen  Gesundheitsnachweises  zulässt,  wenn  ein 
diesbezüglicher  Antrag  bis  zum  1.  Juli  desjenigen  Jahres,  in  dem 
die  Versicherung  erloschen  ist,  gestellt  ist.  Natürlich  sind  bei 
allen  Unternehmungen  die  rückständigen  Beiträge  bei  der  Wieder¬ 
inkraftsetzung  nachzuzahlen.  Näheres  finden  wir  in  der  Ueber- 
sicht  angegeben. 

Wenn  einerseits  im  Interesse  der  Einfachheit  der  Verwaltung 
auf  regelmässigen  Fortlauf  der  Prämienzahlung  gehalten  werden 
muss,  so  macht  andererseits  die  unsichere  wirtschaftliche  Lage 
vieler  Versicherungsnehmer  Abweichungen  von  diesem  Prinzip 
wünschenswert.  Dieser  Erwägung  hat  die  «Vita»  in  Mannheim 
Rechnung  getragen,  indem  sie  die  Prämien  so  berechnete,  dass 
der  Versicherungsnehmer  unbeschadet  der  Höhe  der  Versiche¬ 
rungssumme  von  ferneren  Beitragszahlungen  frei  ist,  wenn  der 
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Fall  der  Ganzinvalidität  eintritt.  Jedoch  ist  diese  Einrichtung 
ohne  jede  praktische  Bedeutung. 

Eine  weitere,  viel  umstrittene  Frage  ist  die,  welchen  Einfluss 
die  Teilnahme  am  Kriege  auf  das  Rechtsverhältnis  des  Ver¬ 
sicherten  haben  soll.  Aus  der  angefügten  Zusammenstellung  der 
Versicherungsbedingungen  ersehen  wir  aus  der  besonderen  Ab¬ 
teilung  über  Kriegsversicherung,  wie  dieselbe  gehandhabt  wird. 
Von  den  12  Volksversicherungsgesellschaften  zahlen  9  die  Prä¬ 
mienreserve  zurück.  Die  übrigen  3  haben  eine  besondere  Kriegs- 
versicherung.  Eine  Gesellschaft  sammelt  einen  besondern  Kriegs¬ 
reservefonds,  indem  sie  10  °/o  des  Gewinnes  diesem  zuführt.  Die 
Versicherten,  die  schon  mehr  als  3  Monate  vor  Beginn  des 
Krieges  versichert  waren,  haben  Anteil  an  diesem  Fonds  bis  zur 
Höhe  der  versicherten  Summe.  Wollen  sie  sich  auf  jeden  Fall 
die  ganze  Summe  sichern,  so  haben  sie  4x/2  °/o  der  versicherten 
Summe  als  Extraprämie  zu  zahlen.  Eine  andere  Gesellschaft 
zahlt  den  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Gefallenen  und  Ver¬ 
missten  nach  Friedensschluss  zunächst  nur  die  Prämienreserve. 
Ausserdem  stehen  für  den  Kriegsreservefonds  noch  folgende 
Mittel  zur  Verfügung: 

1.  Die  für  die  Kriegssterbefälle  ausser  der  Reserve  rechnungs- 
mässig  zur  Verfügung  stehenden  Deckungsmittel; 

2.  die  angesammelten  Gewinnanteile  der  gestorbenen  Kriegs¬ 
versicherten  ; 

3.  der  vom  Aufsichtsrate  festzusetzende  Betrag  aus  dem  Aus¬ 
gleichungsfonds  ; 

4.  die  angesammelten  Gewinnanteile  der  überlebenden  Kriegs¬ 
teilnehmer. 

Eine  andere  Gesellschaft  zahlt  nach  vierjährigem  Bestehen 
ohne  Extraprämie  den  Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Gefallenen 
die  volle  Versicherungssumme  aus.  Vorher  bezahlt  sie  im  Schaden¬ 
falle  im  ersten  halben  Jahre  20  %>  nach  einem  Jahre  40  %> 
nach  2  Jahren  60  °/o  und  nach  3  Jahren  80  °/o  der  Versicherungs¬ 
summe. 

Auch  über  den  folgenden  Punkt,  die  Anfechtbarkeit,  wollen 
wir  hier  nur  Allgemeines  anführen,  da  die  Versicherungsbedin¬ 
gungen  die  Einzelheiten  genau  angeben.  Das  Bestreben  der 
Gesellschaften  ist,  die  Unanfechtbarkeit  nach  Möglichkeit  auszu¬ 
dehnen.  So  ist,  bis  auf  eine  Gesellschaft,  die  Unanfechtbarkeit 
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bei  Berufswechsel  überall  eingeführt,  und  das  ist  vom  volkswirt¬ 
schaftlichen  Standpunkt  aus  durchaus  notwendig.  Denn  gerade  der 
Arbeiter  wechselt  aus  den  verschiedensten  Gründen  so  oft  seine 
Tätigkeit,  dass  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Volks¬ 
versicherung  bedeutend  herabgesetzt  würde,  wenn  bei  Uebergang 
zu  einem  gefährlicheren  Beruf  die  Police  ungültig  würde.  Nur 
eine  Gesellschaft  sieht  für  die  Arbeiter  Gefahrenklassen  und 
danach  verschiedene  Tarifierung  vor.  Bei  Uebergang  in  eine 
höhere  Gefahrenklasse  wird  die  Versicherungssumme  entsprechend 
reduziert.  Anders  steht  es  mit  der  Anfechtbarkeit,  wenn  der 
Versicherte  dauernd  oder  auch  nur  vorübergehend  im  Gebiete 
der  heissen  Zone  Aufenthalt  nimmt.  Bisher  war  man  der  Meinung, 
dass  für  die  Gesundheit  eines  Europäers  das  Klima  der  heissen 
Zone  so  gefährlich  sei,  dass  keine  Gesellschaft  die  Versicherung 
für  dort  ohne  weiteres  aufrecht  erhalten  könne.  Infolgedessen 
ist  in  den  meisten  Versicherungsbedingungen  noch  vorgesehen, 
dass  die  Police  ungültig  wird  und  nur  die  Prämienreserve  ver¬ 
gütet  wird,  sobald  der  Versicherte  seinen  Aufenthalt  in  einem 
Lande  der  heissen  Zone  nimmt.  Bei  zwei  Gesellschaften  kann  die 
Versicherung  gegen  eine  zu  vereinbarende  Zusatzprämie  aufrecht 
erhalten  werden.  Neuerdings  gehen  einzelne  Gesellschaften  jedoch 
dazu  über,  ihre  Versicherungsbedingungen  in  dieser  Beziehung 
zu  ändern,  indem  sie,  wie  eine  grosse  Anzahl  Gesellschaften  der 
Grosslebensversicherung,  bei  Reisen  auch  in  ungesunden  Gegenden 
die  Police  aufrecht  erhalten.  Die  Gesellschaften  gehen  hierbei 
wahrscheinlich  von  der  Erwägung  aus,  dass  für  das  höhere  Risiko 
in  ungesundem  Klima  nur  eine  verhältnismässig  kleine  Zahl  von 
Personen  in  Betracht  kommt,  deren  vorzeitiger  Tod  das  Gesamt¬ 
geschäft  nicht  erheblich  nachteilig  beeinflussen  kann. 

Stirbt  der  Versicherte  durch  Selbstmord,  so  zahlen  heute 
alle  Gesellschaften  die  volle  Versicherungssumme,  wenn  die 
Versicherung  schon  2  bis  5  Jahre  bestanden  hat.  Die  Sterblich¬ 
keitstafeln  berücksichtigen  die  Selbstmorde  natürlich  auch,  und 
so  bietet  dieser  Punkt  keine  grössere  Gefahr  für  die  Versiche¬ 
rungsgesellschaften,  zumal  eine  Karenzzeit  festgesetzt  ist,  die 
verhindert,  dass  Leute  sich  versichern,  die  schon  mit  der  festen 
Absicht  umgehen,  sich  das  Leben  zu  nehmen. 

Wir  kommen  nun  zur  Anfechtbarkeit  wegen  falscher  Angaben 
im  Versicherungsvertrag.  Gewöhnlich  sichern  die  Gesellschaften 
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trotz  falscher  Angaben  nach  3  Jahren  Unanfechtbarkeit  zu.  Der 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag  berück¬ 
sichtigt  die  Anzeigepflicht  in  den  §§  16-G22.  Danach  ist  zu 
unterscheiden  zwischen  fahrlässiger  und  arglistiger  Täuschung 
über  Gefahrenumstände.  Es  heisst  dort  in  §  22 :  « Das  Recht 
des  Versicherers,  den  Vertrag  wegen  arglistiger  Täuschung  über 
Gefahrumstände  anzufechten,  bleibt  unberührt.»  Die  Gesell¬ 
schaften  brauchen  demnach  überhaupt  keine  Unanfechtbarkeit  zu 
gewähren.  Aber  sie  können  vom  Versicherungsvertrag  nur  inner¬ 
halb  eines  Monats  nach  Kenntniserlangung  der  arglistigen  Täu¬ 
schung  zurücktreten.  Dasselbe  gilt  für  die  fahrlässige  Verletzung 
der  Anzeigepflicht,  ausser  wenn  weder  dem  Versicherungsnehmer 
noch  dem  Vertreter  ein  Verschulden  zur  Last  fällt. 

Um  die  jahrelange  Weiterverwaltung  der  fällig  gewordenen 
Versicherungssummen  durch  die  Gesellschaften  zu  vermeiden, 
andererseits  aber  auch,  um  den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches,  §§  194  fl*.,  zu  genügen,  haben  die  Anstalten  in 
ihren  Versicherungsbedingungen  eine  Verjährungsfrist  für  die 
Ansprüche  der  Versicherungsnehmer  festgesetzt.  Und  zwar  haben 
acht  Gesellschaften  2  Jahre,  drei  1  Jahr  und  nur  eine  5  Jahre 
angenommen.  Nach  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Ver¬ 
sicherungsvertrag,  §  12,  soll  die  Verjährungsfrist  von  5  Jahren 
obligatorisch  werden. 


c.  Organisation. 

Es  bliebe  nunmehr  noch  die  Organisation  des  Versicherungs¬ 
betriebes  zu  betrachten. 

In  der  inneren  Organisation  spielt,  abgesehen  von  der  Be¬ 
arbeitung  der  laufenden  Eingänge  von  Anträgen,  Sterbefällen 
etc.,  die  Verwaltung  des  Inkassos  eine  grosse  Rolle.  Die  grössten 
Gesellschaften  unterhalten  in  den  einzelnen  Provinzen  Zentral¬ 
inkassostellen;  andere  wieder  haben  das  gesamte  Inkasso  an 
ihrem  Sitze  zentralisiert  und  diejenigen  mit  kleinerem  Bestände 
lassen  das  Inkasso  gleichzeitig  von  denjenigen  Vertretern  aus¬ 
führen,  die  auch  die  Organisation  und  die  Aquisition  zu  besorgen 
haben.  Naturgemäss  erfordert  die  Verwaltung  einer  so  grossen 
Anzahl  von  Policen  mit  wöchentlicher  Prämienzahlung,  wie  sie 
bei  der  Volksversicherung  in  Betracht  kommt,  eine  ausserordent¬ 
lich  umfangreiche  Buchhaltung  und  die  genaueste  Kontrolle. 
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Eine  scharfe  Beaufsichtigung  des  Inkassos  liegt  übrigens  im 
eigensten  Interesse  des  Versicherungsnehmers,  weil  viele  dieser 
zur  regelmässigen  Zahlung  nur  durch  regelmäsiges  Abholen  der 
Beiträge  veranlasst  werden  können,  so  dass  damit  dem  Verfall 
der  Policen  am  besten  vorgebeugt  wird.  Durch  alle  diese  not¬ 
wendigen  Einrichtungen  wird  das  Versicherungsgeschäft  mit 
ganz  erheblichen  Verwaltungskosten  belastet. 

Eine  äussere  Organisation  ist  in  der  Volksversicherung 
erforderlich 

1.  für  die  Anwerbung  neuer  Versicherungen  und 

2.  für  das  Abholen  der  Prämien. 

Bei  der  Anwerbung  von  Versicherungen  gehen  die  Gesell¬ 
schaften  planmässig  vor.  Sie  errichten  in  ihrem  Geschäftsgebiet, 
meistens  in  den  Provinzialhauptstädten,  grössere  Geschäftstellen, 
die  die  Bezeichnung  « Subdirektion  >  oder  « Generalagentur » 
tragen.  Diesen  Generalvertretungen  ist  entweder  ein  bestimmtes 
Geschäftsgebiet  zugeteilt  oder  aber  sie  haben  die  Freiheit,  sich 
in  dem  ganzen  Wirkungskreis  der  Gesellschaft  zu  betätigen. 
Sie  haben,  abgesehen  von  der  Anstellung  der  Inkassovertreter, 
die  Aufgabe,  das  Personal  für  die  Gewinnung  neuer  Versiche¬ 
rungen  anzuwerben  und  dasselbe  zu  überwachen.  Die  eigentliche 
Anwerbung  von  Versicherungen  geschieht  durch  Agenten  und 
sogenannte  Inspektoren.  Die  Agenten  betätigen  sich  meistens 
nur  an  ihrem  Wohnsitze  und  in  dem  Kreise  ihrer  näheren  Be¬ 
kannten.  Die  Inspektoren  dagegen  reisen  von  Ort  zu  Ort  und 
suchen  vorhandene  Beziehungen  auszunutzen  oder  neue  zum 
Zweck  der  Anwerbung  von  Versicherungen  anzuknüpfen.  Die 
Tätigkeit  der  Agenten  hat  im  allgemeinen  den  Vorzug,  dass  die 
durch  sie  erzielten  Geschäfte  meistens  reell  zustande  kommen 
und  dass  das  Storno  sich  bei  diesen  in  mässigen  Grenzen  hält, 
während  die  Tätigkeit  der  Inspektoren  manche  Schattenseiten 
aufzuweisen  hat.  Bei  der  Besprechung  der  Mängel  der  Volks¬ 
versicherung  werden  wir  Gelegenheit  finden,  diese  Schattenseiten 
zu  erörtern. 

Obwohl  die  Versicherungsbedingungen  der  Volksversiche¬ 
rungsgesellschaften  die  Prämienschuld  ausdrücklich  als  eine 
Bringschuld  bezeichnen,  so  ist  doch  das  Abholen  der  Prämien 
durch  Boten  allgemein  üblich  und  ausserdem  notwendig.  Die 
Gesellschaften  lassen  die  Prämien  trotz  der  ihnen  daraus  erwach- 
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senden  hohen  Kosten  abholen,  nur  um  die  Versicherungsnehmer 
zu  regelmässiger  Zahlung  anzuhalten  und  um  dadurch  einem 
übermässigen  Verfall  der  Versicherungen  vorzubeugen.  Es  leuchtet 
ein,  dass  eine  bedeutende  Anzahl  der  Volksversicherten  aus  Ge¬ 
dankenlosigkeit  oder  Nachlässigkeit  die  Prämien  gar  nicht  oder 
nicht  rechtzeitig  zahlen  würde,  wenn  sie  diese  bringen  müssten. 
Durch  das  regelmässige  Erscheinen  des  Kassenboten  aber  wird 
ein  moralischer  Zwang  und  eine  gewisse  Erziehung  zur  Bezahlung 
der  Beiträge  ausgeübt.  Formell  haben  sich  die  Gesellschaften 
Vorbehalten,  das  Bringen  der  Beiträge  verlangen  zu  können, 
weil  die  Kassenboten  oft  nicht  in  der  Lage  sind,  den  Versiche¬ 
rungsnehmer  anzutreffen  oder  aufzufinden. 

Die  Besoldung  der  im  Aussendienst  tätigen  Personen  ist 
sehr  mannigfaltig.  Die  Bezüge  der  Generalvertreter  setzen  sich 
meistens  aus  mehreren  Faktoren  zusammen,  nämlich  aus  dem 
Gehalt,  der  Bureauvergütung,  Mietsentschädigung,  den  Reise¬ 
kosten,  den  Provisionen  am  Neuzugang  und  an  dem  bestehenden 
Geschäft.  Manche  Generalvertreter  erhalten  nur  Provisionsbezüge, 
andere  wieder  nur  einen  der  oben  angegebenen  festen  Bezüge. 
Die  Agenten  beziehen  für  das  An  werben  neuer  Versicherungen 
meistens  nur  Provisionen  und  für  das  Inkasso  einen  bestimmten 
Teil  der  einkassierten  Gelder.  Bei  grossen  Beständen  zahlen  die 
Gesellschaften  häufig  auch  ein  festes  Gehalt  oder  Gehalt  und 
eine  kleinere  Provision  von  den  eingezogenen  Beiträgen.  Die 
Einkünfte  der  Inspektoren  bestehen  in  Gehalt  oder  Provision 
oder  in  beiden  und  Reisespesen.  Für  die  Gesellschaften  stellt 
sich  das  durch  die  Agenten  angeworbene  Geschäft  am  billigsten, 
denn  die  durch  die  Inspektoren  angeworbenen  Versicherungen 
werden  durch  die  Reisekosten  stark  belastet. 


5.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung. 

Zur  Erläuterung  und  Klarstellung  der  volkswirtschaftlichen 
Bedeutung  der  Volksversicherung  in  Deutschland  sind  im  An¬ 
hänge  eine  Reihe  von  Tabellen  beigefügt.  Wir  haben  uns  auch 
hierbei  an  die  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Aufsichts¬ 
amtes  für  Privatversicherung  gehalten  und  nur  die  Unterneh¬ 
mungen  berücksichtigt,  die  einen  der  oben  angegebenen  Definition 
entsprechenden  Geschäftsbetrieb  haben.  Es  sind  also  die  Zahlen 
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von  11  Aktienunternehmungen  und  2  Gegenseitigkeitsvereinen 
angegeben.  Die  bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank  hat 
den  Volksversicherungsbetrieb  zwar  eingestellt,  jedoch  laufen  die 
alten  Bestände  weiter,  und  sie  sind  daher  in  den  statistischen 
Uebersichten  mitangegeben. 

Obwohl  es  angängig  ist,  dass  ein  und  dieselbe  Person  mehrere 
Policen  für  sich  selbst  erwirbt,  sofern  ein  bestimmter  Betrag  an 
Versicherungssumme  im  ganzen  nicht  überschritten  wird,  so  kann 
man  doch  mit  ziemlicher  Sicherheit  annehmen,  dass  jener  Fall 
verhältnismässig  selten  eintritt.  Die  in  den  Rechnungsabschlüssen 
angegebenen  Policenzahlen  würden  also  der  Zahl  der  versicherten 
Personen  ungefähr  entsprechen.*)  Demnach  waren  Ende  1907 
6,1  Millionen  Personen  bei  der  Volks  Versicherung  versichert. 
Das  ist  jeder  Zehnte  in  der  gesamten  deutschen  Bevölkerung 
bei  60,6  Millionen  Einwohnern  laut  der  letzten  Volkszählung. 
Es  ist  dies  gewiss  schon  ein  ansehnlicher  Erfolg,  wenn  man  die 
Zahlen  mit  denen  aus  dem  Jahre  1897  vergleicht.  Damals  betrug 
die  Einwohnerzahl  53,5  Millionen,  und  es  waren  1,8  Millionen 
versichert,  also  etwa  jeder  Dreissigste.  Seitdem  ist  die  Policen¬ 
zahl  ständig  und  sogar  dreimal  so  schnell  als  die  Bevölkerung 
gewachsen.  Die  versicherten  Summen  betrugen  Ende  1907 
1095  Millionen  Mark,  das  macht  auf  den  Kopf  des  Versicherten 
durchschnittlich  180  M.  Versicherungssumme.  Ein  Rückblick 
auf  das  Jahr  1897  zeigt  uns,  dass  in  Bezug  auf  die  Höhe  der 
durchschnittlichen  Versicherungssumme  eine  kleine  Verminderung 
wahrzunehmen  ist.  Die  gesamten  Versicherungssummen  betrugen 
in  jenem  Jahre  336  Millionen  Mark;  das  ergibt  im  Durchschnitt 
186  M.  für  jeden  Versicherten.  Die  Zahl  der  Mitglieder  der 
Sterbevereine  lässt  sich  nicht  mit  absoluter  Sicherheit  angeben, 
jedoch  ist  die  Zahl  nicht  geringer  als  die  der  Volksversicherung. 
Es  sind  etwa  6  Millionen  mit  1  Milliarde  Mark  versicherter  Summe. 

Die  auf  den  Kopf  des  Versicherten  kommende  Versicherungs¬ 
summe  von  180  M.  erscheint  auf  den  ersten  Blick  recht  gering¬ 
fügig.  Welche  Bedeutung  kann  diese  Summe  für  den  Versicherten 
haben?  Sie  soll  hauptsächlich  dazu  dienen,  die  Kosten  des  Be¬ 
gräbnisses  zu  bestreiten.  Die  Begräbniskosten  zehren  jedoch  in 
der  Regel  die  versicherte  Summe  nicht  auf,  so  dass  den  Hinter- 


')  Siehe  Tabelle  B. 
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bliebenen  immer  noch  ein  Teil  der  Summe  bleibt,  der  entweder 
über  die  erste  Not  hinweghilft  oder  aber  der  Witwe  den  Beginn 
irgend  eines  kleinen  Geschäftes  ermöglicht.  Handelt  es  sich  um 
Aussteuer-,  Militärdienst-  oder  Konfirmationsversicherung,  so  hat 
die  Versicherungssumme  eine  zweifache  Bedeutung,  nämlich  die 
in  den  drei  angeführten  Fällen  notwendigen  Ausgaben  zu  be¬ 
streiten,  dann  aber  auch,  wenn  das  versicherte  Kind  den  Ablaufs¬ 
termin  nicht  erlebt,  die  Begräbniskosten  zu  decken.  Für  diese 
Fälle  ist  die  Durchschnittsversicherungssumme  durchaus  den 
Verhältnissen  der  sogenannten  kleinen  Leute  angepasst.  Anders 
dagegen  liegt  die  Sache,  wenn  die  Versicherungssumme  nach 
Ablauf  der  Versicherungsdauer,  also  im  hohen  Alter,  ausgezahlt 
wird.  Für  eine  Altersversorgung  ist  die  Summe  von  180  M. 
natürlich  viel  zu  gering.  Sie  ist  weder  in  Gestalt  einer  Rente 
noch  als  zinsbar  angelegtes  Kapital  von  irgendwelcher  Bedeutung. 
Die  Altersversorgung  kann  deswegen  auch  nicht  der  Zweck  der 
Volksversicherung  sein,  sondern  er  beschränkt  sich  auf  die  vorher 
angegebenen  Fälle. 

Im  Anschluss  hieran  dürfte  es  von  Interesse  sein,  festzu¬ 
stellen,  welche  Summen  bisher  tatsächlich  im  Todesfall  und 
welche  an  Lebende  ausbezahlt  sind.  Am  Ende  des  Jahres  1907 
wurden  auf  60,667  Policen  10,355,000  M.  Sterbesumme  und  auf 
233,958  Policen  29,673,000  M.  an  Lebende  ausbezahlt.  Die  Höhe 
der  ausgezahlten  Sterbesummen  ist  bedeutend  geringer  als  die 
für  Ablauf  gezahlten  Summen.  Der  Hauptgrund  hierfür  ist  darin 
zu  suchen,  dass  die  Bestände  der  Volksversicherung  noch  ver¬ 
hältnismässig  jung  sind  und  die  Kinderversicherung,  die  einen 
hauptsächlichsten  Bestandteil  der  Volksversicherung  bildet,  meist 
kurzfristig  abgeschlossen  wird.  Von  der  Versicherung  mit  be¬ 
stimmter  zehn-  oder  fünfzehnjähriger  Dauer  dagegen  laufen  jetzt 
von  Jahr  zu  Jahr  mehr  Policen  ab.  Aus  den  Veröffentlichungen 
der  «Viktoria»  beispielsweise  geht  hervor,  dass  diese  Gesellschaft 
im  Jahre  1907  etwa  30,000,000  M.  für  abgelaufene  Policen  zur 
Auszahlung  zu  bringen  hatte. 

Wir  haben  oben  festgestellt,  dass  vor  12  Jahren  jede  dreis- 
sigste  Person,  heute  aber  jede  zehnte  Person  im  Deutschen  Reiche 
versichert  ist.  ln  11  Jahren  hat  sich  die  Policenzahl  also  ver- 


:)  Siehe  Tabelle  E  1,  2,  3. 
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dreifacht.  In  diesem  Umfange  ist  der  Versieherungsgedanke 
durch  die  rege  Tätigkeit  der  Volksversicherungsgesellschaften 
in  Deutschland  enorm  verbreitet  worden.  Aber  der  Reinzuwachs 
ist  in  diesen  Jahren  nicht  gleichmässig  gestiegen.  Aus  der  unten¬ 
stehenden  Tabelle  ist  zu  entnehmen,  dass  zeitweise  Rückgänge 
im  Reinzuwachs  zu  verzeichnen  sind,  die  ihre  Ursachen  in  den 
wirtschaftlichen  Krisen  und  darin  haben,  dass  eine  Anzahl  von 
Volksversicherungsgesellschaften  verschwunden  ist.  Der  Rein- 


Zuwachs  stellte  sich 

in  der  Zeit  von 

1898  bis  1907  wie 

Jahr 

Policenzahl 

Versicherungssumme 
in  1000  Mark 

1898  .  . 

.  .  .  437,494 

84,682 

1899  .  . 

.  .  .  428,558 

74,831 

1900  .  . 

.  .  .  391,183 

66,036 

1901  .  . 

.  .  .  344,855 

56,432 

1902  .  . 

.  .  .  387,537 

64,484 

1903  .  . 

.  .  .  464,802 

77,629 

1904  .  . 

.  .  .  460,371 

80,820 

1905  .  . 

.  .  .  508,732 

82,148 

1906  .  . 

.  .  .  424,564 

85,556 

1907  .  . 

.  .  .  403,977 

86,390 

Die  Bestände  sind  jedoch  seit  1897  ununterbrochen  gestiegen, 
wie  aus  Tabelle  B  ersichtlich  ist.  Es  ist  anzunehmen,  dass  durch 
den  in  den  nächsten  Jahren  stattfindenden  Ablauf  einer  sehr 
grossen  Anzahl  kurzfristiger  Versicherungen  die  Bestände  in  der 
nächsten  Zukunft  nicht  wie  bisher  steigen  werden,  es  sei  denn, 
dass  die  Gesellschaften  ganz  besondere  Anstrengungen  in  der 
Akquisition  machen  würden. 

Das  fortwährende  Anwachsen  der  Policen  zahl  ist  ein  Zeichen 
für  die  zunehmende  Ausbildung  des  Sparsinns  der  deutschen 
Bevölkerung,  und  das  ist  nicht  zum  mindesten  dem  unermüd¬ 
lichen  Fleiss  der  Volksversicherungsgesellschaften,  die  mit  Hilfe 
ihrer  zahlreichen  Agenten  den  Versicherungsgedanken  verbreiten, 
zu  verdanken. 

Wir  wollen  nun  noch  einen  flüchtigen  Blick  auf  zwei  andere 
Punkte  von  grosser  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  werfen, 
nämlich  auf  die  Bedeutung  der  Volksversicherungsgesellschaften 
für  den  Arbeitsmarkt  und  als  kapitalbildende  Faktoren.  Es  wurde 
oben  hervorgehoben,  dass  die  innere  und  äussere  Organisation 
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der  Volksversicherungsgesellschaften  einen  bedeutenden  Stab 
von  Beamten  und  Agenten  erfordert.  Die  Gesellschaften  geben 
hierüber  keine  Zahlen  an;  doch  ist  es  sicher,  dass  im  Volks¬ 
versicherungsgeschäft  viele  Tausende  von  Menschen  beschäftigt 
werden,  die  durch  sie  ihren  Lebensunterhalt  haben.  So  teilt 
z.  B.  die  englische  « Prudential »  in  ihrem  Geschäftsbericht  mit, 
dass  sie  circa  14,000  festbesoldete  Kassenboten  hat.  Von  beson¬ 
derer  Bedeutung  ist  es  jedoch,  dass  sehr  viele  Invaliden  und 
durch  Unglück  brotlos  gewordene  Existenzen  ohne  weiteres 
Volksversicherungsagenten  oder  Inkassoboten  werden  können 
und  bei  genügendem  Fleiss  eine  gesicherte  Existenz  erlangen. 

Die  Kapitalanlagen  der  Volksversicherungsgesellschaften, 
die  sich  aus  den  Reserven  und  Gewinnanteilen  ergeben,  bilden 
alljährlich  ausserordentlich  grosse  Summen,  mit  denen  der  Geld¬ 
markt  zu  rechnen  hat.  Da  die  Reserven  nur  in  mündelsicheren 
Werten  angelegt  werden  dürfen,  so  kommen  hauptsächlich  für 
die  Anlage  dieser  Kapitalien  Staatspapiere  und  erste  Hypotheken 
in  Betracht. 


6.  Die  allgemeinen  Mängel. 

Wenn  auf  der  einen  Seite  die  volkswirtschaftlichen  Vorteile, 
die  sich  aus  der  Volksversicherung  ergeben,  stetig  an  Bedeutung 
gewinnen,  so  dürfen  anderseits  auch  die  Mängel  nicht  übersehen 
werden,  die  ihrem  Wesen  noch  anhaften.  Diese  Mängel  und  die 
daraus  entspringenden  Nachteile  lassen  sich  in  drei  Gruppen 
teilen.  Sie  ergeben  sich 

1.  aus  der  Unsicherheit  der  Prämienzahlung  und  dem  daraus 
entstehenden  hohen  Storno  nebst  dem  Rückkauf; 

2.  aus  der  Qualität  des  Agentenpersonals,  auf  das  die  Volks¬ 
versicherung  angewiesen  ist; 

3.  aus  dem  Umfang  der  Verwaltung  und  den  damit  verknüpften 
bedeutenden  Kosten. 

In  Zahlen  ausgedrückt,  finden  wir  den  irregulären  Verlauf 
der  Versicherung,  also  das  Storno  und  den  Rückkauf,  in  Tabelle 
E  1,  2,  3.  Der  Abgang  durch  Verfall  und  Verzicht  umfasste 
im  Jahre  1907  275,034  Policen  mit  55,398,000  M.  Versicherungs¬ 
summe  gegen  241,984  Policen  mit  48,951,000  M.  Versicherungs¬ 
summe  im  Vorjahr  und  230,986  Policen  mit  48,162,000  M.  Ver¬ 
sicherungssumme  im  Jahre  1905.  Der  irreguläre  Abgang  ist  also 


38 


von  1905  bis  1906  gewachsen,  und  es  lässt  sich  mit  grosser 
Wahrscheinlichkeit  annehmen,  dass  er  mit  stets  steigender  Policen¬ 
zahl  weiter  absolut  grösser  wird.  Leider  steht  uns  das  nötige 
Zahlenmaterial  nicht  zur  Verfügung,  um  zu  ermitteln,  in  welchem 
Verhältnis  das  Storno  zum  Bestand  der  Policen  von  Jahr  zu 
Jahr  sich  verändert  hat. 

Im  Vergleich  zu  dem  irregulären  Abgang  ist  der  Rückkauf*) 
von  geringerer  Bedeutung;  doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  die 
folgenden  Zahlen  andeuten,  eine  gewisse  Zunahme  annehmen. 
Im  Jahre  1907  betrug  die  Zahl  der  zurückgekauften  Policen  4186 
mit  1,118,000  M.  Versicherungssumme  gegen  3853  Policen  mit 
1,026,000  M.  Versicherungssumme  im  Jahre  1905. 

Sowohl  der  Umfang  des  irregulären  Abganges  wie  des  Rück¬ 
kaufs  wird  besonders  in  den  Jahren  des  wirtschaftlichen  Nieder¬ 
gangs  sich  vergrössern,  da  in  solchen  Zeiten  das  Einkommen 
der  Versicherten  zurückzugehen  pflegt  oder  infolge  von  Arbeits¬ 
losigkeit  ganz  wegfällt.  Dann  ist  der  Versicherte  auch  gewöhnlich, 
selbst  beim  besten  Willen,  nicht  in  der  Lage,  seine  Prämien 
regelmässig  zu  entrichten,  und  es  kommt  daher  entweder  zum 
Verfall  oder  Rückkauf.  Ebenso  wie  die  Policenzahl  wird  auch 
die  Grösse  des  irregulären  Abgangs  mit  dem  Auf-  und  Absteigen 
der  wirtschaftlichen  Konjunktur  schwanken  müssen.  Jede  Unter¬ 
brechung  in  der  Stetigkeit  der  Versicherung  ist  von  grossem 
Nachteil,  da  dadurch  der  eigentliche  Zweck  der  Versicherung 
vereitelt  wird  und  sowohl  von  der  Gesellschaft  wie  von  den 
Versicherten  ein  vergeblicher  und  unnützer  Aufwand  gemacht 
ist.  Dementsprechend  müssen  auf  der  einen  Seite  die  Verwal¬ 
tungskosten  der  Gesellschaften  im  grösseren  Verhältnis  als  die 
Leistungen  wachsen,  und  auf  der  andern  Seite  müssen  die  Er¬ 
sparnisse  der  Versicherten  und  damit  auch  die  Kapitalbildung 
in  der  Volkswirtschaft  zurückgehen. 

Im  Vergleich  zu  dem  Zugang**)  ist  der  Abgang  durch  Storno 
also  sehr  gross;  er  beträgt  mehr  als  ein  Viertel  des  Zugangs. 
Im  Publikum  und  in  der  Presse  werden  über  diesen  Punkt 
immer  wieder  Stimmen  laut,  die  behaupten,  dass  sich  die  Gesell¬ 
schaften  durch  das  Storno  unrechtmässig  bereichern.  Dagegen 
ist  zu  erwidern,  dass  weitaus  der  grösste  Teil  der  stornierten 


*)  Siehe  Tabelle  E  1,  2,  3. 

**)  Tabelle  C,  D  1,  2,  3. 
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Policen  auf  die  ersten  und  zweiten  Versicherungsjahre  fällt.  Es 
ist  also  weder  der  wirtschaftliche  Nachteil,  den  der  Versicherte 
erleidet,  von  Bedeutung,  noch  kann  der  Vorteil,  den  die  Gesell¬ 
schaften  aus  dem  Storno  ziehen  sollen,  sehr  gross  sein.  In 
Wirklichkeit  haben  die  Gesellschaften  durch  das  Storno  aber 
eher  noch  Verlust  als  Gewinn,  denn  die  Akquisitions-  und  die 
Verwaltungskosten  sind  für  eine  Police  im  ersten  Versicherungs¬ 
jahr  unverhältnismässig  hoch  und  betragen  in  der  Regel  mehr 
als  die  angesammelte  Prämienreserve.  Dagegen  wird  das  Storno 
in  den  späteren  Jahren  immer  geringer,  denn  mit  dem  Alter  der 
Versicherung  wächst  die  Treue  der  Versicherten.  Es  würde  sich 
bei  Reformvorschlägen  daher  nur  um  die  Anwendung  solcher 
Mittel  handeln,  die  geeignet  sind,  das  Storno  in  den  ersten 
Versicherungsjahren  zu  reduzieren.  Als  Beweis  für  die  Abnahme 
des  Stornos  geben  wir  hier  authentische  Ziffern  über  drei  ver¬ 
schiedene  Bestände.  Danach  stellt  sich  das  Storno  in  Prozenten 
folgendermassen : 

Bestand  A. 

Versicherungen  abgeschlossen  in  den  Jahren  1895 — 1900. 

Das  Storno  betrug  im  Jahre: 

1905  3,2  %  des  am  Anfang  des  Jahres  1905  vorhandenen  Bestandes. 

1906  3,3%  »  »  »  »  >  1906  »  » 

Bestand  B. 


Versicherung  abgeschlossen 

Storno  1905 

Storno  1906 

in  den  Jahren 

in  % 

in  % 

1906 

— 

26,5 

1905 

27,8 

35,0 

1904 

30,6 

13,2 

1903 

13,7 

8,3 

1902 

9,9 

6,6 

1901 

7,7 

4,1 

1900 

7,1 

4,0 

Bestand  C. 

Versicherung  abgeschlossen 

Storno  1905 

Storno  1906 

in  den  Jahren 

in  % 

in  % 

1899 

5,3 

3,2 

1898 

4,0 

2,5 

1897 

4,5 

4,1 
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Aus  einer  Betrachtung  der  obigen  Tabellen  ergibt  sich,  wie 
auffallend  schnell  das  Storno  sich  im  Laufe  der  Jahre  verringert. 
Während  das  Storno  der  im  Jahre  1905  abgeschlossenen  Ver¬ 
sicherungen  im  Jahre  1906  35  °/o  ausmacht,  beträgt  es  in  dem¬ 
selben  Jahre  der  im  Jahre  1900  abgeschlossenen  Versicherungen 
nur  4  %.  Mit  zunehmendem  Alter  der  Versicherung  wird  das 
Storno  schliesslich  so  geringfügig,  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl 
der  ausgestellten  Policen,  dass  es  mit  Fug  unberücksichtigt 
bleiben  kann,  weil  irgendwie  erhebliche  Nachteile  nicht  mehr 
damit  verknüpft  sind. 

Es  kann  das  Storno  aus  verschiedenen  Ursachen  entspringen, 
die  sich  danach  sondern,  ob  sie  in  der  Persönlichkeit  und  den 
Verhältnissen  des  Versicherten  oder  in  der  Art  des  Versicherungs¬ 
abschlusses  begründet  sind.  Mit  oder  ohne  Verschulden  des 
Versicherten  können  Umstände  eintreten,  die  eine  Zahlungs¬ 
unfähigkeit  herbeiführen.  Die  äussern  Umstände,  über  die  er  keine 
Gewalt  hat,  werden  durch  Krisen  hervorgebracht,  die  im  Laufe 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  über  kurz  oder  lang  immer 
wieder  ausbrechen  und  durch  Beschäftigungslosigkeit  den  Ein¬ 
kommensbezug  grosser  Teile  der  Bevölkerung  entweder  erheblich 
vermindern  oder  vollständig  aufheben.  Dadurch  wird  ein  Storno 
bedingt,  mit  dem  man  immer  rechnen  muss,  weil  es,  solange 
solche  Störungen  des  wirtschaftlichen  Lebens  eintreten,  durch 
keinerlei  Reformmassregeln  zu  beseitigen  ist.  Dagegen  ist  die¬ 
jenige  Art  des  Stornos,  die  sich  aus  andern  Unterbrechungen 
der  Erwerbstätigkeit  ergibt,  wie  z.  B.  durch  Krankheit  oder  Unfall, 
nicht  immer  unvermeidlich,  weil  eine  ausreichende  Kranken-  und 
Unfallversicherung  das  Einkommen  in  solcher  Höhe  halten  wird, 
dass  die  Prämien  leicht  daraus  entrichtet  werden  können. 

Anders  liegen  die  Dinge  aber  wiederum  dann,  wenn  das 
Storno  durch  Umstände  bedingt  ist,  die  in  der  Persönlichkeit 
des  Versicherten  selbst  liegen.  Unregelmässige  Arbeitsgewohnheit, 
Neigungen,  die,  wie  Unmässigkeit  im  Genuss  alkoholischer  Ge¬ 
tränke,  jede  Konsequenz  der  Handlung  verschwinden  lassen, 
Mangel  jeden  Antriebes,  für  eine  spätere  Zukunft  zu  sorgen, 
das  sind  Bedingungen,  die  durch  die  Persönlichkeit  gegeben  sind, 
die  jede  reguläre  Versicherung  stören  und  das  Storno  vergrössern 
müssen.  Hier  kommen  zur  Verminderung  des  Stornos  nur  solche 
Erziehungsmittel  in  Frage,  die  die  angeführten,  verderblichen 
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Neigungen  und  Mängel  durch  beständige  Einwirkung  auf  die 
Persönlichkeit  zu  beseitigen  vermögen. 

Grosse  Schwierigkeiten  erwachsen  den  Gesellschaften  aus 
dem  Charakter  ihres  Agentenpersonals.  Es  setzt  sich  dieses  Per¬ 
sonal  aus  Elementen  der  verschiedensten  Berufsklassen  zusammen. 
Unter  ihnen  befindet  sich  eine  Zahl  gescheiterter  Existenzen,  die 
aus  Mangel  an  Energie  oder  innerer  Festigkeit  Schiff  bruch  erlitten 
haben  und  die  nun  irgend  eine  Tätigkeit  ergreifen  müssen,  die, 
ohne  eine  besondere  Vorbildung  zu  erfordern,  es  ihnen  ermöglicht, 
sich  über  Wasser  zu  halten.  Gerade  die  Volksversicherung,  deren 
Kundenkreis  sich  aus  zahlreichen  kleinen  Leuten  zusammensetzt, 
kann  unter  dem  verfügbaren  Agentenpersonal  keine  grosse  Aus¬ 
wahl  treffen  und  sie  muss,  da  besondere  technische  Qualitäten 
nicht  vorausgesetzt  werden,  nehmen,  was  sie  irgend  bekommen 
kann.  Von  der  Zahl  der  Agenten  hängt  die  Ausdehnung  des 
Betriebes  ab,  und  je  mehr  sich  dieser  ausdehnt,  um  so  geringer 
werden  verhältnismässig  die  Kosten  der  einzelnen  Versicherung. 
Daher  muss  eine  vorwärts  strebende  Gesellschaft  mit  einem  sich 
stets  vermehrenden  Agentenpersonal  rechnen.  Aus  dieser  Not¬ 
wendigkeit  ergibt  sich  aber  auch  die  zunehmende  Verschlech¬ 
terung  des  verfügbaren  Menschenmaterials  und  aus  der  minder¬ 
wertigen  Qualität  des  Agentenpersonals  eine  Steigerung  der 
Unzuverlässigkeit  beim  Abschluss  der  Versicherung,  wodurch 
ein  Element  der  Unsicherheit  in  den  regelmässigen  Verlauf  der 
Versicherung  hineingebracht  wird.  Nichts  ist  wichtiger  für  die 
Gesellschaft,  als  dass  beim  Abschluss  mit  der  peinlichsten  Vorsicht 
verfahren  werde  und  dass  sich  aus  den  Angaben  der  zu  ver¬ 
sichernden  Person  ein  treues  Bild  über  ihre  aktive  und  passive 
Versicherungsfähigkeit  gewinnen  lässt.  Mit  diesem  Interesse  der 
Gesellschaft  steht  aber  das  Interesse  der  Agenten  in  Widerspruch, 
deren  Einkommen  im  gleichen  Verhältnis  mit  der  Zahl  der  Ab¬ 
schlüsse  zunimmt.  Um  die  Abschlussprovision  zu  verdienen,  sind 
viele  Agenten  gewissenlos  genug,  Leute  zur  Versicherungsnahme 
zu  überreden,  von  denen  sie  ganz  genau  wissen  oder  doch 
wissen  könnten,  dass  sie  von  vornherein  nicht  imstande  sind,  die 
Beiträge  zu  bezahlen.  Aus  solchen  Abschlüssen  —  und  es  sind 
deren  nicht  wenige  —  erwächst  den  Gesellschaften  ein  bedeu¬ 
tender  Verlust.  Auch  in  Bezug  auf  die  Gewinnbeteiligung  sind 
die  Agenten  sehr  geneigt,  gegen  das  Interesse  der  Gesellschaften 
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zu  arbeiten.  Sie  versprechen  einen  ganz  bestimmten,  meist  zu 
hoch  angenommenen  Gewinn,  obwohl  es  ihnen  strengstens  unter¬ 
sagt  ist,  überhaupt  Gewinnversprechungen  zu  machen.  Es  ist 
also  kein  Wunder,  wenn  die  Oeffentlichkeit  sich  des  öfteren  mit 
diesen  Fragen  beschäftigt  hat.  Sosehr  die  Gesellschaften  auch 
bemüht  sind,  schlechte  Elemente  aus  ihrem  Agentenkreis  fernzu¬ 
halten  —  und  es  liegt  ja  in  ihrem  eigensten  Interesse  —  so  schwer 
ist  es  doch.  Agenten  werden  fortwährend  gesucht  und  angestellt. 
Dabei  ist  es  häutig  ausserordentlich  schwierig,  Auskünfte  über 
die  Bewerber  zu  erhalten,  besonders  in  grossen  Städten,  die  doch 
insofern  das  vorteilhafteste  Feld  für  die  Volksversicherung  sind, 
weil  dort  eine  Konzentration  des  Geschäftes  und  damit  die  beste 
Besorgung  des  Inkassos  gegeben  ist.  Die  Polizei  darf  'keine 
privaten  Auskünfte  erteilen,  und  so  bleiben  den  Gesellschaften 
nur  die  privaten  Auskunftstellen  oder  bei  bereits  früher  in  dem  Fach 
tätig  Gewesenen  die  Anfragen  bei  anderen  Gesellschaften  übrig. 
Es  ist  also  bei  einem  intensiven  Betrieb  ausserordentlich  schwer, 
zu  vermeiden,  dass  bei  der  Anstellung  von  Agenten  schlechte 
Elemente  mitunterlaufen. 

Der  dritte  schwer  empfundene  Mangel  der  Volksversicherung 
ist  die  Höhe  des  Verwaltungskostenzuschlages,  der  hier  bis  zu 
45  %  der  Tarifprämie  ausmacht,  während  die  Lebensversicherung 
nur  etwa  25  %  Aufschlag  benötigt.  Volkswirtschaftlich  betrachtet, 
ist  dieser  Mangel  entschieden  der  schwerwiegendste,  weil  er  die 
wirtschaftlich  schwachen  Volksklassen  am  meisten  trifft.  Es 
bleibt  ihnen  nur  die  Wahl,  unversichert  zu  bleiben  oder  aber  die 
höheren  Prämien  zu  bezahlen.  Dass  die  Volksversicherung  teurer 
sein  muss  als  die  grosse  Lebensversicherung,  ist  oben  bereits 
bewiesen.  Es  bleibt  also  nur  die  Frage,  wie  die  Kosten  nach 
Möglichkeit  zu  verringern  sind.  Hier  handelt  es  sich  zunächst 
darum,  die  Mängel  an  sich  klar  zu  stellen. 

Der  Mangel  besteht  also  darin,  dass  die  Volksversicherung, 
um  überhaupt  bestehen  zu  können,  die  Prämien  durch  bezahlte 
Inkassoagenten  abholen  lassen  muss.  Die  Mühe,  die  vielen  kleinen 
Beträge  einzukassieren,  ist  ausserordentlich  gross  und  dement¬ 
sprechend  sind  es  auch  die  Kosten,  die  sich  in  dem  Falle  noch 
besonders  erhöhen,  wenn  das  Inkassogebiet  umfangreich  und  die 
Versichertenzahl  gering  ist.  Wie  das  Einkassieren,  so  verursacht 
natürlich  auch  die  Verwaltung  und  Buchung  der  Beiträge  einen 
ausserordentlichen  Müheaufwand,  der  nur  durch  ein  grosses  Be- 
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amtenpersonal  zu  bewältigen  ist.  Auch  die  Bearbeitung  des 
umfangreichen  Stornos  verteuert  die  Verwaltung  bedeutend. 

Diese  Mängel  haben  eine  Anzahl  Verbesserungsvorschläge 
für  die  Volksversicherung  gezeitigt.  Alle  diese  richten  ihr  Haupt¬ 
augenmerk  auf  die  Beseitigung  der  drei  primären  Fehler,  nämlich 
die  hohen  Verwaltungskosten,  das  grosse  Storno  und  die  Agenten¬ 
schwierigkeiten.  Es  stehen  uns  neun  solcher  Vorschläge  zur 
Verfügung,  und  zwar  von: 

1.  Mully  von  Oppenried; 

2.  Professor  Hitze; 

3.  Schwoner; 

4.  Dr.  Peters ; 

5.  Dr.  Leuckfeld ; 

6.  Dr.  Kohl ; 

7.  Dr.  Mehler; 

8.  einem  Anonymus; 

9.  Professor  von  Zwiedineck-Südenhorst. 

Der  Aufsatz  des  Professors  von  Zwiedineck-Südenhorst  ist  von 
der  Bearbeitung  ausgeschieden,  weil  er  keine  eigentlichen  Vor¬ 
schläge  zur  Reform  enthält,  sondern  sich  nur  mit  der  Kritik  der 
Volksversicherung  befasst.  Die  übrigen  Vorschläge  werden  im 
folgenden  Abschnitt,  soweit  sie  die  Reform  selbst  betreffen, 
wiedergegeben,  und  zwar  in  zeitlicher  Reihenfolge. 


7.  Neun  Reformvorschläge  und  ihre  Kritik. 

Alters-  und  Invaliditäts- Sparkasse 
als  Uebergang  zur  allgemeinen  Volksversorgung.  1901. 
Von  Mully  von  Oppenried. 

Der  Verfasser  schlägt  vor,  eine  Sparversicherung  zu  gründen, 
bei  der  die  aus  den  Spareinlagen  sich  ergebenden  Zinsen  als 
einmalige  Prämie  für  die  Versicherung  von  aufgeschobenen 
Renten  dienen  sollen. 

Reformvorsehlag  des  Reichstagsabgeordneten  Professor  Hitze 

in  Münster.  1898. 

Dieser  Vorschlag  ist  im  Jahre  1898  unter  dem  Namen 
« Arbeiter-Spar-  und  Lebensversicherung»  bei  dem  Allgemeinen 
deutschen  Versicherungsverein  in  Stuttgart  eingeführt  worden. 
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Professor  Hitze  ist  von  dem  Grundgedanken  ausgegangen, 
vor  allem  das  Storno  unmöglich  zu  machen  und  die  Verwaltungs¬ 
kosten  nach  Möglichkeit  zu  verringern.  Zu  diesem  Zwecke  lässt 
er  an  Stelle  der  fortlaufenden  Prämie  die  einmalige  Einlage  und 
an  Stelle  der  Akquisition  durch  Agenten  eine  solche  durch  ehren¬ 
amtlich  bestellte  Vertrauensmänner  treten.  Die  technische  Ein¬ 
richtung  dieser  Arbeiter- Spar-  und  Lebensversicherung  ist  in 
kurzen  Worten  folgende: 

Aufnahmefähig  sind  nur  gesunde  Personen.  Eine  ärztliche 
Untersuchung  findet  jedoch  nicht  statt. 

Personen,  deren  Leben  oder  Gesundheit  durch  ihren  Beruf 
besonders  gefährdet  sind,  sind  auf  Grund  der  von  dem  Verwaltungs¬ 
rat  festgestellten  Berufseinteilung  einer  höheren,  durch  den  Vor¬ 
stand  im  einzelnen  Falle  zu  bestimmenden  Altersklasse  zuzuteilen. 
Der  Abschluss  der  Versicherung  geschieht  auf  Grund  eines  An¬ 
trages  wie  bei  der  gewöhnlichen  Volks  Versicherung.  Die  Auf¬ 
nahmegebühr  beträgt  20  Pf. 

Die  Beiträge,  die  zu  beliebiger  Zeit  und  in  beliebigen  Raten 
eingelegt  werden  können,  sind  an  die  Vertrauensmänner  des 
Vereins  zu  zahlen.  Als  Quittung  dienen  vom  Verein  ausgegebene 
Marken,  welche  bei  den  Vertrauensmännern  erhältlich  sind  und 
auf  den  bezahlten  Betrag  lauten.  Die  Marken  sind  in  besonders 
vom  Verein  ausgegebene  Prämienkarten  einzukleben.  Die  einzelne 
Prämienkarte  ist  nur  für  Marken  im  Gesamtwert  bis  zu  25  M. 
bestimmt  und  nur  bis  zu  dem  auf  der  Karte  selbst  näher  bezeich- 
neten  Tage  (1.  Juli  des  laufenden  oder  kommenden  Jahres)  gültig. 
Die  Prämienkarten  werden  vom  Verein  ausgestellt;  die  erste 
Karte  wird  dem  Versicherten  mit  der  Urkunde  zugestellt. 

Für  einen  Versicherten  darf  die  jährliche  Einlage  den  Betrag 
von  50  M.  nicht  übersteigen. 

Prämienkarten,  in  welche  Marken  mindestens  im  Betrag  von 
5  M.  eingeklebt  sind,  sollen  auf  den  Anfang  des  nächsten  Kalender¬ 
vierteljahres  direkt  bei  dem  Vorstand  des  Vereins  oder  bei  den 
Vertrauensmännern  eingereicht  werden,  während  Karten  mit 
geringerem  Betrage  nur  auf  den  1.  Juli  eines  Jahres  angenommen 
werden. 

Ueber  die  auf  die  gemachten  Einlagen  entfallende  Versiche¬ 
rungssumme  wird  dem  Versicherten  ein  Einlageschein  zugestellt, 
der  der  Versicherungsurkunde  beizulegen  ist. 
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Die  Umrechnung  der  Karte  in  die  Versicherungssumme  wird 
dergestalt  vorgenommen,  dass  die  auf  einer  Karte  eingeklebten 
Marken  ihrem  Werte  nach  addiert  werden  und  der  Gesamtwert 
als  einmalige  Einlage  behandelt  wird. 

In  jedem  neuen  Einlageschein  wird  zugleich  die  auf  Grund 
des  früheren  Scheines  versicherte  Summe  beurkundet,  so  dass 
der  zuletzt  ausgestellte  Schein  stets  auf  den  gesamten  Versiche¬ 
rungsbetrag  lautet.  Durch  die  Ausstellung  eines  neuen  Scheines 
erlischt  stets  der  vorhergehende. 

Auf  den  ersten  Juli  jeden  Jahres  hat  der  Versicherte  un¬ 
bedingt  jede  Prämienkarte,  somit  auch  diejenigen,  auf  welche 
noch  nicht  5  M.  einbezahlt  sind,  abzuliefern.  Beträgt  die  Ein¬ 
zahlung  auf  eine  Karte  mindesten  3  M.,  so  wird  die  Versiche¬ 
rungssumme  wie  oben  berechnet,  wogegen  bei  einer  Einlage  von 
weniger  als  3  M.  der  Betrag  derselben  als  Vorausbezahlung  für 
das  nächste  Jahr  in  die  Prämienkarte  übertragen  wird. 

Wenn  ein  Versicherter,  vom  Zeitpunkt  der  letzten  Gutschrift 
einer  Versicherungssumme  ab  gerechnet,  keine  Einzahlung  mehr 
leistet,  so  hat  er  vor  der  nächsten  Zahlung  eine  Gesundheits¬ 
erklärung  beizubringen,  auf  Grund  derer  der  Vorstand  über  die 
Annahme  weiterer  Beitragszahlungen  entscheidet. 

Ein  Anspruch  auf  Zurückerstattung  der  Beiträge  steht  dem 
Versicherten  nicht  zu,  jedoch  kann  ausnahmsweise  ein  Rück¬ 
kaufswert  bis  zu  80  °/0  des  Barwertes  der  Versicherung  gewährt 
werden. 

Bei  Tod  innerhalb  eines  Krieges  oder  binnen  12  Monaten 
nach  Friedensschluss  wird  der  Barwert  der  Versicherungssumme 
ausgezahlt. 

Für  die  Auszahlung  im  Todesfälle  gelten  die  allgemein 
gültigen  Regeln.  Die  Karenzzeit  beträgt  6  Monate.  Bei  Selbst¬ 
mord  nach  dreijährigem  Bestände  wird  die  volle  Versicherungs¬ 
summe  ausgezahlt.  Unanfechtbarkeit  wegen  unwahrer  Angaben 
ist  nach  5  Jahren  zugesichert. 

Wie  schon  erwähnt,  wird  die  Arbeiter-Spar-  und  Lebens¬ 
versicherung  ohne  Agenten  betrieben.  Statt  dessen  sollen  Arbeit¬ 
geber  und  Vereine  den  äusseren  Geschäftsbetrieb  übernehmen. 
Von  jeder  Fabrik,  jedem  Verein  etc.,  welche  sich  der  Spar-  und 
Lebensversicherung  anschliessen,  wird  ein  Vertrauensmann  auf¬ 
gestellt,  der  jährlich  am  1.  Juli  mit  dem  Verein  abrechnet. 
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Derselbe  erhält  für  seine  Bemühungen  die  Aufnahmegebühr, 
sowie  3  %  der  vereinnahmten  Beträge,  sofern  er  seinen  Posten 
nicht  gänzlich  ehrenamtlich  verwaltet. 

Der  Vorschlag  Schwoners. 

Schwoner  wendet  sich  ebenfalls  gegen  das  grosse  Storno 
und  die  hohen  Verwaltungskosten.  Um  das  Storno  herabzumindern, 
schlägt  Schwoner  vor: 

1.  Respektfrist  von  mindestens  8  Wochen; 

2.  Verwandlung  in  eine  prämienfreie  Police; 

3.  Vorschüsse  aus  der  Prämienreserve; 

4.  festes  Gehalt  für  die  Agenten. 

Auch  könne  durch  eine  zweckmässige  Organisation  des 
Inkassowesens  eine  Minderung  des  Stornos  bewirkt  werden,  wobei 
es  zweckdienlich  wäre,  auf  das  bei  den  Sterbekassen  übliche 
Botensystem  zurückzugreifen.  Der  Einfluss  des  Boten  gegenüber 
dem  Versicherten  sei  natürlich  sehr  weitgehend.  Der  Bote  sei 
mit  seinen  Klienten,  die  seinem  Stande  angehören,  gewöhnlich 
befreundet,  genösse  ihr  Vertrauen  und  würde  in  vielen  Fällen 
auch  bereit  sein,  seinen  Klienten  den  fehlenden  Beitrag  zu  leihen. 

Die  Herabminderung  der  hohen  Verwaltungskosten  will  er 
durch  Einführung  der  Gruppenversicherung  bewirken.  Durch 
Beitritt  ganzer  Vereine  oder  Arbeitergruppen  eines  Pabrikherrn, 
die  auch  das  Einsammeln  und  die  Ablieferung  der  Beiträge  unter 
sich  regeln,  könnten  sowohl  die  Akquisitions-  als  auch  die  Inkasso¬ 
kosten  bedeutend  reduziert  werden. 

Der  Vorschlag  Dr.  Peters. 

Ausser  gegen  das  Storno  und  die  hohen  Verwaltungskosten 
wendet  sich  Peters  noch  gegen  das  geringe  Ergebnis  der  Ver¬ 
sicherung.  In  seinem  Vorschlag  geht  er  von  der  Arbeiter-Spar¬ 
und  Lebensversicherung  nach  Professor  Hitze  aus.  Er  hebt  als 
Vorzüge  derselben  hervor:  die  Unverfallbarkeit  der  Police,  die 
massigen  Verwaltungskosten  und  ihre  Eignung,  die  volle  Spar¬ 
kraft  des  Versicherten  aufzunehmen.  Als  Nachteil  bezeichnet 
er  den  Wegfall  des  Zwanges  zur  Zahlung,  den  Mangel  des 
Ansporns  dazu  durch  das  Fehlen  der  Abholung  der  Prämien 
und  das  Fehlen  eines  Reizmittels,  das  vorhanden  sei,  wenn  der 
Versicherte  im  voraus  auf  ein  bestimmtes  Versicherungskapital 
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rechnen  könne.  Um  ein  System  zu  finden,  das  die  Vorzüge  der 
Volksversicherung  und  der  Arbeiter-Spar-  und  Lebensversicherung 
in  sich  vereinige,  schlägt  Peters  folgende  neue  Kombination  vor : 

Der  Versicherungsnehmer  soll  eine  Volksversicherung  — 
wie  sie  z.  B.  von  der  «Viktoria»  oder  «Friedrich-Wilhelm»  aus¬ 
gebildet  ist  —  nehmen,  die  ihm,  bezw.  seinen  Hinterbliebenen, 
nach  einer  bestimmten  Zeit,  oder  bei  seinem  Tode,  ein  gewisses 
Kapital  in  Aussicht  stellt.  Er  hat  dafür  wöchentliche  Beiträge 
von  mindestens  10,  20  Pf.  etc.  zu  leisten,  die  von  dem  Agenten 
gegen  Beitragsmarken  abgeholt  werden.  Daneben  kann  der  Ver¬ 
sicherungsnehmer  aber  Mehrzahlung  gegen  sogenannte  Spar¬ 
marken  machen,  die  dann  als  je  einmalige  Prämien  angesehen 
werden.  Durch  die  Zahlung  der  Sparmarken  sammelt  der  Ver¬ 
sicherungsnehmer  neben  der  ursprünglich  versicherten  Summe 
ein  zweites,  gleichzeitig  oder  schon  vorher  fällig  werdendes 
unverfallbares  Kapital  nach  dem  Prinzip  der  einmaligen  Prämien¬ 
zahlung  an. 

Peters  zeigt  nun  im  folgenden,  dass  in  dieses  System  sich 
alle  Vorzüge  der  Volksversicherung  und  der  Arbeiter-Spar-  und 
Lebensversicherung  aufnehmen  lassen  unter  Vermeidung  ihrer 
Mängel. 

Dem  übermässigen  Verfall  könne  in  der  Weise  vorgebeugt 
werden,  dass,  wenn  der  Versicherte  bereits  Sparmarken  bezahlt 
hat,  dann  aber  vorübergehend  ausserstande  gerät,  seine  Beitrags¬ 
marken  zu  entrichten,  die  ersteren,  soweit  sie  im  laufenden  Jahre 
gezahlt  sind,  auf  die  letzteren  angerechnet  werden.  Ausserdem 
sei  der  Versicherte  in  der  Lage,  ein  ganz  geringes  Kapital  mit 
vielleicht  nur  10  oder  20  Pf.  Wochenbeiträgen  fest  zu  versichern, 
die  er  auch  in  den  Fällen  der  Not  noch  wird  aufbringen  können. 
Daneben  sei  ihm  durch  die  Sparmarken  in  besseren  Zeiten  die 
Gelegenheit  geboten,  sein  Versicherungskapital  beliebig  zu  er¬ 
höhen,  wogegen  der  Versicherte  bei  der  jetzigen  Volks  Versiche¬ 
rung  gezwungen  sei,  wenn  er  ein  einigermassen  erhebliches 
Kapital  versichern  wolle,  weit  höhere,  zwangsweise  zu  entrichtende 
Wochenbeiträge  zu  wählen. 

Um  einem  Verfall  der  ursprünglichen  Versicherungssumme 
entgegen  zu  treten,  wäre  ferner  eine  angemessene  Respektfrist 
für  die  wöchentlichen  Zwangsbeiträge  zu  bewilligen  und  bei 
einem  etwaigen  Verfall  eine  Wiedereinsetzung  noch  innerhalb 
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ein  oder  zwei  Jahren  zuzulassen.  Ein  weiteres  Mittel,  um  bei 
vorübergehender  Einstellung  der  Beitragszahlung  die  Versicherung 
in  Kraft  zu  erhalten,  sei  endlich,  dass  nach  mindestens  einjährigem 
Bestehen  die  volle  Prämienreserve  zur  Zahlung  der  Beiträge 
verwendet  würde  und  erst,  nachdem  jene  erschöpft  sei,  die  Ver¬ 
sicherung  erlösche.  Bei  diesen  Bestimmungen  würden  die  Storni 
auf  ein  Minimum  reduziert  werden  können  und  wohl  nur  seitens 
solcher  Versicherter  übrig  bleiben,  die  nicht  den  ernsten  Willen 
zum  Sparen  und  zur  Fortsetzung  der  Versicherung  hätten.  Eine 
Minderung  der  Verwaltungskosten  würde  insofern  erreicht  werden, 
als  für  die  Werbung  der  durch  die  Sparmarken  anzusammelnden 
Kapitalien  keine  besonderen  Kosten,  sondern  nur  Inkassoprovi¬ 
sionen  aufzuwenden  wären  und  vor  allem,  weil  bei  diesem  System 
aller  Voraussicht  nach  ein  weit  grösserer  ökonomischer  Versiche¬ 
rungserfolg  erzielt  werden  würde. 

Ein  besonderer  Vorteil  des  neuen  Systems  läge  darin,  dass 
die  volle  Sparkraft  des  Versicherten  ausgenützt  werden  könne, 
da  er  alle  seine  Ueberschüsse  bei  dem  Versicherungsinstitut 
einlegen  und  sein  Versicherungskapital  dadurch  beliebig  erhöhen 
könne.  Die  Ausnützung  der  Sparkraft  fände  hier  nicht  nur  in 
der  Weise  wie  bei  der  Arbeiter-Spar-  und  Lebensversicherung 
statt,  die  es  ihm  freistellt,  sein  Geld  zu  irgend  einer  Zeit 
der  Versicherungsgesellschaft  einzusenden  oder  es  einem  Ver¬ 
trauensmann  zu  bringen,  sondern  in  jeder  Woche  erscheine  der 
Agent,  um  sich  bei  der  Einziehung  der  Wochenprämie  bereit 
zu  erklären,  die  etwaigen  sonstigen  Ueberschüsse  des  Versicherten 
an  die  Versicherungsgesellschaft  unentgeltlich  abzuführen.  Es 
sei  offenbar,  dass  hiermit  ganz  andere  Erfolge  erzielt  werden 
könnten  wie  bei  der  Volkversicherung  oder  der  Arbeiter-Spar¬ 
und  Lebensversicherung. 

Dr.  Leuckfelds  Vorschläge. 

Leuckfeld  stellt  drei  Forderungen,  die  erfüllt  werden  müssten, 
um  das  Ziel  weitgehender  Verallgemeinerung  der  Versicherungs¬ 
hilfe  zu  erreichen: 

1.  Einwirkung  auf  den  Versicherungswillen; 

2.  Einwirkung  auf  die  Versicherungsfähigkeit; 

3.  Ausgestaltung  und  Erleichterung  der  Versicherungsmöglich¬ 
keit. 
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Er  wünscht  ausdrücklich,  dass  die  Gesellschaften  fortfahren,  ihre 
Einrichtungen  dem  Publikum  näher  zu  bringen. 

Dies  geschähe  aber  am  besten,  indem  in  die  Lehrpläne  der 
Volks-  und  Mittelschulen  Unterricht  in  der  Kenntnis  nicht  nur 
volkswirtschaftlicher  Fragen  im  allgemeinen,  sondern  besonders 
auch  des  Versicherungswesens  aufgenommen  würde.  Die  Jugend 
solle  so  früh  als  möglich  mit  den  im  Versicherungswesen  vor¬ 
handenen  Versorgungsmöglichkeiten  bekannt  gemacht  werden. 
Diesem  Streben  könne  durch  Schulsparkassen  und  durch  Kinder¬ 
versicherung,  für  welche  die  Kinder  die  Beiträge  selbst  beizu¬ 
bringen  hätten,  am  besten  Vorschub  geleistet  werden.  Einen  Anreiz 
könnten  die  Gesellschaften  auch  dadurch  geben,  dass  bei  den 
von  den  Eltern  abgeschlossenen  Kinderversicherungen  die  während 
der  Dauer  der  Versicherung  aufgespeicherte  Dividende  bei  Ablauf 
der  Erlebensfallversicherung  im  14.  oder  20.  Jahre  als  Grundstock 
für  eine  beliebig  weiterzuführende  Todesfallversicherung  dem 
Versicherten  in  Gestalt  einer  Lebensversicherungspolice  ausge¬ 
händigt  würde,  um  so  einen  erhöhten  Anreiz  zum  Beginn  und 
zur  Fortsetzung  einer  frühzeitig  begonnenen  Lebensversicherung 
zu  geben. 

Was  die  Einwirkung  auf  die  Versicherungsfähigkeit  betreffe, 
so  werde  letztere  durch  das  jetzt  übliche  System  der  wöchent¬ 
lichen  Abholung  seitens  der  Versicherungsgesellschaften  nicht 
voll  ausgenutzt,  weil  auf  dem  Wege  von  der  Arbeitsstelle  bis 
zur  Wohnung  dem  Arbeiter  zu  viel  Versuchungen  in  Gestalt 
der  Wirtshäuser  und  Glücksspiele  drohten,  sein  Einkommen 
unproduktiv  zu  verwenden.  Bei  Einwirkung  auf  die  Versicherungs¬ 
fähigkeit  wären  die  Versicherungsgesellschaften  auf  die  Mitwir¬ 
kung  von  Staat  und  Gesellschaft  angewiesen.  Diese  müssten 
durch  die  Versicherungswissenschaft  auf  ihre  diesbezüglichen 
Aufgaben  aufmerksam  gemacht  werden. 

Zunächst  sei  es  Sache  der  Gesellschaft,  speziell  der  Arbeit¬ 
geber,  anzuerkennen,  dass  der  Angestellte  für  ein  menschen¬ 
würdiges  Dasein  ausgestattet  zu  werden  durch  seine  Leistungen 
ein  Anrecht  erwerbe,  und  zwar  in  dem  Masse,  dass  bei  Aufzehrung 
seiner  Leistungsfähigkeit  für  die  weitere  Existenz  hinreichend 
Vorsorge  getroffen  werde.  Trete  hierdurch  eine  Belastung  ein¬ 
zelner  Gruppen  auf,  welche  deren  Leistungsfähigkeit  für  die 
Gesamtheit  (Wettbewerbungsfähigkeit  auf  dem  Weltmärkte  etc.) 
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in  Frage  stellen  würde,  so  müsste  hier  der  Staat  oder  die  Ge¬ 
meinde  im  Interesse  der  Gesamtheit  mit  Zuschüssen  zu  den  zu 
machenden  Rücklagen  eintreten,  ein  Vorgehen,  das  um  so  gerecht¬ 
fertigter  erscheinen  müsste,  als  für  den  Staat  resp.  die  Gemeinde 
durch  jeden  Versicherten  das  Armenversorgungsbudget  wesentlich 
erleichtert  werden  würde.  Im  übrigen  könne  der  Staat  auch 
durch  sein  Beispiel  als  Arbeitgeber  hier  einen  guten  erzieherischen 
Einfluss  ausüben. 

Mit  diesen  Bestrebungen  Hand  in  Hand  müsse  dann  die 
Ausgestaltung  der  Versicherungsmöglichkeit  zur  höchsten  Voll¬ 
kommenheit  geführt  werden.  Die  Gesellschaften  müssten  dem 
Publikum  es  erleichtern,  die  auf  Grund  des  regelmässigen  Ver¬ 
sicherungszwanges  beruhenden  wirtschaftlichen  Vorzüge  zu  ge¬ 
messen,  und  zwar  dadurch,  dass  man  das  Wirtschaftsindividuum 
daran  gewöhne,  möglichst  bald  in  jungen  Jahren  mit  der  Vor¬ 
sorge  für  die  Zukunft  zu  beginnen.  Dem  Arbeiter,  der  in  der 
Mitte  der  zwanziger  Jahre  seine  Versicherung  abschliesse,  werde 
es  infolge  Verheiratung,  Familienzuwachses  etc.  bald  unmöglich, 
Rücklagen  zu  machen.  In  jetziger  Zeit,  wo  der  Jüngling  im 
Durchschnitt  mit  dem  14.  bis  16.  Lebensjahre  in  das  praktische 
Leben  hineingehe,  wo  er  nach  ein-  bis  zweijähriger,  meist  un¬ 
besoldeter,  aber  auch  kostenloser  Lehrzeit,  noch  im  Schosse  der 
elterlichen  Familie  lebend,  bereits  über  grössere  oder  geringere 
Einnahmen  verfüge,  werde  eine  geringe  Versicherungsfähigkeit 
bereits  vorhanden  sein.  Werde  diese  bis  Mitte  der  zwanziger 
Jahre  fortgesetzt,  so  könne  dann  nach  einem  geeigneten  System 
ein  Aussetzen  der  Beiträge  für  kurze  Zeit  ohne  Nachteil  möglich 
gemacht  werden. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wäre  es  möglich,  die  oben  mit¬ 
geteilten  Verbesserungsvorschläge  besser  auszunützen,  sobald  es 
gelänge,  das  Publikum  daran  zu  gewöhnen,  die  Versicherungen, 
statt  mit  dem  25.  bis  30.,  mit  dem  15.  bis  20.  Lebensjahr  abzu- 
schliessen,  eventuell  gleich  aus  einer  vorhandenen  Erlebensfall¬ 
versicherung  mit  Hilfe  einer  von  der  Versicherungsgesellschaft 
gewährten  Prämie  in  eine  Todesfallversicherung  überzugehen.  Für 
jeden  Fall  müsse  vermieden  werden,  das  jetzt  schon  vorhandene 
Chaos  von  Versicherungskombinationen  noch  zu  vermehren. 

Allein  es  genüge  nicht,  die  Versicherungsmöglichkeit  zu 
vermehren  und  den  Verhältnissen  einzelner  Berufsgruppen  mög- 
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liehst  anzupassen,  der  Versicherer  müsse  auch  bestrebt  sein,  dem 
Versicherungsnehmer  die  Versicherungsmöglichkeit  ohne  Auf¬ 
wendung  zu  grosser  Unkosten  möglichst  nahe  zu  bringen.  Dies 
könne  erreicht  werden  durch  das  agentenlose  System.  Ueberhaupt 
solle  man  versuchen,  sich  mehr  und  mehr  von  dem  Agenten¬ 
system  zu  emanzipieren. 

Eine  eingehende  Reformierung  des  Agentenwesens  sei  im 
Interesse  der  Gesellschaften  gelegen.  Hierhin  könne  es  vielleicht 
gehören,  dass  man  die  Agenturen,  mehr  als  bisher  geschieht,  in 
offene,  leicht  zugängliche  und  auffindbare  Läden  verlegte  und 
diese  über  möglichst  viele  Stadtteile,  etwa  nach  Art  der  Depo¬ 
sitenkassen  der  Deutschen  Bank  in  Berlin,  verteile.  Heute  befänden 
sich  die  Agenturen  meist  in  höheren  Etagen  und  gar  zu  häufig 
recht  abgelegen  von  den  Verkehrsstrassen.  Eine  Wirtschaft,  wo 
das  Geld  unproduktiv  angelegt  werden  könne,  fände  sich  wohl 
an  jeder  Strassenecke ;  ein  Laden  aber,  der  durch  den  Zuruf 
«Versichere  dein  Leben,  denke  an  die  Zukunft»  etc.  auch  nur 
an  die  ökonomische  Anlage  der  Ueberschüsse  erinnerte,  werde 
einem  nur  selten  in  die  Augen  fallen.  Solche  Stellen  müssten 
sich  besonders  in  den  Arbeitszentren  befinden,  eventuell  nach 
Art  der  Zeitungskioske  in  kleinen  Pavillons  auf  freien  Plätzen 
in  der  Nähe  der  am  meisten  mit  Arbeitern  belegten  Fabriken, 
um  den  Arbeitern  beim  Verlassen  der  Arbeitsstätte  am  Lohntage, 
bevor  er  durch  das  nächste  Restaurationsschild  einer  nur  gar 
zu  süssen  Versuchung  erläge,  an  die  Sorge  für  seine  und  der 
Seinen  Zukunft  zu  mahnen.  Auch  hier  wäre  eine  gesunde,  in 
die  Augen  fallende  Reklame  äusserst  empfehlenswert. 

Die  Annahme  der  Versicherungsspargelder  wäre  möglichst 
einfach  zu  gestalten.  Am  Lohntage  wäre  der  Versicherungs¬ 
pavillon  mit  drei  Beamten  zu  besetzen,  der  eine  zur  Empfang¬ 
nahme  der  Beiträge,  der  zweite  zur  Buchung  und  der  dritte  zur 
Quittierung  des  Betrages. 

Dr.  Kohls  Vorschlag. 

Kohl  geht  von  dem  Gedanken  der  Errichtung  einer  öffent¬ 
lichen  Anstalt  für  Volksversicherung  aus,  um  den  Abschluss  von 
Lebensversicherungen  auch  den  Minderbemittelten  denkbar  billigst 
zu  gestalten  und  ihren  Interessen  in  weitgehendster  Weise  Schutz 
gewähren  zu  können.  Diesen  Forderungen  zu  entsprechen,  müsste 
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für  eine  solche  öffentliche  Lebensversicherungsanstalt  von  vorn¬ 
herein  eine  Zwillingsnatur  in  Aussicht  genommen  werden,  und 
zwar  hätte  sie  sich  einerseits  mit  Einzelversicherungen,  anderer¬ 
seits  mit  Kollektivversicherungen  zu  befassen.  Die  Einzelver¬ 
sicherung  wäre  ähnlich  wie  die  Arbeiter-Spar-  und  Lebensver¬ 
sicherung  nach  dem  System  der  fortlaufenden  Prämie  zu  gestalten. 

Die  Indolenz  des  Publikums  betreffs  Abschluss  von  Ver¬ 
sicherungen  sei  einerseits  zum  grossen  Teile  auf  die  heftige 
Konkurrenz  der  Gesellschaften  untereinander,  die  dem  Versiche¬ 
rungsnehmer  die  Wahl  der  Anstalt  sehr  erschwert  und  anderer¬ 
seits  auf  das  Misstrauen  des  Publikums  gegen  die  Privatassekuranz 
zurückzuführen.  Wenn  die  Anstalt  eine  staatliche  würde,  würden 
beide  Momente  wegfallen.  Dem  Versicherten  auch  entgegenzu¬ 
kommen  und  seinen  Spartrieb  rege  zu  erhalten,  würde  sich  die 
Heranziehung  der  Post  zum  Inkasso  der  Beiträge  empfehlen,  wie 
in  Belgien,  Frankreich  und  Oesterreich.  Das  Verfahren  würde 
sich  dann  etwa  folgendermassen  gestalten:  Der  Versicherungs¬ 
lustige  kauft  sich  am  Postschalter  gegen  10  Pf.  ein  Antrags¬ 
formular,  das  er  ausfüllt  und  der  Anstalt  als  Kartenbrief  einsendet. 
Die  Anstalt  sendet  ihm  die  Police  eingeschrieben,  wofür  der 
Versicherte  die  Hälfte  des  Portos  —  20  Pf.  —  zu  zahlen  hat. 

Die  Police  enthält  die  LRkunde  über  das  eingegangene  Ver¬ 
tragsverhältnis,  die  Versicherungsbedingungen  und  fünf  am 
hinteren  Rand  perforierte,  in  24  Felder  eingeteilte  Klebeseiten. 
Gleichzeitig  mit  der  Police  erhält  der  Versicherte  ein  Heft  mit 
25  Sparkarten,  von  denen  jede  in  30  Felder  eingeteilt  ist. 

Jeder  Briefträger  soll  nun  Sparmarken  zum  Verkauf  an  das 
Publikum  bei  sich  führen,  wie  ja  auch  überall  im  Gebiete  der 
Reichspost,  in  Belgien  und  Frankreich,  die  Briefträger  stets 
Briefmarken  zum  gleichen  Zwecke  bei  sich  haben  müssen.  Der 
Versicherte  kauft  sich  so  oft  und  so  viel  er  Lust  hat  von  diesen 
Sparmarken  und  klebt  sie  in  seine  Sparkarte  ein.  Ausser  bei  den 
Briefträgern  müssten  diese  Sparmarken  noch  an  sämtlichen  Post¬ 
wertzeichenverkaufsstellen  zu  haben  sein.  Die  gefüllte  Sparkarte 
wird  am  Postschalter  abgeliefert,  wofür  der  Versicherte  als 
Quittung  eine  mit  dem  Tagesstempel  versehene  Dreimarkmarke 
in  das  hierfür  bestimmte  Feld  der  ersten  Klebeseite  der  Police 
eingeklebt  erhält.  Jede  Sparkarte  entspricht  also  einem  Klebe¬ 
feld  auf  der  Klebeseite. 
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Ist  eine  Klebeseite  der  Police  mit  24  Versicherungsmarken 
vollgeklebt,  also  24  von  den  25  Sparkarten  verbraucht,  so  wird 
dieselbe  vom  Versicherten  herausgetrennt  und  am  Postschalter 
abgeliefert.  Die  25.  Sparkarte  hat  den  Zweck,  einer  Unterbrechung 
der  Spartätgkeit  bis  zum  Empfange  des  neuen  Sparkartenheftes 
vorzubeugen.  Ueber  die  abgelieferte  Klebeseite  erhält  der  Ver¬ 
sicherte  eine  Quittung.  Eine  Gebühr  für  die  Beförderung  an  die 
Versicherungsanstalt  ist  nicht  zu  entrichten. 

Nach  Eingang  der  Klebeseite  quittiert  die  Anstalt  dem  Ver¬ 
sicherten  über  deren  Empfang  vermittelst  eines  Einlagescheines, 
welcher  ausser  dem  Betrage  der  neu  erworbenen  Versicherungs¬ 
summe  noch  die  gesamte,  durch  frühere  Klebeseiten  und  durch 
etwaige  Gewinnanteile  erworbene  Versicherungssumme  nennt. 
Dieser  Einlageschein  nebst  einem  neuen  Sparkartenbuch  wird 
dem  Versicherten  durch  die  Post  portofrei  übermittelt  und  gegen 
Rückgabe  der  Postquittung  über  den  Empfang  der  Klebeseite 
ausgehändigt. 

Die  Vermittlungstätigkeit  der  Post  soll  folgende  sein: 

Die  Briefträger  rechnen  über  die  Sparmarken  mit  der  Post 
genau  wie  über  gewöhnliche  Briefmarken  ab.  Der  Markenverkauf 
berührt  die  Versicherungsanstalt  gar  nicht.  Die  Marke  ist  ledig¬ 
lich  ein  von  der  Post  als  Quittung  ausgegebenes  Wertzeichen 
über  eine  auf  die  Versicherungsmarke  geleistete  Teilzahlung. 

Die  eingenommenen  Sparkarten  werden  am  Abend  an  der 
Postkasse  ebenso  wie  der  Barbestand,  welcher  aus  dem  Brief¬ 
markenverkauf  resultiert,  abgerechnet  und  an  die  Anstalt  gesandt. 
Diese  quittiert  auf  der  Tagesliste,  welche  die  sämtlichen  Policen¬ 
nummern  der  an  einem  Tage  an  einem  Schalter  vereinnahmten 
Sparkarten  enthält,  über  den  Empfang  der  Sparkarten  und  der 
zugehörigen  Geldbeträge. 

Die  Quittungsformulare  für  die  Bestätigung  des  Empfanges 
der  Klebeseiten  müssen  so  vorgedruckt  sein,  dass  nur  noch  die 
Policennummern,  das  Datum  des  Poststempels  auf  der  ersten  und 
desjenigen  auf  der  letzten  Marke,  sowie  der  Tag  der  Einlieferung 
der  Klebeseite  auszufüllen  ist.  Der  Schalterbeamte  trägt  dann  die 
gleichen  Daten  in  ein  Verzeichnis  ein,  welches  wiederum  bei  Ab¬ 
lieferung  der  Klebeseiten  an  die  Anstalt  als  Quittung  gegenüber 
der  Post  zu  dienen  hat.  Die  sämtlichen  Klebeseiten  werden  ebenso 
wie  die  Sparkarten  summarisch  alle  Tage  an  die  Anstalt  abgeliefert. 
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Für  die  Leistungen  erhielte  die  Post  5  %  des  Wertes  sämt¬ 
licher  verkauften  Versicherungsmarken.  Die  Abfertigung  der 
Sparmarke  würde  nicht  mehr  als  den  dritten  bis  vierten  Teil 
derjenigen  Arbeit  ausmachen,  die  eine  einzelne  Postanweisung 
über  den  gleichen  Betrag  erfordert.  Setze  man  also  die  bezahlte 
Arbeit  der  Abfertigung  der  Sparkarte  etwa  auf  1  °/o  oder  3  Pf., 
so  blieben  noch  4  %  oder  12  Pf.  der  Post  für  andere  Auslagen. 
Hiervon  seien  noch  3%  für  eventuelle  Vermehrung  des  Brief¬ 
trägerpersonals  wegen  der  mit  dem  Markenverkauf  etwa  steigenden 
Arbeitslast  bestimmt,  während  1  °/0  für  die  anderen  Manipulationen 
ausreichen  würde.  Unter  der  Annahme,  dass  die  Versicherungs¬ 
anstalt  sich  des  gesamten  deutschen  Volksversicherungsgeschäftes 
bemächtigen  würde,  würde  unter  Zugrundelegung  der  im  Jahre 
1900  von  der  Volks  Versicherung  erzielten  Prämieneinnahme  von 
rund  30  Millionen  die  Gesamteinahmen  der  Post  sich  auf  2  Mil¬ 
lionen  belaufen. 

Damit  die  Versicherung  nicht  für  den  Anfang  zu  niedrig 
ausfalle,  schlägt  Kohl  weiter  eine  Risikoversicherung  als  Ausgleich 
zwischen  Volks-  und  Sparversicherung  vor.  Es  bestehe  die  Lebens- 
versicherungsnettoprämie  aus  zwei  Teilen,  der  Risiko-  und  der 
Reserveprämie.  In  den  jüngeren  Jahren  sei  die  Risikoprämie 
klein,  sie  steige  aber  mit  dem  Sterblichkeitsprozentsatz  von  Jahr 
zu  Jahr.  Nach  der  Reichssterbetafel  würde  der  Risikoteil  der 
auf  4  Jahre  vorausbezahlten  Prämie  eines  25jährigen  für  die 
Versicherungssumme  einer  Todesfallversicherung  von  80,65  M. 
gerade  2,50  M.  betragen.  Es  könnte,  wenn  man  lediglich  diesen 
Risikoteil  ohne  die  Reserveprämie  einzahlen  würde,  falls  der 
Versicherte  innerhalb  der  4  Jahre  sterben  sollte,  die  Versiche¬ 
rungssumme  gezahlt  werden.  Die  Risikoprämie  wäre  jedoch  nach 
4  Jahren  aufgezehrt  und  die  Versicherung  damit  beendet.  Unter 
Berechnung  der  Bruttoprämie  mit  20  %  Zuschlag  für  V erwaltungs- 
kosten  und  mögliche  Uebersterblichkeit  zu  der  Nettoprämie  würde 
in  dem  oben  erwähnten  Falle  auf  3  M.  Bruttorisikoprämie  80  M. 
Versicherungssumme  entfallen.  Nach  Ablauf  von  4  Jahren  würde 
diese  Risikoprämie  allerdings  erlöschen.  Bis  dahin  könnte  jedoch 
der  Versicherte  seine  Versicherungssumme  soweit  erhöhen,  dass 
er  der  Risikoprämie  entraten  könne.  Mit  dieser  Kombination 
werde  dem  Versicherten  die  Möglichkeit  gewährt,  dass  er  von 
Anfang  an  auf  eine  höhere  Summe  versichert  sei.  Es  folgt  eine 
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Tabelle,  an  der  Kohl  zeigen  will,  wie  viel  nach  der  Kombination 
mit  dem  von  ihm  aufgestellten  Tarif  bei  einer  jährlichen  Einlage 
von  10  M.  die  Versicherungssumme,  wenn  die  erste  Versicherungs¬ 
marke  im  Betrage  von  3  M.  als  Risikoprämie  gerechnet  würde, 
betrüge. 

Bei  seiner  Kollektivversicherung  geht  er  von  dem  Gedanken 
aus,  dass  Vereine  und  ähnliche  Organisationen  ihre  Mitglieder, 
Fabriken  ihre  Arbeiter  etc.  zusammen  bei  der  Anstalt  versichern 
und  die  Prämien  bezahlen,  wodurch  die  Fortsetzung  der  Prämien¬ 
zahlung  besser  gewährleistet  würde. 

Projekt  zur  Ausgestaltung  der  Volksversieherung 
in  der  Schweiz.  Von  Mehler. 

Auch  Mehler  will  die  enorme  Verfallziffer  bei  der  Volks¬ 
versicherung  wenigstens  zum  Teil  reduzieren.  Er  meint,  dass 
das  hohe  Storno  auf  den  Umstand  zurückzuführen  sei,  dass  die 
V ersicherten  bezüglich  ihrer  Prämienzahlung  sich  selbst  über¬ 
lassen  seien.  Dadurch,  dass  manche  Versicherungsanstalten  die 
Prämien  gleich  von  vornherein  als  eine  Bringschuld  ausdrücklich 
bezeichneten,  andere  wieder  das  Abholen  als  eine  freiwillige 
Leistung  behandelten,  ohne  sich  dazu  zu  verpflichten  und  in  den 
meisten  Fällen  wegen  der  Spesen,  die  damit  verbunden  seien, 
das  Abholen  sistierten,  leisteten  sie  den  fahrlässigen  Zahlern 
geradezu  Vorschub,  ihren  Verpflichtungen  nicht  nachzukommen. 
Das  Erlöschen  vieler  Versicherungen  würde  sich  daher  vermeiden 
lassen,  wenn  die  Anstalten  die  Prämien  regelmässig  erheben  liessen. 

Freilich  wäre  die  Organisation  eines  durchgreifenden  Ab- 
holungswesens  bei  den  privatwirtschaftlichen  Versicherungs¬ 
instituten  schwer  durchführbar,  da  der  damit  verbundene  Auf¬ 
wand  die  Verwaltungskosten  ins  Unermessliche  steigern  würde. 
Hingegen  wäre  dort,  wo  eine  Verstaatlichung  der  Volks  Versiche¬ 
rung  möglich  sei  und  wo  die  Post,  wie  in  der  Schweiz,  sich 
gemeinnützig  in  ihren  Dienst  bereits  gestellt  habe,  das  Abholungs¬ 
system  ohne  Schwierigkeit  und  mit  ganz  minimen  Kosten  zu 
verwirklichen.  Mehler  will  ebenfalls  die  Post  der  Volks  Versiche¬ 
rung  dienstbar  machen,  und  zwar  in  ähnlicher  Weise  wie  Kohl. 
Da  sich  der  Vorschlag  jedoch  speziell  auf  die  Schweiz  bezieht, 
können  wir  hier  von  einer  Beschreibung  näherer  Einzelheiten 
absehen. 
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Vorschläge  zur  Reform  der  Volksversicherung. 

Anonym.  1906. 

Auch  in  diesem  Vorschlag  werden  die  hohen  Kosten  und 
der  grosse  Verfall  bei  der  Volks  Versicherung  bekämpft.  In  einer 
Besprechung  der  Arbeiter-Spar-  und  Lebensversicherung,  ferner 
der  Vorschläge  von  Dr.  Peters  und  von  Dr.  Kohl  werden  deren 
Vorzüge  und  Mängel  hervorgehoben.  Der  Verfasser  hält  jedoch 
alle  diese  für  unausführbar  und  lässt  nun  seine  eigenen  Vorschläge 
folgen.  Es  solle  ein  an  Vertrauen  und  Aktionsfähigkeit  über¬ 
ragendes  Unternehmen  gegründet  werden,  indem  eine  Mehrheit 
deutscher  Lebensversicherungsgesellschaften  sich  zu  gemeinschaft¬ 
lichem  Betriebe  der  Volksversicherung  vereinigte.  Bei  Wahrung 
ihrer  Selbständigkeit  im  übrigen  würden  die  beteiligten  Gesell¬ 
schaften  lediglich  für  das  in  sich  abgeschlossene  Gebiet  der 
Volksversicherung  eine  Gemeinschaft  in  der  Art  einzugehen 
brauchen,  dass  sie  Volksver'sicherungen  nur  durch  ihren  Verband 
abschlössen  und  dass  sie  alle  für  die  vom  Verband  abgeschlossenen 
Versicherungen  den  Versicherten  gegenüber  die  solidarische 
Haftung  übernähmen,  während  für  die  Ausgleichung  der  Ver¬ 
bandsgesellschaften  untereinander  ein  bestimmter  Massstab  zu 
vereinbaren  wäre,  der  derselbe  sein  könnte,  nach  dem  sie  am 
Gewinn  aus  dem  gemeinschaftlichen  Volksversicherungsbetriebe 
teilnehmen. 

Wenn  auch  der  gemeinschaftliche  Betrieb  in  Gesellschafts¬ 
form,  d.  h.  ohne  Bildung  eines  neuen,  die  Gemeinschaft  repräsen¬ 
tierenden  Rechtssubjektes,  an  sich  denkbar  wäre,  so  werde  es 
sich  aus  praktischen  Gründen  empfehlen,  eine  besondere  Aktien¬ 
gesellschaft  zu  bilden,  welche  als  der  Versicherer  aufträte,  die 
Versicherungen  aber  in  der  Weise  abschlösse,  dass  jedem  Ver¬ 
sicherten  das  Recht  zustehe,  falls  und  soweit  ihm  Erfüllung  seiner 
Ansprüche  nicht  durch  diese  Aktiengesellschaft  zuteil  geworden 
sei,  nach  seiner  Wahl  jede  der  am  Verband  beteiligten  solidarisch 
haftenden  Einzelgesellschaften  unmittelbar  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Die  Bildung  einer  solchen  selbständigen  Aktiengesellschaft,  die 
ihren  Geschäftsbetieb  etwa  unter  der  Firma  «Deutscher  Verband 
für  Volksversicherung»  führen  könnte,  habe  den  Vorzug,  dass 
dadurch  die  Rechtslage  klarer  und  dem  Publikum  verständlicher 
zum  Ausdruck  komme  und  dass  für  die  abgeschlossenen  Ver¬ 
sicherungen  ein  von  dem  Vermögen  der  Verbalidsgesellschaften 
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getrenntes  Vermögen  vorhanden  sei  und  hafte,  und  dass  infolge¬ 
dessen  namentlich  auch  die  Prämienreserve  der  sämtlichen  Volks¬ 
versicherungen  als  Prämienreserve  des  in  erster  Linie  haftenden 
Deutschen  Verbandes  für  Volks  Versicherung  von  diesem  besonders 
verwahrt  und  verwaltet  werde.  Entsprechend  der  Konzentration 
der  Volksversicherung  in  einer  Hand  fände  auch  eine  Konzen¬ 
tration  der  Prämienreserve  statt,  die  auch  nach  aussen  eindrucks- 
und  wirkungsvoll  wäre.  Der  Verband  mit  eigener  selbständiger 
Zentralverwaltung  müsste  auch  einen  Aussendienst  mit  eigenen 
Beamten  einrichten,  um  für  den  konzentrierten  Volksversicherungs¬ 
betrieb  die  Erhebung  der  Versicherungsbeiträge  im  Abholungs¬ 
verfahren  einheitlich  durchzuführen.  Dass  dies  weit  verzweigte 
Einnehmepersonal  zugleich  werbend  für  den  Verband  tätig  sein 
würde,  läge  auf  der  Hand.  Die  Agentenwerbetätigkeit  würde 
in  der  Hauptsache  in  den  Händen  der  Agenten  der  einzelnen 
Gesellschaften  liegen.  Der  Verband  selbst  würde  die  Vermittler¬ 
tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Volksversicherung  durch  seine 
Anweisungen  regeln,  sowie  die  Vergütungen  hierfür  seinerseits 
festsetzen  und  endgültig  tragen,  was  aber  nicht  ausschliesse,  dass 
im  Interesse  der  Geschäftsvereinfachung  die  Agenten  der  Einzel¬ 
gesellschaften  nur  mit  diesen  hinsichtlich  ihrer  Provisionen  für 
Volksversicherung  abzurechnen  und  sodann  die  Einzelgesell¬ 
schaften  sich  mit  dem  Verbände  auseinanderzusetzen  hätten.  Im 
folgenden  geht  der  Verfasser  näher  auf  die  Frage  ein,  nach 
welchem  Grundsätze  die  zusammengeschlossenen  Gesellschaften 
untereinander  Gewinn  und  Verlust  verteilen  sollen.  Da  die  Er¬ 
örterung  mit  der  Reform  der  heutigen  Volksversicherungsverhält¬ 
nisse  nichts  zu  tun  hat,  können  wir  sie  hier  übergehen.  Zu 
bemerken  wäre  nur,  dass  die  Aktionäre  nach  den  Satzungen 
eine  auf  4,  höchstens  5  %  begrenzte  Dividende  erhalten  sollen. 

Der  Verfasser  möchte  in  seinem  Vorschlag  die  von  Dr.  Peters 
vorgeschlagene  Verbesserung  des  Hitzeschen  Systems  erprobt 
wissen. 

Wie  weit  der  Gemeinschaftsbetrieb  imstande  sein  würde, 
die  Hauptmängel  der  seither  betriebenen  gewöhnlichen  Volks¬ 
versicherung  zu  vermeiden,  will  er  wie  folgt  beweisen : 

I.  Die  Verbilligung  der  Versicherung. 

Hinsichtlich  der  Akquisitions-  und  Inkassokosten  bietet  der 
gemeinschaftliche  Betrieb  grosse  Vorteile. 
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1.  Das  überragende  Ansehen  werde  eine  Ueberlegenheit  und 
Werbekraft  verleihen,  die  den  Agenten  die  Akquisition  ausser¬ 
ordentlich  erleichtere.  Die  Frage,  bei  welcher  Gesellschaft  eine 
Volksversicherung  zu  nehmen  sei,  würde  nicht  mehr  bei  den 
Versicherten  im  Vordergrund  stehen;  ob  überhaupt  eine  Ver¬ 
sicherung  abzuschliessen,  in  welcher  Höhe,  nach  welcher  Kombi¬ 
nation,  nur  das  wäre  vornehmlich  Gegenstand  der  Propaganda. 
Die  Agententätigkeit  würde  Männern  und  Frauen  begehrens¬ 
werter  erscheinen,  da  ihr  durch  das  Fehlen  der  Konkurrenz  der 
gehässige  Charakter  genommen  sei.  Auch  Angehörige  des  Lehrer¬ 
standes  müssten  sich  auf  diesem  Gebiete  werbend  mitbetätigen. 
Dadurch  werde  die  Werbetätigkeit  selbst  erheblich  verbilligt 
werden  können. 

2.  Wie  die  Abschlussprovisionen,  so  könnten  auch  die  Kosten 
der  Prämieneinziehung  infolge  der  Konzentration  der  Volks¬ 
versicherung  auf  ein  bescheidenes  Mass  herabgesetzt  werden 
und  namentlich  die  Abholung  der  Wochenbeiträge  liesse  sich  mit 
dem  verhältnismässig,  d.  h.  auf  die  einzelne  Versicherung  ent¬ 
fallenden  denkbar  niedrigsten  Kostenaufwand  durchführen.  Je 
dichter  die  Versicherten  wohnen,  je  mehr  der  Einnehmer  bei 
einem  Gange  viele  Häuser  derselben  Strasse  und  mehrere  Haus¬ 
haltungen  desselben  Hauses  zu  besuchen  habe,  um  so  ausgiebiger 
müsse  sein  Gang,  um  so  vorteilhafter  seine  Tätigkeit  werden. 
Deshalb  werde  mit  der  Konzentration  der  Volksversicherung  in 
einem  einzigen  Riesenbetriebe  die  räumliche  Konzentrierung  der 
Versicherten,  die  wirtschaftliche  Ausnutzung  der  Einnehmer¬ 
organisation  und  damit  in  einem  der  wichtigsten  Punkte  die 
Ermässigung  der  Verwaltungskosten  aufs  vollkommendste  erreicht 
werden  können. 

3.  An  Abschluss-  und  Inkassoprovisionen  könne  ferner  durch 
Vermittlung  von  Korporationen  der  verschiedensten  Art  beim 
Versicherungsabschluss  und  den  fortlaufenden  Beitragserhebungen 
gespart  werden.  Denn  durch  das  unbestreitbare  Ansehen  des 
Deutschen  Verbandes  für  Volksversicherung  würden  die  Arbeit¬ 
geber  sich  viel  eher  zu  dieser  unentgeltlichen  Vermittlungs¬ 
tätigkeit  herbeilassen  als  jetzt,  wo  sie  im  Zweifel  sind,  bei 
welcher  Gesellschaft  ihre  Angestellten  am  sichersten  gingen.  Die 
hierdurch  gesparten  Kosten  könnten  den  Versicherten  in  Gestalt 
von  Prämienminderung  zugute  kommen. 
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4.  Eine  Verbilligung  der  Volksversicherungstarife  würde 
endlich  auch  noch  durch  Nichtbeteiligung  der  Versicherten  am 
Gewinne  zu  erreichen  sein.  Für  diejenigen  Kreise,  für  die  die 
Volksversicherung  geeignet  sei,  empfehle  sich  die  Gewinnbeteili¬ 
gung  mit  ihren  unsicheren  Chancen  und  hier  naturgemäss  nur 
sehr  geringfügigen  Beträgen  nicht.  Für  sie  sei  es  viel  wichtiger, 
von  vornherein  auf  eine  möglichst  hohe  Versicherungssumme 
rechnen  zu  können.  Dass  bei  Nichtbeteiligung  der  Versicherten 
am  Gewinn  von  einer  gewissen,  sonst  notwendigen  Erhöhung 
der  Nettoprämien  abgesehen  werden  könne  und  damit  eine  nicht 
unwesentliche  Verbilligung  der  Tarifprämien  erreicht  werden 
könne,  läge  auf  der  Hand. 

II.  Das  geringere  Storno  bei  der  geplanten  Konzentration. 

1.  Ein  Teil  des  heutigen  Stornos  sei  dem  forcierten  Anwerbe- 
betrieb  zuzuschreiben.  Der  Verbandsbetrieb  würde  nicht  mehr 
in  der  bisher  mehr  oder  minder  empfundenen  Abhängigkeit  von 
Konkurrenzrücksichten  geführt  werden  und  weniger  Anreiz  zu 
solcher  forcierter  Anwerbetätigkeit  bieten. 

2.  Ferner  würde  die  «Ausspannung»  an  Bedeutung  verlieren. 

3.  Von  weit  grösserer  Wirkung  würde  es  aber  sein,  dass  bei 
dem  konzentrierten  Betrieb  das  Prinzip  der  regelmässigen  Ab¬ 
holung  auch  der  kleinsten  Wochenbeitäge  weit  sicherer  und 
allgemeiner  durchgeführt  werden  könne,  als  dies  bisher  möglich 
war.  Während  die  Beitragsabholung  bisher  nicht  Rechtspflicht 
war,  würde  der  Deutsche  Verband  für  Volksversicherung  dazu 
übergehen  können,  sich  dazu  zu  verpflichten. 

4.  Soweit  Anwerbung  und  Inkasso  unter  Ausschaltung  von 

Agenten  durch  Vereine,  Arbeitgeber  etc.  erfolgt,  könnten  diesen 
Vermittlern  zufolge  der  Ersparnis  an  Abschlussprovisionen  und 
Inkassokosten  beträchtliche  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden, 
welche  zu  Gunsten  der  Versicherten  dieser  Vereine  oder  Arbeit¬ 
geber  und  jedenfalls  zweckmässig  auch  dazu  zu  verwenden  wären, 
den  Versicherten  im  Falle  ihres  vorübergehenden  Unvermögens 
zur  Zahlung  der  Beiträge  die  Aufrechterhaltung  ihrer  Versicherung 
zu  ermöglichen.  _ 

Um  eine  zusammenfassende  Kritik  dieser  Vorschläge  zu 
ermöglichen,  haben  wir  die  Hauptgedanken  derselben  in  zwei 
Gruppen  geteilt,  nämlich  in  solche,  die  den  Verwaltungskosten 
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entgegentreten,  und  solche,  die  das  Storno  vermindern  sollen. 
Die  speziellen  Vorschläge  der  beiden  Gruppen  sind  wiederum 
in  zwei  Tabellen  so  geordnet,  dass  gleiche  oder  ähnliche  Vor¬ 
schläge  unter  einer  zusammenfassenden  Ueberschrift  in  der 
Reihenfolge  ihrer  Entstehung  eingetragen  sind.  Es  ist  aus  den 
Tabellen  also  leicht  ersichtlich,  was  der  Einzelne  sich  zur  Ver¬ 
besserung  der  Volksversicherung  gedacht  und  wie  er  dieselbe 
durchzuführen  beabsichtigt  hat. 

Wir  beginnen  mit  dem  Vorschlag  von  Leuckfeld  und  unserem 
Anonymus,  den  Versicherungsgedanken  in  den  Schulen  zu  ver¬ 
breiten.  Zweifellos  kann  durch  entsprechenden  Unterricht  in  den 
Schulen  zur  Popularisierung  der  Volks  Versicherung  ausserodent- 
lich  viel  beigetragen  werden.  Jedoch  müsste  man  es  bei  diesem 
Unterricht  bewenden  lassen  und  nicht  ausserdem  noch  die  Kinder- 
versicheruug  in  den  Schulen  eingeführt  haben  wollen.  Wir  können 
in  dieser  Beziehung  nur  den  Einwänden  Mehlers  gegen  Leuckfelds 
Vorschlag  beitreten.  Es  würde  Neid  und  Feindschaft  zwischen 
die  Kinder  gesät  werden,  da  einzelne  ihre  Superiorität  denjenigen 
gegenübet  zu  beweisen  bestrebt  wären,  die  nur  geringere  Beiträge 
aufzubringen  imstande  sind  als  sie.  Würde  dagegen  der  von  den 
Kindern  mitzubringende  Beitrag  gleichmässig  gross  sein,  so  würde 
dieser  Einwand  fortfallen  und  an  seine  Stelle  ein  anderer  treten, 
nämlich  der  gegen  den  dann  notwendigen  Zwang.  Es  würde 
dem  Volks  Versicherungsgedanken  widersprechen,  wollte  man  ihn 
zwangsweise  durchführen,  und  das  gar  schon  in  den  Schulen. 
Was  nun  den  Gedanken  Leuckfelds  anbetrifft,  die  Dividende  der 
von  den  Eltern  genommenen  Kinderversicherung  im  Erlebensfall 
(14.  oder  20.  Lebensjahr)  als  Gewinnstock  für  eine  beliebig  weiter¬ 
zuführende  Todesfallversicherung  zu  verwenden  und  dem  ver¬ 
sicherten  Kinde  in  Gestalt  einer  Lebensversicherungspolice  aus¬ 
zuhändigen,  so  ist  im  allgemeinen  nichts  dagegen  zu  sagen; 
jedoch  übersieht  Leuckfeld,  dass  erst  Personen  vom  vollendeten 
21.  Lebensjahre  ab  eine  Lebensversicherung  selbständig  ab- 
schliessen  können;  somit  wird  der  Plan  illusorisch. 

Wenn  Leuckfeld  ferner  meint,  dass  die  Versicherungsfähig¬ 
keit  der  Versicherten  durch  das  Abholungssystem  nicht  voll 
ausgenutzt  werde,  weil  auf  dem  Wege  von  der  Arbeitsstätte  bis 
zur  Wohnung  zu  viel  Wirtshäuser  und  Glücksspiele  drohten  und 
dass  infolgedessen  die  Versicherungsgesellschaften  auf  die  Mit- 
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Wirkung  von  Gesellschaft  und  Staat  angewiesen  Avären,  so  ist 
dazu  zu  bemerken,  dass  auch  dies  wiederum  nur  möglich  wäre, 
wenn  die  Volksversicherung  verstaatlicht  würde.  Und  das  nennt 
ja  Leuckfeld  selbst  ein  plumpes  Durchhauen  des  Knotens. 

Die  Möglichkeit,  wie  Leuckfeld  weiter  in  seiner  Ausführung 
sagt,  schon  mit  dem  15.  bis  20.  statt  mit  dem  25.  bis  30.  Lebens¬ 
jahre  die  Versicherung  zu  beginnen,  ist  wohl  vorhanden;  aber 
die  jungen  Leute,  die  in  diesem  Alter  schon  an  das  Sparen  zu 
Versicherungszwecken  denken,  sind  zu  zählen.  Ist  es  ihnen 
überhaupt  möglich,  Ersparnisse  zu  machen,  so  verwenden  die 
jungen  Männer  ihr  Geld  lieber  als  Zuschuss  beim  Militärdienst 
oder  zum  Ankauf  eines  Fahrrades  oder  dergl.,  und  die  Mädchen 
legen  ihre  Ersparnisse  in  Putz  an.  Wenn  man  erst  so  weit  wäre, 
dass  schon  die  Jugend  von  selbst  ans  Versichern  dächte  und 
zu  dem  Zwecke  sparte,  dann  wären  ja  alle  diese  Reformvorschläge 
überflüssig.  Wozu  brauchte  man  dann  Agenten?  Wie  selten 
würde  ein  Storno  Vorkommen !  Rein  äusserlich  ist  dieser  Vor¬ 
schlag  auch  schon  deswegen  nicht  durchführbar,  weil,  wie  schon 
erwähnt,  Personen  unter  21  Jahren  nicht  selbständig  eine  Ver¬ 
sicherung  abschliessen  können. 

Die  vielen  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  dem  mangelhaften 
Agentenpersonal  ergeben,  sucht  der  grösste  Teil  der  Reformer 
entweder  durch  vollständige  Ausschaltung  des  Agenten  oder 
wenigstens  durch  eine  grösstmögliche  Einschränkung  seiner 
Tätigkeit  zu  umgehen.  Natürlich  würden  dadurch  die  Verwal¬ 
tungskosten  bedeutend  verringert  werden.  Aber  die  erste  Voraus¬ 
setzung  für  die  Durchführbarkeit  dieser  Pläne  ist  und  bleibt 
doch  wieder  die  so  vollkommene  Ausbreitung  des  Versicherungs¬ 
gedankens,  dass  die  Versicherungsgesellschaften  eine  Akquisition 
nicht  mehr  benötigen.  Solange  aber  die  zu  Versichernden  noch 
zur  Versicherungsnahme  herangezogen  werden  müssen,  bleibt 
der  Agent  vielleicht  der  wichtigste  Faktor,  mit  dem  die  Gesell¬ 
schaften  rechnen  müssen. 

Auf  ihre  theoretische  Möglichkeit  hin  wollen  wir  aber  doch 
die  diesbezüglichen  Vorschläge  noch  prüfen.  Bleiben  wir  zunächst 
bei  Leuckfeld.  Er  will  die  Agenturen  in  Kiosken  oder  Läden 
in  verkehrsreichen  Gegenden,  namentlich  aber  in  der  Nähe  von 
Fabriken,  eröffnet  wissen.  Verlassen  da  die  Arbeiter  ihre  Arbeits¬ 
stätte,  so  soll  sie  die  auffallende  Reklame  bewegen,  an  die  Zu- 
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kunft  der  Ihrigen  zu  denken,  statt  den  eben  erhaltenen  Lohn 
in  Spirituosen  etc.  anzulegen.  Abgesehen  davon,  dass  der  Arbeiter 
in  dem  Augenblick,  in  dem  er  seine  Fabrik  verlässt,  eher  an 
alle  andern  häuslichen  Ausgaben  denkt,  als  gerade  an  die  Ver¬ 
sicherung,  für  die  er  doch  nur  den  Teil  seines  Lohnes  erübrigen 
kann,  der  in  der  Haushaltung  entbehrlich  ist,  würde  nach  dieser 
Idee  ein  unschöner  Konkurrenzkampf  zwischen  den  einzelnen 
Versicherungsgesellschaften  entstehen,  da  natürlich  jedes  Unter¬ 
nehmen  diese  Gelegenheit  in  Form  der  Kioske  oder  Läden  aus¬ 
nützen  würde.  Wohin  sollte  sich  dann  der  Arbeiter  wenden? 
Ihm  ist  es  doch  unmöglich,  zu  beurteilen,  bei  welcher  Gesellschaft 
er  am  besten  fährt.  Ausserdem  denkt  sich  Leuckfeld  die  Ab¬ 
fertigung  in  diesen  Kiosken  denn  doch  ein  wenig  zu  leicht.  Drei 
Beamte  sollen  diese  doch  offenbar  für  Massenbetrieb  gedachte 
Geschäftsstelle  beherrschen  ?  Die  Kioske  sollen  doch  wohl  auch 
die  Akquisiteure  ersetzen.  Auch  mit  den  verführerischten  Pla¬ 
katen  werden  diese  niemals  vermögen,  Arbeiter  in  reichlicher 
Zahl  anzulocken.  So  wenig  ist  der  Versicherungsgedanke  trotz 
wahrnehmbarer  Besserung  in  das  deutsche  Volk  eingedrungen, 
dass  noch  nach  wie  vor  eine  energische  Akquisition  notwendig 
ist.  Ausserdem  fiele  durch  die  Versicherung  in  den  Kiosken  die 
individuelle  Behandlung  der  Volksversicherung  so  gut  wie  weg  — 
zum  grössten  Schaden  der  Versicherungsanstalten  und  somit  der 
Versicherten  selbst.  Denn  wenn  auch  ärztliche  Untersuchung  der 
Versicherten  nicht  stattfindet,  so  muss  doch  seitens  der  Agenten 
eine  Siebung  der  Versicherten  insofern  stattfinden,  als  nur  augen¬ 
scheinlich  Gesunde  aufnahmefähig  sind.  Denn  Kranke  sind  über¬ 
haupt  nicht  versicherbar.  Bei  der  Aufnahme  in  der  Wohnung, 
in  den  Arbeitsstätten  oder  auch  in  Schanklokalen,  deren  Wirte 
ihre  Gäste  kennen,  lässt  sich  die  Identität  des  Antragstellers  mit 
dem  zu  Versichernden  leicht  feststellen.  Wie  aber  soll  dies  bei 
dem  gedachten  Ansturm  auf  die  Kioske  möglich  sein,  wo  leicht 
ein  Gesunder  nach  Verabredung  mit  einem  Kranken  vortreten 
könnte?  Schliesslich  vereitelt  auch  der  §  10  des  Aufsichtsgesetzes 
die  Massenakquisition  in  den  Kiosken  dadurch,  dass  vor  Abschluss 
des  Versicherungsvertrages  der  Versicherungsnehmer  den  Em¬ 
pfang  der  Versichungsbedingungen  bescheinigen  muss,  und  er 
sicherlich  gelehrt  ist,  seine  Unterschrift  nie  unter  etwas  zu  setzen, 
was  er  nicht  gelesen  hat. 


Wäre  aber  wirklich  trotz  der  Sprödigkeit  der  zu  Versichernden 
und  der  Unmöglichkeit  der  Individualiserung  der  Versicherung 
die  Akquisition  in  den  Kiosken  möglich,  so  würden  drei  Beamte 
recht  wenige  der  Anstürmenden  abfertigen. 

Scheidet  man  dagegen  die  Akquisition  aus  dem  Pavillon 
aus  und  lässt  diese  nur  für  das  Inkasso  bestimmt  sein,  so  ergeben 
sich  auch  dann  vom  Laien  ungeahnte  Schwierigkeiten,  und  zwar 
besonders  dann,  wenn  das  einzig  zuverlässige  Kartensystem 
eingefübrt  ist. 

Bei  den  übrigen  fünf  Vorschlägen,  die  Agentenausschaltung 
betreffend,  findet  sich  wiederholt  der  Ausdruck  « Kollektivver¬ 
sicherung».  Offenbar  ist  die  Bezeichnung  fälschlich  gebraucht, 
denn  das,  was  in  der  Versicherungswissenschaft  <  Kollektivver¬ 
sicherung»  genannt  wird,  kommt  bei  der  Volksversicherung 
überhaupt  nicht  in  Betracht.  Man  versteht  unter  dieser  Bezeich¬ 
nung  die  unpersönliche  Versicherung  einer  grösseren  Anzahl  von 
Personen  auf  eine  Police  hin,  z.  B.  wenn  die  sämtlichen  Arbeiter 
einer  Fabrik  gegen  Unfall  versichert  werden.  Es  sind  somit  die 
Angestellten  nur  innerhalb  des  Unternehmens  versichert,  und  der 
Personalwechsel  ist  ohne  Einfluss  auf  die  Police.  Davon  kann 
bei  der  Lebensversicherung,  also  auch  bei  der  Volksversicherung, 
gar  keine  Rede  sein,  denn  jeder  einzelne  hat  seine  eigene  Police, 
deren  Summe  sich  nach  dem  Eintrittsalter  und  der  Höhe  des 
Beitrages  richtet.  Schon  der  Begriff  der  Prämienreserve  macht 
es  nach  §  20  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  unmöglich,  dass 
etwa  die  Arbeiter  eines  Unternehmers  ohne  Rücksicht  auf  die 
einzelnen  Alter  gegen  einen  gleich  hohen  Betrag  mit  einer  gleich 
hohen  Versicherungssumme  versichert  würden.  Nur  dann  wäre 
doch  die  Ausstellung  einer  einzigen  Police,  also  eine  Kollektiv¬ 
versicherung,  möglich.  Es  kann  sich  also  nur  um  eine  Massen¬ 
akquisition  und  ein  zentralisiertes  Inkasso  innerhalb  eines  indu¬ 
striellen  Unternehmens  handeln.  Zweifellos  bezwecken  die  in 
Betracht  kommenden  Reformer  auch  nur  dies  Verfahren. 

Diese  Vorschläge,  die  Verwaltungskosten  und  Inkassospesen 
durch  Heranziehung  von  Fabriken,  Vereinen  etc.  herabzumindern, 
erscheint  in  der  Theorie  ganz  akzeptabel;  indessen  hat  die  Praxis 
gelehrt,  dass  auch  auf  diesem  Wege  Abschluss-  und  Inkasso¬ 
provisionen  nicht  zu  vermeiden  sind,  da  die  unvermeidlichen 
Arbeiten  auf  die  Dauer  von  den  damit  beauftragten  Vereins- 
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mitgliedern  oder  Fabriken  nicht  umsonst  gemacht  werden,  sondern 
ebenfalls  bezahlt  werden  müssen.  Professor  Hitze  berücksichtigt 
diesen  Umstand  zwar,  indem  er  dem  Vertrauensmann  auf  Wunsch 
die  Aufnahmegebühr  und  3  %  der  vereinnahmten  Beträge  gewährt. 
Jedoch  hofft  auch  er,  nur  im  Notfall  davon  Gebrauch  machen 
zu  müssen.  Die  Hauptschwierigkeit  bei  der  Durchführung  dieses 
Planes  liegt  unseres  Erachtens  aber  darin,  dass  die  Arbeiter 
im  allgemeinen  nicht  gewillt  sind,  sich  ihren  Lohn  von  der 
Fabrikleitung  zur  Bestreitung  der  Prämien  kürzen  zu  lassen. 
Ueber  ihren  Lohn  wollen  sie  frei  verfügen,  selbst  dann,  wenn 
sie  die  Versicherungsverpflichtung  freiwillig  auf  sich  genommen 
haben.  Sicherlich  hat  dies  auch  eine  gewisse  Berechtigung,  wenn 
man  eben  nicht  gerade  den  Versicherungszwang  einführen  will. 
Zu  erwähnen  wäre  noch  die  Inanspruchnahme  der  Post  bei  Kohl 
und  Mehler,  die  der  Postverwaltung  einen  Prozentsatz  der 
Prämieneinnahmen  für  das  Inkasso  bewilligen  wollen.  Freilich  ist 
damit  eine  Möglichkeit  gegeben,  das  Inkasso  zu  erleichtern  und 
zu  verbilligen;  jedoch  kann  die  Post  eben  nur  in  Betracht 
kommen,  wenn  die  Volksversicherung  verstaatlicht  wird,  da  von 
den  vorhandenen  Versicherungsgesellschaften  nicht  eine  einzelne 
durch  dies  Verfahren  bevorzugt  werden  dürfte. 

Gegenüber  diesen  Vorschlägen  zwecks  Ausschaltung  des 
Agentenpersonals  sind  Peters  und  der  Anonymus  für  die  Erhal¬ 
tung  desselben,  jedoch  nicht  in  dem  Umfange,  wie  es  heute 
notwenig  ist.  Peters  verkennt  nicht,  dass  sich  die  Einziehung 
der  Spargelder  durch  ehrenamtliche  Vertrauensmänner  billiger 
gestaltet  als  durch  Agenten,  aber  er  will  durch  die  neben  den 
festen  Prämien  zu  zahlenden  Sparmarken  die  Organisations-  und 
Akquisitionskosten  sparen.  Es  könnte  damit  wohl  an  Verwal¬ 
tungskosten  gespart  werden,  wenn  damit  nicht  zugleich  eine 
Kürzung  der  Bezüge  der  Agenten  verbunden  wäre.  Folglich 
würden  diese  bei  dem  System  bestrebt  sein,  die  Versicherung 
mit  festen  Prämien  möglichst  hoch  zu  gestalten,  da  sie  ja  nur 
für  diese  Stammversicherung  Provisionen  bekämen,  während  sie 
bei  den  Sparmarken  leer  ausgingen.  Darin  läge  aber  sicherlich 
kein  Vorteil  für  die  Volksversicherung,  denn  damit  wäre  unbe¬ 
dingt  ein  übergrosses  Storno  verbunden.  Der  Anonymus  glaubt, 
dass  durch  sein  System  so  durchschlagende  Erfolge  erzielt  werden 
könnten,  dass  Männern  sowohl  wie  Frauen  die  Agententätigkeit 


begehrenswerter  erscheinen  würde.  Denn  durch  das  überragende 
Ansehen  des  Verbandes  würde  auch  der  Agentenberuf  an  Ansehen 
zunehmen,  das  ihm  heute  noch  gänzlich  fehle  und  darum  viele 
von  dieser  Tätigkeit  fernhalte.  Damit  zugleich  würde  die  Akqui¬ 
sition  und  das  Inkasso  verbilligt,  denn  wenn  die  Nachfrage  nach 
diesem  Beruf  grösser  werde,  würden  ja  auch  die  Spesen  geringer. 
Die  niedrigere  Besoldung  nach  Prozenten  der  einkassierten  Beträge 
rechtfertige  sich  dann  auch  schon  daraus,  dass  die  Versicherten 
so  nahe  beisammen  wohnen,  was  das  Inkasso  wesentlich  verein¬ 
fache  und  somit  erleichtere.  Wir  glauben  nicht,  dass  durch  den 
Verband  so  grosse  Vorteile  geschaffen  werden  könnten,  dass 
dadurch  auch  die  Agententätigkeit  gehoben  werden  würde.  Ab¬ 
gesehen  davon,  dass  ein  solcher  Volksversicherungsverband  aus 
den  verschiedensten  Gründen  gar  nicht  zustande  kommen  kann, 
bleiben  die  Agentenkalamitäten  selbst  bei  den  erhofften  Vorteilen 
dieselben.  Schlechte  Elemente  unter  den  Agenten  und  Versicherte, 
die  nicht  zahlen,  wdrd  es  auch  dann  so  viel  wie  jetzt  geben,  und  es  ist 
somit  belanglos,  ob  die  Versicherten  noch  dichter  wohnen  als  jetzt. 

Was  nun  die  Besoldung  der  Inkassoagenten  lediglich  durch 
ein  festes  Gehalt  anbetrifft,  wie  es  Schwoner  wünscht,  so  ist  dies 
im  Prinzip  nicht  richtig,  weil  der  Kassenbote  dann  nicht  genü¬ 
gendes  Interesse  an  der  Erhaltung  der  Versicherung  hat.  Vielmehr 
ist  es  zu  empfehlen,  den  Inkassoagenten  wohl  ein  festes,  aber 
nur  kleines  Gehalt  zu  geben  und  ihnen  ausserdem  eine  Inkasso¬ 
provision  zu  bewilligen.  Die  Durchführung  einer  festen,  für  den 
Lebensunterhalt  ausreichenden  Besoldung  der  Agenten  ist  schon 
deshalb  unmöglich,  weil  jede  Gesellschaft  Bezirke  hat,  in  denen 
ein  nur  geringer  Geschäftsumfang  vorhanden  ist  und  infolgedessen 
hier  das  Inkasso  zu  teuer  werden  würde. 

Der  Kritik  von  Mehler,  dass  ein  monatliches  Gehalt  von 
100  M.  für  Kassenboten  das  Geschäft  zu  sehr  verteuern  würde, 
kann  nicht  beigetreten  werden,  weil  der  Durchschnittssatz  von 
20  Pf.  pro  Abholung  nicht  richtig  ist.  Mehler  hat  vergessen  zu 
berücksichtigen,  dass  Wochenbeiträge  für  die  einzelne  Police  von 
1,  2,  3  und  noch  mehr  Mark  Vorkommen,  und  dass  in  einer 
Familie  für  10 — 20  M.  Wochenbeiträge  zu  kassieren  sind,  ist 
durchaus  nicht  selten. 

Die  Verauslagung  der  Beiträge  durch  die  Kassenboten,  die 
Schwoner  für  möglich  hält,  wenn  dieselben  ein  festes  Gehalt 
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beziehen,  ist  natürlich  ein  Unding,  und  man  kann  darin  nur  Mehler 
beitreten,  dass  dies  zur  Ausnutzung  der  Kassenboten  führen  würde. 

Bekanntlich  ist  bisher  die  Prämie  allgemein  laut  Versiche¬ 
rungsbedingungen  eine  Bringschuld.  Mehler  und  der  Anonymus 
wollen  dementgegen  die  Abholung  der  Beiträge  zur  Pflicht 
machen.  Es  ist  oben  bereits  hervorgehoben,  dass  die  Versiche¬ 
rungsgesellschaften  in  dieser  Beziehung  ihre  Bedingungen  nicht 
ändern  können.  Die  Prämie  muss  eine  Bringschuld  bleiben, 
trotzdem  die  Gesellschaften  sie  abholen  lassen.  Denn  es  würden 
zu  viele  faule  Zahler  die  Abholungspflicht  zum  Schaden  der 
Gesellschaften  ausnutzen. 

Die  von  Schwoner  gewünschte  Durchführung  des  Jnkassos 
durch  Boten  ist  von  den  meisten  Gesellschaften  durchgeführt. 

In  Bezug  auf  die  Akquisition  ist  nur  ein  bemerkenswerter 
unscheinbarer  Vorschlag  gemacht  worden.  In  der  anonymen 
Broschüre  finden  wir  die  Bemerkung,  dass,  wenn  der  Anwerbe- 
betrieb  nicht  forciert  würde,  wie  das  leider  aus  Konkurenzrück- 
sichten  in  ausgedehntem  Masse  geschieht,  das  Storno  wesentlich 
geringer  sein  würde.  Das  ist  klar,  denn  die  geringere  Zahl 
Versicherungen,  die  dann  abgeschlossen  werden,  werden  mit 
grösserer  Vorsicht  von  beiden  Teilen  angenommen,  und  es  fällt 
damit  die  grosse  Zahl  der  in  der  allerersten  Zeit  stornierten 
Policen  zum  grössten  Teil  weg. 

Die  Mehrzahl  der  Vorschläge  beschäftigt  sich  eingehend 
mit  einer  gänzlichen  Beseitigung  des  Stornos  durch  die  Versiche¬ 
rung  gegen  einmalige  Prämien.  Das  einzige  Mittel,  das  Storno 
ganz  unmöglich  zu  machen,  ist  in  der  Tat  die  einmalige  Prämie. 
Aber  es  treten  diesem  scheinbaren  Vorteil  soviele  Nachteile 
entgegen,  dass  die  einmalige  Prämie  bis  heute  ohne  jede  Bedeu¬ 
tung  geblieben  ist.  M.  v.  Oppenried  will  die  sich  aus  Sparkassen¬ 
einlagen  ergebenden  Zinsen  als  einmalige  Prämie  für  die  Ver¬ 
sicherung  von  aufgeschobenen  Renten  dienen  lassen.  Es  leuchtet 
sofort  ein,  dass  dieser  Vorschlag  sich  für  die  Minderbemittelten 
nicht  eignet,  denn  die  den  Verhältnissen  angepassten  Spareinlagen 
könnten  nur  niedrig  sein,  und  infolgedessen  würden  die  Zinsen 
derselben  für  eine  einmalige  Prämie  gar  zu  niedrig  sein. 

Zu  dem  Vorschlag  von  Professor  Hitze,  den  der  allgemeine 
Deutsche  Versicherungsverein  in  Stuttgart  eingeführt  hat,  wäre 
folgendes  zu  sagen: 
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Wenn  der  Versicherte  beispielsweise  drei  Jahre  lang  Beiträge 
bezahlt  hat,  dann  aber  aus  Zahlungsunfähigheit  oder  sonstigen 
Gründen  die  Zahlung  einstellt,  um  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren 
wieder  weiterzahlen  zu  wollen,  so  ist  er  verpflichtet,  von  neuem 
einen  Gesundheitsnachweis  in  Form  des  üblichen  Fragebogens 
beizubringen.  Ist  er  nun  inzwischen  krank  geworden,  so  nimmt 
ihn  der  Verein  natürlicherweise  nicht  wieder  auf.  Er  muss  sich 
also  später  mit  der  geringen  Versicherungssumme  begnügen, 
die  sich  aus  den  früher  bezahlten  Beiträgen  ergibt.  Bei  der  ge¬ 
wöhnlichen  Volksversicherung  dagegen  wäre  er  auch  versichert 
geblieben,  trotzdem  er  krank  war,  und  ausserdem  würde  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  eine  Zahlungseinstellung  durch  den  Zwang 
gar  nicht  eingetreten  sein.  Es  würde  ihm  also  die  höhere  Ver¬ 
sicherungssumme  von  vornherein  gesichert  sein. 

Ferner  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn  ein  gewisser  Anreiz  zu 
der  Weiterführung  der  Versicherung  fehlt,  der  durch  das  wöchent¬ 
liche  Inkasso  und  die  Aussicht  auf  die  bereits  abgeschlossene  höhere 
Versicherungssumme  gegeben  ist,  so  bleiben  die  Versicherungs¬ 
summen  in  minimalen  Grenzen  und  verfehlen  ihren  Zweck. 

Endlich  wäre  noch  folgendes  zu  bemerken :  Da  bei  den  ein¬ 
maligen  Einlagen  die  Versicherungssummen  für  diese  Einlagen 
mit  zunehmendem  Lebensalter  immer  geringer  werden,  während 
bei  der  gewöhnlichen  Volksversicherüng  eine  gleichbleibende 
Prämie  gezahlt  wird,  so  ist  anzunehmen,  dass  viele  Teilnehmer 
die  Zahlungen  nicht  fortsetzen  werden,  weil  nach  Verlauf  von 
einer  Reihe  von  Jahren  die  Versicherungssummen  im  Verhältnis 
zu  den  Einlagen  verhältnismässig  zu  unbedeutend  werden,  so 
dass  der  Anreiz  zur  Fortsetzung  der  Versicherung  immer 
schwächer  wird. 

Aus  diesen  drei  Gründen  ist  anzunehmen,  dass  der  praktische 
Erfolg  dieser  Kombination  ein  sehr  geringer  sein  wird. 

Aussichtsreicher  erscheint  Peters  Vorschlag,  da  er  die  festen 
Prämien  beibehalten  will  und  nur  nebenbei  die  Spargelder  ein¬ 
führt.  Jedoch  wird  auch  damit  wenig  Erfolg  erzielt  werden 
können,  weil  die  Versicherten  entgegen  dem  Bestreben  der 
Agenten  die  festen  Beiträge  möglichst  niedrig  wählen  und  später 
von  den  Sparmarken  wenig  Gebrauch  machen  würden.  Für  die 
Spareinlagen  gilt  im  übrigen  dasselbe  wie  bei  dem  Hitzeschen 
System. 
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Auch  Kohl  will  bei  seiner  staatlichen  Anstalt  die  Sparmarken 
einführen,  um  die  Sparkraft  der  Versicherten  auszunutzen.  Diese 
Ausnutzung  der  Sparkraft  ist  durchaus  als  verwerflich  zu  be¬ 
zeichnen.  Es  wäre  schlimm,  wenn  die  Versicherten  ihre  gesamten 
Ersparnisse  in  der  Versicherung  festlegten  und  dann  in  Zeiten 
der  Not  ohne  Zehrpfennig  wären.  Dasselbe  gilt  von  Peters,  der 
die  Ausnutzung  der  Sparkraft  noch  etwas  mehr  betont. 

Kohl  sucht  sein  einziges  Heil  in  der  Errichtung  einer  öffent¬ 
lichen  Anstalt.  Für  die  Volksversicherung  ist  das  sicherlich  der 
ungeeignetste  Gedanke.  Mit  der  Errichtung  einer  staatlichen 
Anstalt  wäre  notwendig  der  Zwang  zur  Versicherungsnahme 
verbunden,  der  dem  ganzen  Wesen  dieser  Einrichtung  wider¬ 
spricht.  Leuckfeld  bezeichnet  diesen  Vorschlag  sehr  richtig  als 
ein  plumpes  Durchhauen  des  Knotens.  Auf  die  Einrichtungen, 
wie  sie  sich  Kohl  für  seine  Anstalt  denkt,  können  wir  hier  nicht 
näher  eingehen.  Zu  erwähnen  wäre  nur  noch  seine  «  Kollektiv¬ 
versicherung  »  und  die  Einzelversicherung  nach  dem  System  von 
Professor  Hitze.  Dass  der  Ausdruck  « Kollektivversicherung » 
etwas  ganz  anderes  bedeutet,  als  Kohl  damit  bezeichnet,  ist 
bereits  hervorgehoben,  und  wie  es  mit  der  praktischen  Bedeutung 
der  Heranziehung  von  Fabriken  und  Vereinen  steht,  ist  auch 
bereits  bemerkt  worden.  Ebenso  sind  die  einmaligen  Prämien 
oben  schon  beurteilt.  Neu  ist  hier  nur  die  Risikoversicherung, 
die  während  der  ersten  vier  Jahre  dem  Versicherten  eine  Ver¬ 
sicherungssumme  in  angemessener  Höhe  sichern  soll.  Wenn  man 
überhaupt  die  Möglichkeit  einer  Versicherung  gegen  einmalige 
Prämien  anerkennen  will,  so  ist  die  Risikoversicherung  wohl  als 
zweckmässig  anzusehen. 

Der  widersinnigste  Reformvorschlag  ist  der  Zusammenschluss 
der  gesamten  Volksversicherungsgesellschaften.  Man  könnte  ihn 
geradezu  naiv  nennen,  wenn  nicht  der  Gedanke  nahe  läge,  dass 
mit  diesem  Vorschlag  ein  ganz  bestimmter  Zweck  verfolgt  worden 
wäre.  Freilich  wäre  es  ein  bequemes  Unternehmen  für  die  Ver¬ 
bandsaktiengesellschaft,  mühelos  und  gefahrlos  zu  ernten,  was 
die  einzelnen  Verbandsgesellschaften  mit  grossem  Kostenaufwande 
und  vieler  Arbeit  gesät  haben.  Die  grossen,  gut  fundierten  Gesell¬ 
schaften  würden  für  einen  derartigen  Plan  wohl  nie  zu  haben 
sein,  denn  die  Vorteile,  die  ihnen  der  Verband  bieten  soll,  be¬ 
sitzen  sie  ohnehin  schon,  und  es  können  ihnen  infolgedessen  nur 
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Nachteile  aus  diesem  Zusammschluss  erwachsen.  Anders  liegt 
die  Sache  für  kleine,  neue  Unternehmungen,  die  noch  keinen 
festen  Agentenstab  und  wenig  Versicherte  haben.  Ohne  die 
grossen  alten  Unternehmungen  nützt  ihnen  aber  ein  solcher 
Verband  auch  nichts,  und  jene  haben  eben  ganz  und  gar  kein 
Interesse  an  dem  Zustandekommen  desselben. 

Es  bleiben  zum  Schluss  noch  dreierlei  Einrichtungen  zur 
Beurteilung,  die  zum  grössten  Teil  bereits  vorhanden  sind. 

So  wollen  Peters  und  Schwoner  die  Respektfrist  ehöhen. 
Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  bei  verschiedenen  Gesellschaften 
dieselbe  bereits  auf  die  gewünschten  acht  Wochen  erweitert 
worden  ist,  und  wo  dies  noch  nicht  der  Fall  ist,  wird  sie  in  den 
meisten  Fällen  von  den  Gesellschaften  in  diesem  Umfange  still¬ 
schweigend  gewährt. 

Die  Umwandlung  in  eine  prämienfreie  Police  auf  Antrag 
des  Versicherten,  die  ebenfall  Schwoner  für  nötig  hält,  ist  in 
den  Versicherungsbedingungen  durchweg  vorgesehen,  wie  aus 
der  Tabelle  im  Anhang  hervorgeht.  Wenn  Schwoner  eine  auto¬ 
matische  Umwandlung  in  eine  prämienfreie  Police,  d.  h.  eine 
Umwandlung  ohne  Antrag  des  Versicherten,  im  Auge  gehabt 
hat,  so  ist  dazu  zu  bemerken,  dass  diese  demnächst  allgemein 
zur  Einführung  gelangen  wird.  Bei  mehreren  Gesellschaften  ist 
sie  bereits  üblich. 

Die  Aufrechterhaltung  der  Versicherung  durch  vorschuss¬ 
weise  Zahlung  der  Beiträge  aus  der  Prämienreserve  wird  eben¬ 
falls  bereits  von  verschiedenen  Gesellschaften  gehandhabt,  wie 
aus  den  Versicherungsbedingungen  ersichtlich  ist. 


8.  Eigene  Vorschläge  zur  Herabminderung  des  Stornos, 
der  Agentenmängel  und  der  Verwaltungskosten. 

Die  Betrachtung  der  bisher  gemachten  Vorschläge  zur  Ver¬ 
besserung  der  Volksversicherung  ergibt  also,  dass  kein  einziger 
von  praktischer  Bedeutung  ist.  Einige  kleine  Brauchbarkeiten 
verschwinden  in  der  grossen  Menge  unbrauchbarer  Vorschläge. 
Uns  scheint  es  möglich  zu  sein,  positive  Verbesserungen  der 
Volksversicherung  zu  erzielen,  wenn  das  alte  solide  Gebäude  nur 
ausgebaut  und  nicht  völlig  zerstört  und  neu  in  anderer  Art 
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wieder  aufgeführt  wird.  In  den  25  Jahren  des  Bestehens  der 
Volks  Versicherung  in  Deutschland  hat  inan  mancherlei  praktische 
Erfahrungen  gemacht,  die  sehr  dazu  angetan  sind,  die  Mängel 
zwar  nicht  gänzlich  zu  beseitigen,  aber  doch  beträchtlich  ein¬ 
zudämmen. 

Vor  allem  wäre  die  Gewinnbeteiligung  der  Versicherten 
auszuschliessen,  da  natürlich  die  Gewinnquoten  (bisweilen  25  %) 
von  den  Versicherten  von  vornherein  mitbezahlt  werden  und  es 
volkswirtschaftlich  nicht  gutzuheissen  ist,  dass  mit  einer  Ein¬ 
richtung  von  solcher  Bedeutung,  wie  die  Volksversicherung  ist, 
eine  Gewinnspekulation  seitens  der  Versicherten  verbunden  ist. 
Der  Zweck  soll  nur  der  sein,  bei  einem  bestimmten  Ereignis 
eine  ganz  bestimmte  Summe  zur  Verfügung  zu  haben.  Mit  dem 
Ausschluss  der  Gewinnbeteiligung  eng  verknüpft  ist  dann  die 
Eindämmung  der  Gewinnquellen. 

Der  Gewinn  setzt  sich  bekanntlich  aus  folgenden  Faktoren 
zusammen : 

1.  dem  Sterblichkeitsgewinn; 

2.  dem  Zinsüberschuss; 

3.  den  Ersparnissen  an  Verwaltungskosten; 

4.  dem  Gewinn  am  Storno. 

Von  diesen  kommt  in  erster  Linie  der  Sterblichkeitsgewinn  in 
Betracht.  Denn  von  den  versicherten  Personen  sterben  in  Wirk¬ 
lichkeit  weit  weniger,  als  nach  den  der  Volksversicherung  zu 
Grunde  gelegten  Sterbetafeln  eigentlich  sterben  müssten,  da  ja 
nur  gesunde  Personen  versichert  werden  können  und  in  den 
Sterbetafeln  auch  die  Kranken  berücksichtigt  sind.  Demnach 
sind  die  Nettoprämien  zu  hoch.  Man  könnte  diesem  Umstande 
abhelfen,  indem  man  eine  Volksversicherungssterbetafel  kon¬ 
struierte,  der  das  Material  der  Volksversicherungsgesellschaften 
zu  Grunde  liegt.  Natürlich  müsste  diese  Tafel  immer  noch  eine 
Sicherheit  enthalten,  sich  aber  sonst  der  wirklichen  Sterblichkeit 
der  Versicherten  anpassen.  Die  Gewinnquote,  die  also  bisher  in 
den  Nettoprämien  bereits  vorhanden  war,  würde  fortfallen  und 
somit  die  Prämien  verbilligen. 

An  der  zweiten  Gewinnquelle,  dem  Zinsüberschuss,  ist  kaum 
etwas  zu  ändern.  Der  rechnungsmässige  Zinsfuss  beträgt  in  der 
Regel  3V2  % ,  und  es  wird  im  Durchschnitt  wenig  mehr  als  das 
erzielt.  Wenn  auch  gegenwärtig  bei  Grundstücksbeleihungen 
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höhere  Zinsen  erzielt  werden,  so  wird  dieser  Vorteil  andererseits 
durch  den  Kursverlust  an  Staatspapieren  wieder  aufgehoben. 
Eine  Erhöhung  des  Zinsfusses  würde  die  Gesellschaft  also  ge¬ 
fährden  und  erscheint  daher  ausgeschlossen.  Anders  liegt  es  mit 
den  Ersparnissen  an  Verwaltungskosten,  die,  wie  erinnerlich,  den 
Nettoprämien  zugeschlagen  werden.  Abgesehen  davon,  dass  eine 
sparsame  Verwaltung  seitens  der  Direktion  unter  diesem  Zuschlag 
bleiben  kann,  ist  es  auch  auf  andere  Weise  noch  möglich,  die 
Kosten  zu  verringern,  worauf  wir  später  noch  zurückkommen. 
Ebenso  wollen  wir  die  Möglichkeiten,  das  Storno  herabzumindern, 
noch  besprechen,  durch  das  ja  ebenfalls  der  Gewinn  verkleinert 
wird.  Wenn  also  diese  vier  Gewinnquellen  eingeschränkt  werden, 
fällt  zunächst  die  Gewinnbeteiligung  überhaupt  weg,  dann  aber 
kann  auch  vermittelst  einer  festen,  durchaus  angemessenen  Prämie 
den  Versicherten  eine  vom  Beginn  der  Versicherung  bestimmte 
höhere  Versicherungssumme  gewährt  werden. 

Eine  weitere  Verbilligung  der  Volks  Versicherung  könnte 
durch  eine  Aenderung  des  Zahlungsmodus  erzielt  werden.  Der 
grösste  Teil  der  Volksversicherten  zahlt  heute  noch  die  Prämien 
in  wöchentlichen  Raten,  was  natürlich  das  Inkasso  ausserordent¬ 
lich  verteuert.  Wenn  sich  in  Zukunft  die  14tägigen  und  monat¬ 
lichen  Lohnzahlungen  weiter  so  verbreiten,  wie  es  augenblicklich 
der  Fall  ist,  so  könnte  man  in  grösserem  Umfange  auf  die  billige 
monatliche  Prämienzahlung  hinwirken.  Es  gibt  auch  heute  schon 
weit  mehr  Versicherte,  die  in  der  Lage  sind,  monatlich  ihre 
Beiträge  zu  zahlen,  als  allgemein  angenommen  wird.  So  erhalten 
z.  B.  die  Bergarbeiter  fast  ausschliesslich  14tägig,  die  Angestellten 
der  privaten  Verkehrsinstitute  und  die  städtischen  Arbeiter  sogar 
monatlich  den  Lohn.  Ferner  ist  die  grosse  Zahl  von  Versicherten 
nicht  zu  vergessen,  die  dem  unteren  Mittelstand  angehört,  denen 
also  die  monatliche  Beitragszahlung  sogar  weit  bequemer  ist. 
Es  wäre  also  schon  bei  der  Akquisition  darauf  zu  achten,  dass 
diejenigen  Versicherungsnehmer,  die  in  der  Lage  sind,  monatliche 
Prämienzahlungen  zu  leisten,  zu  entsprechend  billigeren  Beiträgen 
die  Versicherung  in  dieser  Weise  abschliessen. 

Aber  nicht  allein  durch  das  wöchentliche  Abholen  der  Bei¬ 
träge  wird  das  Inkasso  verteuert,  sondern  in  vielen  Gegenden 
auch  noch  besonders  dadurch,  dass  eine  geringe  Anzahl  Ver¬ 
sicherter  über  ein  grosses  Gebiet  zerstreut  wohnen.  Wenn  bei- 
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spielsweise  eine  Akquisition  in  einer  kleinen  Stadt  und  den 
benachbarten  20  Ortschaften,  die  in  einem  Umkreis  von  etwa 
50  km  liegen,  stattfindet  und  sich  daraus  nur  2 — 300  Versicherte 
ergeben,  so  wird  natürlich  das  Inkasso  mit  den  grössten  Schwierig¬ 
keiten  und  hohen  Unkosten  verbunden.  Es  müssen  höhere  In¬ 
kassoprovisionen  gezahlt  und  die  Fahrtkosten  ersetzt  werden. 
Ferner  verursachen  auch  etwaige  Wechsel  in  der  Person  des 
Inkassoagenten,  sowie  die  notwendigen  Revisionen  dieser  Agenten 
un verhältnismässig  hohe  Kosten.  Ein  zerstreutes  Versicherungs¬ 
gebiet  ist  somit  den  Gesellschaften  sowohl  wie  den  Versicherten 
nachteilig.  Die  Gesellschaften  müssen  daher  das  Bestreben  haben, 
schon  die  Akquisition  planmässig  nur  so  zu  betreiben,  dass  in 
kürzester  Zeit  ein  so  grosses  Inkasso  an  einem  Orte  bezw.  Bezirke 
geschaffen  wird,  dass  ein  Kassenbote  damit  vollauf  beschäftigt 
ist  und  sich  dessen  Bezüge  auch  bezahlt  machen,  d.  h.  also,  dass 
die  Versicherten  so  dicht  wohnen,  dass  beim  Inkasso  an  Zeit 
und  Fahrkosten  gespart  wird.  Nur  eine  solche  Konzentration 
kann  die  Gefahr  der  mangelhaften  Ausführung  des  Inkassos  und 
seiner  unvermeidlichen  Folge,  dem  Storno,  verringern  und  die 
hohen  Kosten  vermeiden. 

Von  noch  grösserer  Tragweite  als  diese  Konzentration  des 
Inkassos  ist  die  Auswahl  des  Agentenpersonals  und  unter  diesem 
wieder  die  Auswahl  der  Inkassoagenten.  Es  ist  von  grösster 
Wichtigkeit,  dass  die  Person  des  Inkassoagenten  unbescholten 
ist  und  dass  sie  in  dem  Kreise,  in  dem  sie  die  Beiträge  einkassieren 
soll,  bekannt  und  angesehen  ist.  Ferner  ist  darauf  zu  achten, 
dass  die  Bewerber  aller  Voraussicht  nach  den  ihnen  an  vertrauten 
Posten  längere  Zeit  ausfüllen  werden,  denn  jeder  Wechsel  in 
der  Person  des  Kassenboten  wirkt  nachteilig  für  das  betreffende 
Versicherungsgebiet  und  verursacht  den  Verfall  von  Policen. 
Um  diesen  Personalwechsel  einzuschränken,  ist  natürlich  auch 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  Inkassoagenten  für  ihren  Lebensunter¬ 
halt  sichergestellt  sind  oder  werden.  Bei  einem  umfangreichen 
Inkassogebiet  werden  in  der  Regel  die  Provisionsbezüge  oder 
das  Gehalt  und  die  kleinere  Provision  ausreichen.  Bei  der  Aus¬ 
wahl  solcher  Agenten  wäre  also  nur  Unbescholtenheit  und  guter 
Ruf  der  Bewerber  erforderlich.  Für  kleinere  Inkassi  dagegen, 
bei  denen  die  Bezüge  an  Provision  für  den  Lebensunterhalt  nicht 
ausreichen,  sind  Leute  zu  bevorzugen,  die  durch  eine  Rente  oder 
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sonst  sichergestellt  sind  und  sich  eine  Nebeneinnahrae  verschaffen 
wollen,  oder  auch  solche,  die  bereits  ein  ähnliches  Amt  bekleiden. 
Gefährlich  ist  es  stets,  zur  Zeit  der  Bewerbung  Stellungslose 
mit  einem  Inkasso  zu  betrauen. 

Die  Vorsicht  bei  der  Auswahl  der  Inkassoagenten  überträgt 
sich  dann  auch  auf  die  Beaufsichtigung  derselben.  Die  pünkt¬ 
lichste  Abrechnung  der  einkassierten  Gelder  ist  durchaus  not¬ 
wendig,  damit  ein  etwa  vernachlässigtes  Inkasso  sofort  bemerkt 
wird.  Denn  durch  eine  Vernachlässigung  wird  stets  der  Policen¬ 
verfall  gefördert.  Freilich  ist  die  Verwaltung  des  Inkassos  auch 
die  weitaus  schwierigste  Aufgabe  der  Volksversicherung;  aber 
gerade  weil  sie  von  so  weittragender  Bedeutung  ist,  muss  sie 
mit  peinlichster  Genauigkeit  gehandhabt  werden.  Einige  grössere 
Gesellschaften  sind  jetzt  dazu  übergegangen,  das  Inkassogeschäft 
zu  zentralisieren,  indem  sie  den  Inkassoverkehr  entweder  an 
gewissen  Stellen  in  der  Provinz  oder  an  ihrem  Sitz  vereinten 
und  dadurch  die  im  Inkasso  oft  recht  unzuverlässigen  General¬ 
agenturen  von  diesem  befreiten.  Mit  diesem  Zentralinkasso  wird 
die  Sicherheit  besser  gewährleistet. 

An  dieser  Stelle  wäre  noch  die  Abhülfe  eines  Mangels  zu 
besprechen,  der  die  grosse  Anzahl  der  nicht  eingelösten  Policen 
betrifft.  Es  ist  eine  beliebte  Unsitte  seitens  der  Agenten,  die 
Aufnahmegebühr  dem  Versicherungslustigen  zu  erlassen,  um  ihn 
zur  Versicherungsnahme  zu  bewegen.  Das  darf  unter  keinen 
Umständen  geschehen,  und  damit  es  nicht  geschehen  kann,  darf 
dem  Akquisiteur  die  Aufnahmegebühr  nicht  gegeben  werden. 
Wenn  er  sie  erhoben  hat,  so  fühlt  sich  der  Antragsteller  an  das 
Geschäft  gebunden.  Ausserdem  ist  die  Bezahlung  der  Aufnahme¬ 
gebühr  seitens  des  Antragstellers  ein  Beweis  dafür,  dass  er  ernst¬ 
lich  gesonnen  ist,  eine  Versicherung  einzugehen.  Wird  ihm  die 
Aufnahmegebühr  erlassen,  wozu  der  Agent  in  der  Lage  ist,  wenn 
er  sie  selbst  erhält,  so  gibt  der  Versicherungskandidat  seine 
Unterschrift  oft  leichtfertig.  Die  Folge  davon  ist  die  Nichtein¬ 
lösung  der  Police. 

Abgesehen  von  diesen  Reformvorschlägen,  die  mehr  die 
Verwaltung  betreffen,  könnte  man  zur  Verbilligung  und  Ver¬ 
besserung  der  Volksversicherung  noch  zweierlei  Einrichtungen 
treffen,  und  zwar  mit  Hilfe  der  Versicherten.  Die  Gedanken,  die 
diesen  beiden  Vorschlägen  zu  Grunde  liegen,  sind  nicht  neu; 
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für  den  einen  kommt  der  Gedanke  der  Gruppenversicherung  in 
Betracht,  für  den  andern  die  Ausgestaltung  der  Sterbevereine, 
wie  sie  Professor  Bleicher  will.  Die  guten  Seiten  dieser  beiden 
Einrichtungen  bestehen  in  der  billigen  ehrenamtlichen  Verwal¬ 
tung  und  der  besseren  Gewährleistung  zur  Weiterzahlung  der 
Beiträge.  Diese  Vorteile  der  Gruppen  Versicherung  könnte  sich 
die  Volksversicherung  zunutze  machen,  ohne  ihre  Nachteile  zu 
übernehmen,  wenn  man  unter  den  Versicherten  Vereine  bildete, 
die  sich  zunächst  mit  dem  Einsammeln  und  Abliefern  der  Bei¬ 
träge,  später  aber  auch  mit  der  Akquisition  befassen  würden. 
Die  Anregung  hätte  natürlich  von  seiten  der  Gesellschaft  aus¬ 
zugehen.  Es  müssten  festbesoldete,  besonders  zu  diesem  Zweck 
angestellte  Leute  in  diejenigen  Bezirke  entsandt  werden,  die 
bereits  einen  Stamm  von  Volksversicherten  besitzen,  ln  einer 
zu  veranstaltenden  Versammlung  der  Versicherten  würden  ihnen 
die  Vorteile  klar  zu  machen  sein,  die  ihnen  ein  derartiger  Zu¬ 
sammenschluss  bieten  kann.  Die  Aufgaben  der  Verwaltung,  die 
den  Volksversicherungsgesellschaften  die  grössten  Ausgaben  zu 
Ungunsten  der  Versicherten  verursachen,  sollen  diesen  Vereinen 
übertragen  werden.  Hier  im  kleinen  geschlossenen,  leicht  über¬ 
sehbaren  Mitgliederkreise  sind  diese  Aufgaben  leicht  und  billig 
zu  lösen.  Der  Verein  erhält  einen  Vorsitzenden  und  etwa  zwei 
Kassenverwalter.  Selbstverständlich  sind  die  Aemter  ehrenamt¬ 
lich  zu  verwalten;  sie  sind  durch  die  Prämien  Verbilligung  genug 
bezahlt.  Personen,  die  gerne  zur  Uebernahme  eines  solchen  Amtes 
bereit  sind,  sind  unseres  Erachtens  leicht  unter  den  Versicherten 
zu  finden.  Die  Verteilung  der  Obliegenheiten  geschähe  vielleicht 
so,  dass  der  eine  Kassenverwalter  die  Beiträge  einsammelt, 
während  der  zweite  sie  bucht  und  die  sonstigen  Formalitäten 
erledigt.  Der  Vorsitzende,  das  Bindeglied  zwischen  Verein  und 
Versicherungsinstitut,  hätte  die  Beiträge  abzuliefern  und  eventuell 
bei  der  Auszahlung  der  Versicherungssumme  tätig  zu  sein.  Die 
Verbilligung  der  Beiträge  könnte  bei  diesem  Verfahren  ganz 
bedeutend  werden,  denn  es  wird  nicht  allein  an  Inkassoprovision, 
sondern  auch  ganz  erheblich  an  Verwaltungskosten  gespart. 

Ist  die  Gründung  eines  solchen  Vereins  erst  mal  bewerk¬ 
stelligt,  so  wird  er  sich  in  kürzester  Zeit  grosser  Beliebtheit 
erfreuen,  und  seine  Vorteile  werden  auch  ausserhalb  des  Vereins 


bald  bekannt  werden.  Es  würde  dem  Verein  also  ein  leichtes 
sein,  auch  neue  Versicherungsnehmer  zu  erwerben.  Darin  be¬ 
stände  dann  der  zweite  Vorteil  dieser  Vereine,  der  den  Ver¬ 
sicherten  wiederum  Verbilligung  bringen  würde  und  den  Gesell¬ 
schaften  viele  Mühe  und  Unkosten  ersparte.  Man  könnte  einen 
solchen  Verein,  der  sich  mit  dem  Einsammeln  der  Beiträge  und 
dem  Anwerben  neuer  Mitglieder  beschäftigt,  mit  einer  Einkaufs¬ 
genossenschaft  vergleichen,  die  den  Zweck  hat,  ihren  Mitgliedern 
billige  Versicherungen  zu  verschaffen. 

Die  Verbilligung,  die  hierbei  den  Mitgliedern  dieser  Vereine, 
die  man  vielleicht  Volksversicherungsvereine  nennen  könnte, 
zugute  käme,  berechnen  wir  folgendermassen : 

1.  die  Ersparnis  an  Agenten-Inkassopro Visionen  würde  8  bis 
10  %  aller  Prämien  betragen ; 

2.  an  Verwaltungskosten  würden  5 — 7  %  aller  Prämien  ge¬ 
spart  werden; 

3.  durch  den  Fortfall  der  Akquisitionskosten  würden  50  % 
der  ersten  Jahresprämie,  die  sonst  die  Akquisition  erfordert, 
den  Versicherten  zugute  kommen. 

Insgesamt  würde  sich  also  die  Verbilligung,  die  die  Ver¬ 
sicherten  durch  die  Volksversicherungs vereine  genössen,  auf  15 
bis  18  %  aller  Prämien  stellen. 

So  nahe  die  Heranziehung  von  bereits  bestehenden  Vereinen 
liegt,  so  wenig  ist  sie  doch  zu  empfehlen.  Die  Mitglieder  irgend 
eines  Vereins,  z.  B.  eines  Gesangvereines,  würden  innerhalb  ihres 
Kreises  viel  zu  wenig  Interesse  für  die  Volksversicherung  haben. 
Ausserhalb  desselben  hingegen  werden  viele  von  ihnen  zum 
Beitritt  zu  einem  solchen  Vereine  zu  haben  sein. 

Sollte  es  gelingen,  mit  Hilfe  der  hier  vorgeschlagenen  Mittel 
die  der  Volksversicherung  heute  noch  anhaftenden  Mängel  zu 
beseitigen,  so  würde  ihre  hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
erst  im  vollen  Umfange  hervortreten  und  in  wachsendem  Masse 
zur  Geltung  kommen.  Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft, 
mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  wird  eine  derartige  Versiche¬ 
rung  immer  mehr  als  Bedürfnis  empfunden  werden,  und  es  kommt 
vor  allen  Dingen  darauf  an,  sie  so  vollkommen  zu  gestalten, 
dass  sie  den  gesteigerten  Ansprüchen  zu  genügen  vermag.  Das 
kann  aber  nur  geschehen,  wenn  die  Aufklärung  über  die  Bedeu- 
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tung  der  Versicherung  in  immer  weitere  Kreise  der  Bevölkerung 
getragen  wird  und  wenn  die  Gesellschaften  im  Vereine  mit  den 
Versicherten  bestrebt  sind,  ein  möglichst  günstiges  Ergebnis  zu 
erzielen.  Zu  diesem  Zwecke  würde  die  genossenschaftliche  Or¬ 
ganisation  der  Versicherten,  die  mit  den  Gesellschaften  Hand 
in  Hand  zu  arbeiten  bereit  wären  und  auf  die  wir  zum  Schluss 
hingewiesen  haben,  von  der  allergrössten  Bedeutung  sein. 
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Allgemeine  Versicherungsbedingungen. 


lfm 


907. 


1904 

1905 

1906 

1907 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

46,885 

10,602 

47,753 

10,944 

47,968 

11,084 

47,971 

11,176 

20,142 

4,634 

20,088 

4,546 

19,965 

4,473 

19,962 

4,453 

3,135 

916 

*2,787 

850 

2,594 

796 

2,455 

759 

82,075 

23,341 

83,802 

23,729 

86,852 

24,608 

89,753 

25,335 

,709,378 

247,752 

1,964,116 

279,762 

2,156,455 

308,904 

2,362,869 

338,234 

112,150 

16,186 

131,914 

19,035 

161,687 

23,301 

201,026 

30,030 

8,446 

5,278 

13,906 

5,978 

13,226 

5,760 

12,970 

5,725 

2,588 

1,087 

3,789 

1,566 

4,936 

2,036 

7,300 

2,561 

146,668 

20,877 

152,002 

21,356 

157,170 

22,649 

156,321 

22,714 

33,247 

4,918 

41,137 

6,156 

48,457 

7,534 

58,116 

9,115 

1,548,306 

490,176 

2,745,166 

529,854 

2,911,684 

573,310 

3,027,372 

613,448 

22,614 

6,005 

26,443 

6,883 

31,096 

8,204 

40,546 

10,382 

39,314 

9,272 

50,718 

12,061 

66,154 

16,089 

85,660 

21,206 

:, 774, 948 

841,044 

5,283,621 

922,720 

5,708,244 

1,008,748 

6,112,321 

1,095,138 

Bewegung  der  deutschen  Volksversicherung  in  den  Jahren  von  1897—1907. 

Tabelle  B.  Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


Name  der  Gesellschaft 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Allg.  Deutscher  Vers.-Verein  .  .  . 

38,313 

7,644 

39,979 

8,765 

40,765 

9,091 

42,045 

9,360 

43,361 

9,703 

44,878 

10,009 

45,846 

10,316 

46,885 

10,602 

47,753 

10,944 

47,968 

11,084 

47,971 

11,176 

Arminia . 

8,980 

2,418 

13,113 

3,441 

16,464 

4,374 

18,584 

4,777 

21,983 

5,310 

21,948 

5,151 

20,907 

4,838 

20,142 

4,634 

20,088 

4,646 

19,965 

4,473 

19,962 

4,453 

Bayerische  Hyp.-  und  W.-Bank  .  . 

- 

- 

1,985 

362 

6,674 

1,251 

4,535 

1,248 

3,805 

1,138 

3,442 

1,047 

3,322 

« 

3,135 

916 

'2,787 

850 

2,594 

796 

2,455 

759 

Deutschland . 

36,265 

12,943 

39,073 

13,837 

40,098 

14,352 

63,470 

18,123 

64,050 

18,595 

65,048 

19,614 

80,689 

23,087 

82,075 

23,341 

83,802 

23,729 

86,852 

24,608 

89,763 

25,335 

Friedrich-Wilhelm . 

740,403 

105,676 

865,130 

129,791 

996,454 

148,155 

1,128,159 

166,180 

1,248,851 

183,230 

1,373,103 

202,211 

1,533,736 

222,227 

1,709,378 

247,752 

1,964,116 

279,762 

2,156,455 

308,904 

2,362,869 

338,234 

Iduna . 

5,257 

1,058 

38,919 

6,275 

50,998 

7,828 

59,923 

9,225 

74,705 

11,678 

90,253 

13,458 

101,007 

14,749 

112,150 

16,186 

131,914 

19,035 

161,687 

23,301 

201,026 

30,030 

Nordstern . 

9,992 

6,154 

9,709 

6,078 

9,430 

5,922 

9,249 

5,848 

8,934 

5,610 

8,516 

5,313 

8,233 

5,154 

8,446 

5,278 

13,906 

5,978 

13,226 

5,760 

12,970 

5,725 

Nürnberger  Lebens-Vers.-Bank  .  . 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1,194 

527 

2,588 

1,087 

3,789 

1,666 

4,936 

2,036 

7,300 

2,561 

Prudentia . 

- 

- 

- 

-■ 

102,766 

15,356 

116,320 

17,110 

130,508 

19,091 

135,051 

20,137 

139,487 

20,259 

146,668 

20,877 

152,002 

21,366 

157,170 

22,649 

156,321 

22,714 

Urania . 

- 

- 

3,698 

471 

11,099 

1,476 

16,880 

2,299 

19,721 

2,736 

21,053 

2,911 

23,958 

3,380 

33,247 

4,918 

41,137 

6,166 

48,457 

7,534 

58,116 

9,115 

Viktoria . 

1,020,908 

200,237 

1,277,083 

249,321 

1,434,669 

283,071 

1,628,551 

319,563 

1,811,194 

351,549 

2.042,373 

391,434 

2,303,174 

441,490 

2,548,306 

490,176 

2,745,166 

529,854 

2,911,684 

673,310 

3,027,372 

613,448 

Vita . . 

- 

- 

- 

1,885 

744 

9,878 

3,138 

13,401 

4,082 

16,402 

4,826 

19,963 

22,614 

6,005 

26,443 

6,883 

31,096 

8,204 

40,546 

10,382 

Wilhelme . 

- 

8,923 

2,1  VI 

15,868 

4,023 

19,759 

4,808 

22,425 

5,389 

27,709 

6,484 

33,061 

7,689 

39,314 

9,272 

60,718 

12,061 

66,154 

16,089 

85,660 

21,206 

Summen 

1,860,118 

336,130 

2,297,612 

420,812 

2,726,170 

495,643 

3,117,353 

561,679 

3,462,238 

618,111 

3,849,775 

682,595 

‘H 

760,224 

4,774,948 

841,044 

5,283,621 

922,720 

5,708,244 

1,008,748 

6,112,321 

1,095,138 

F.  Hennings,  Dio  Volksveraioherung  in  Doutsoliland.  1909. 


Abgängen.* 


Zugang 

Abgang 

Bestand  1907 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

3,046 

1,000 

2,760 

782 

47,971 

11,176 

1,562 

383 

1,638 

375 

19,962 

4,453 

3 

3 

99 

36 

2,455 

759 

10,060 

3,165 

5,474 

1,699 

89,753 

25,335 

361,747 

60,758 

134,313 

21,857 

2,362,869 

338,234 

83,572 

13,939 

31,941 

4,772 

201,026 

30,030 

790 

437 

804 

267 

12,970 

5,725 

3,669 

1,094 

1,030 

425 

7,300 

2,561 

24,084 

3,918 

20,267 

2,806 

156,321 

22,714 

15,716 

2,902 

5,062 

1,001 

58,116 

9,115 

566,138 

127,581 

353,429 

58,519 

3,027,372 

613,448 

14,624 

3,682 

4,005 

1,091 

40,546 

10,382 

36,527 

8,905 

13,023 

2,934 

85,660 

21,206 

1,121,538 

227,767 

573,845 

96,564 

6,112,321 

1,095,138 

Bewegung  der  deutschen  Volksversicherung  von  1904  bis  Ende  1907  nebst  Zugängen  und  Abgängen.* 

Tabelle  C.  Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


Name  der  Gesellschaft 

Bestand  1904 

Zugang 

Abgang 

Bestand  1905 

Zugang 

Abgang 

Bestand  1906 

Zugang 

Abgang 

Bestand  1907 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

1  Vers.- 
Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Summe 

Policen 

Vers.- 

Sunime 

Allg.  Deutscher  Vers.-Verein  .  .  . 

46,885 

10,602 

3,996 

1,229 

3,110 

865 

47,753 

10,944 

3,132 

966 

2,917 

811 

47,968 

11,084 

3,046 

1,000 

2,760 

782 

47,971 

11,176 

Arminia . 

20,142 

4,634 

1,884 

413 

1,885 

450 

20,088 

4,546 

1,613 

374 

1,704 

404 

19,965 

4,473 

1,562 

383 

1,638 

375 

19,962 

4,453 

Bayerische  Hyp.-  und  W.-Bank  .  . 

3,135 

916 

41 

13 

151 

57 

2,787 

860 

8 

3 

118 

45 

2,594 

796 

3 

3 

99 

86 

2,455 

759 

Deutschland . 

82,075 

23,341 

7,225 

2,288 

5,512 

1,725 

83,802 

23,729 

8,226 

2,611 

5,193 

1,573 

86,852 

24,608 

10,060 

3,165 

6,474 

1,699 

89,753 

25,335 

Friedrich-Wilhelm . 

247,752 

274,897 

45,106 

113,340 

19,975 

1,964,116 

279,762 

284,998 

47,708 

116,614 

19,503 

2,156,455 

308,904 

361,747 

60,768 

134,313 

21,867 

2,362,869 

338,234 

Iduna . 

112,150 

16,186 

31,092 

4,976 

11,328 

1,867 

131,914 

19,035 

51,831 

7,862 

22,058 

3,335 

161,687 

23,301 

83,572 

13,939 

31,941 

4,772 

201,026 

30,030 

Nordstern . 

8,446 

5,278 

6,188 

1,116 

395 

207 

13.906 

5,978 

355 

231 

804 

264 

13,226 

6,760 

790 

437 

804 

267 

12,970 

6,725 

Nürnberger  Lebens-Vers.-Bank  .  . 

2,588 

1,087 

2,050 

855 

849 

374 

3,789 

1,566 

2,052 

869 

905 

397 

4,936 

2,036 

3,669 

1,094 

1,030 

425 

7,300 

2,561 

Prudontia . .  .  .  . 

146,668 

20,877 

19,910 

2,910 

14,127 

2,120 

152,002 

21,356 

18,640 

2,902 

13,270 

1,881 

157,170 

22,649 

24,084 

3,918 

20,267 

2,806 

156,321 

22,714 

Urania . 

33,247 

4,918 

12,881 

2,228 

4,991 

925 

41,137 

6,156 

14,014 

2,606 

6,694 

1,149 

48,457 

7,534 

15,716 

2,902 

5,062 

1,001 

58,116 

9,116 

Viktoria . 

2,548,306 

490,176 

361,737 

80,400 

164,491 

34,607 

2,745,166 

529,854 

425,617 

94,136 

258,647 

44,405 

2,911,684 

573,310 

566,138 

127,581 

353,429 

68,519 

3,027,372 

613,448 

6,005 

7,611 

2,169 

3,782 

L  1,078 

26,443 

6,883 

7,646 

2,187 

3,128 

859 

31,096 

8,204 

14,624 

3,682 

4,005 

1,091 

40,546 

10,382 

Wilhelma . 

39,314 

9,272 

17,933 

4,204 

6,529 

1,483 

50,718 

12,061 

24,670 

6,931 

9,234 

2,001 

66,154 

16,089 

36,527 

8,905 

13,023 

2,934 

85,660 

21,206 

Stimmen 

4,774,948 

841,044 

747,445 

147,907 

330,508 

65,736 

5,283,621 

922,720 

842,802 

168,386 

441,286 

76,627 

5,708,244 

1,008,748 

1,121,538 

227,767 

573,845 

96,564 

6,112,321 

1,095,138 

*  Ohne  die  nicht,  oingolliston  Policen  und  die  in  RUokdookung  übernommen  Policen,  also  Notto-Zu-  und  -Abgang. 


F.  llonning»,  Dio  Volksveraicherung  in  Doutsohland.  1909. 


Zugang  1905. 

Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


F.  Hennings,  Die  Volksversicherung  in  Deutschland.  1909. 


Zugang  1906. 

Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


F.  Hennings,  Die  Volks  Versicherung  in  Deutschland.  1909. 


Zugang  1907. 

Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


CO 

Q 

’S 

A 

3 


Q 

CO 

CO 

xO 

00 

05 

b- 

3f 

00 

CM 

CM 

XO 

CA  E 

8 

00 

CO 

CO 

io 

b~ 

05 

CO 

g 

05 

8 

5 

xO^ 

00 

co 

O 

05 

co 

£  E 

r— ( 

co 

o" 

co" 

r-H 

cd' 

CM 

b-" 

cd 

00 

b-" 

c 

> 

co 

1-1 

CM 

Ol 

CM 

4) 

E 

E 

CD 

3 

ea 

5 

CD 

CM 

CO 

o 

b— 

CM 

8 

05 

3f 

CO 

GO 

3f 

b- 

8 

tsi 

■3f 

CD 

CD 

b- 

CO 

X 

CO 

CM 

CM 

© 

xO 

o 

b- 

XO 

b- 

CO 

o 

b-^ 

t-H 

CO 

xO 

xfO 

^=; 

CO 

r— ( 

O 

co" 

co" 

•3f" 

xd 

cd 

3f" 

co" 

T— 

O 

CO 

oo 

CM 

co 

co 

CM 

CU 

co 

XO 

b<o 

i  <L> 

CO 

00 

CM 

co 

00 

'Ef 

l>- 

05 

co 

xO 

05 

CO 

1 

00 

00 

co 

1 

t- 

T— 1 

b- 

XO 

CO 

3f 

CA*  E 

05 

T— ( 

i-H 

CM 

05 

b- 

N 

©  E 

cd 

oo" 

"© 

>  5 

EA 

CD 

6*- 

«5 

3 

CM 

CM 

. 

H 

t— 

CM 

. 

co 

, - 1 

b— 

co 

00 

CO 

05 

© 

CM 

b- 

xO 

o 

05 

CO 

O 

co 

O 

CO 

33 

* 

CM 

T— H 

CO 

i 

o 

CO 

o 

H 

CO 

O 

© 

CO 

,_T 

t-" 

'd 

o" 

s 

o 

CU 

CM 

3f 

'Cf 

XO 

CO 

CO 

CM 

b- 

co 

b- 

XO 

CM 

05 

o 

oo 

d  E 

8 

8 

8 

b- 

b- 

b- 

00 

co 

3f 

g 

00 

8 

Ol 

co 

b— 

05^ 

© 

4) 

4)  E 

CO 

05" 

co" 

T— 1 

co 

cm" 

t-H 

co" 

b-" 

05" 

CA 

CA 

:3 

>5 

xO 

,—l 

CM 

t-H 

cm 

JB 

o 

CA 

JO 

3 

3 

c 

Tf 

O 

CO 

05 

o 

o 

CO 

co 

05 

xO 

co 

3f 

05 

4) 

4) 

CM 

05 

O 

00 

05 

co 

xo 

O 

CM 

$ 

CM 

05 

z 

O 

05 

00 

CD 

b- 

co 

o 

CM 

CE 

CM~ 

T— 1 

05" 

xo" 

co" 

co" 

CC 

xd 

05" 

3f" 

cm" 

O 

xO 

00 

CM 

CO 

CO 

00 

CU 

1 

CO 

XO 

.0 

_a 

'S 

Ucj 

<to 

sh 

E 

§ 

© 

3 

t> 

PQ 

8 

s 

02 

© 

CQ 

i  « 

£ 

bß 

CO 

ö 

3 

G 

UE 

3 

JE 

E 

o 

PQ 

O 

Sh 

© 

CA 

4> 

CA 

© 

A 

ü 

ES 

02 

Sh 

© 

4) 

'S 

33 

i  i 

o 

Sh 

E 

© 

E 

02 

u 

4) 

i 

s 

E 

© 

■3 

Sh 

d 

r© 

05 

© 

P 

Sh 

© 

4» 

E 

3 

Z 

© 

o 

CO 

+3 

>> 

ffi 

© 

33 

E 

A 

f 

E 

© 

Q 

jbß 

.3 

*3 

’g 

£ 

© 

.CO 

"Eh 

© 

>» 

3 

3 

© 

co 

H-2 

© 

A 

.© 

"Eh 

33 

.© 

*Sh 

3 

E 

E 

Sh 

© 

02 

33 

Sh 

O 

bß 

Sh 

© 

05 

E 

Sh 

:E 

.3 

+3 

G 

© 

33 

E 

Sh 

.3 

*3 

3 

Sh 

.3 

"Eh 

o 

•+E5 

A 

3 

4-s 

3 

£ 

'S 

< 

PQ 

Q 

hU 

33 

Jz; 

Oh 

P 

> 

£ 

F.  Hennings,  Die  Volksversicherung  in  Deutschland.  1909. 


Abgang  1905. 

Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


F.  Hennings,  Die  Volksversicherung  in  Deutschland.  1909. 


Abgang  1906. 

Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


a> 

X 

o 

CG 

E 

03 

Q 

hß 


CD 

X 

ü 

.CG 

’S 

03 

>% 

cS 

CQ 


x 

o 

CB 

-+3 

o 

’S 

X 

c0 

p 

(H 

03 

CG 

X 

au 

u 

03 

X 

E 

'-43 

ö 

03 

TD 

.c8 

1 

_c8 

’S 

o 

-43 

3 

03 

03 

’S 

E 

5h 

o 

5h 

:E 

E 

s-< 

öS 

Sh 

X 

Q 

En 

X 

£ 

CU 

£3 

> 

08  £ 


.  c-> 

r-H 

x 

X 

CO 

CO 

XO 

X 

b- 

CD 

XO 

03 

r-H 

b- 

CG  E 

rH 

o 

1— 

o 

CO 

OO 

03 

CO 

O 

X 

8 

CM 

s  s 

00 

x 

xO 

xO 

CO 

CM 

CO 

°0, 

r-H 

X^ 

X 

X 

r-H 

03" 

x" 

t-T 

t—T 

x" 

CM 

CO 

1 

X 

b— 

1 

c 

b- 

x 

00 

CO 

X 

oo 

X 

XO 

o 

X 

b— 

X 

H 

co 

3 

03 

o 

03 

xO 

3 

8 

L— 

03 

x 

CM 

X 

cc 

03 

03 

b- 

t-H 

CO 

<o 

00 

CM 

CO 

co 

CM 

CM^ 

CM 

t-H 

XO 

co" 

cm" 

co" 

co" 

oo 

x" 

03" 

t—T 

CM 

X 

H 

CU 

’-l 

CM 

H 

.  <u 

8 

i- 

X 

o 

CM 

03 

00 

00 

X 

CM 

co 

CM 

xO 

, 

CG  £ 

03  E 

CO 

CO 

b- 

03 

b- 

X 

b- 

b- 

X 

x 

CO 

t-H 

00 

T— I 

CO 

xo^ 

X 

co 

00^ 

03 

-r-H 

X" 

CO 

r-H 

co 

, _ ~ 

ocT 

>C^ 

CM 

3  ca 
Q  » 

c 

8 

X 

H 

X 

00 

-t-H 

XO 

CO 

b~ 

o 

b- 

X 

X 

_ _ 

03 

03 

r-H 

00 

xO 

T— ( 

CO 

X 

X 

X 

co 

o 

X 

X 

CM 

TT 

xO 

b- 

Ol 

00 

O 

CM 

X 

x^ 

b- 

03^ 

t-H 

r-H 

CO 

cc 

o" 

T— T 

co" 

co 

cm" 

x" 

>* 

CU 

00 

CM 

1—1 

03 

■H 

CM 

y_ 

'  £ 

b— 

o 

X 

00 

CO 

OO 

io 

X 

CO 

X 

X 

CM 

X 

3 

CG  E 

CO 

CM 

CO 

CO 

t-H 

XO 

t-H 

CM 

r-H 

1 

t-H 

«0 

03  E 

r—i 

X 

•r-H 

1 

t-H 

_ J" 

iS 

:3 

^  X 

Qm 

c 

CM 

!-H 

CO 

CO 

s  8 

X 

XO 

CM 

X 

b- 

co 

1 

03 

S 

00 

00 

CO 

o 

CM 

co 

X 

1 

b— 

2 

.CJ 

CO 

r-H 

H 

© 

H 

1 

03 

3 

"q 

cm" 

CO 

Q 

CU 

1  ^ 

b- 

b— 

X 

xO 

X 

co 

X 

C4- 

CG  E 

CM 

• 

CO 

X 

1 

03 

1 

1 

• 

X 

3 

5-  C 

T— I 

1 

1 

03 

1 

i 

< 

03  E 

>c3 

1—1 

x" 

b-" 

j= 

c 

b- 

t-H 

XO 

X 

X 

03 

CM 

CM 

X 

u, 

03 

1 

O 

CO 

b- 

CO 

O 

1 

X 

1 

03 

1 

X 

£ 

03 

o 

CU 

1 

CM 

CM 

co 

cm" 

1 

© 

1 

b-^ 

X 

1 

o" 

X 

CO 

CO 

t~ 

oo 

00 

X 

CO 

CO 

03 

03 

X 

co 

X 

cg’  E 

cc 

CM 

o 

o 

b~ 

00 

t-H 

b- 

co 

b- 

b- 

CM 

CM 

X 

O 

H 

Ö  s 

^  c n 

CO 

XO 

x" 

t-H 

X^ 

X" 

X 

03" 

i_ 

c 

X 

CM 

CO 

oo 

CM 

T_l 

b- 

CM 

,_i 

03 

X 

r-H 

3 

03 

JLO 

CM 

CM 

o 

03 

00 

CM 

xO 

o 

co 

H 

CM 

O 

CJ 

00 

H 

CO 

t-H 

X 

03 

CM 

X 

t-H^ 

o 

t-H 

X* 

1 — T 

r-T 

x" 

io 

CU 

CM 

CM 

iC 

i'1.  Hennings,  Die  Volks  Versicherung  in  Deutschland.  1909. 


Abgang  1907. 

Versicherungssummen  in  1000  Mark. 


F.  Hennings,  Die  Volksversicherung  in  Deutschland.  1909. 


er  Verv 


ng 


ungen.  Je- 
>inen  Ver- 
,  der  jähr- 
1-esellschaft 
if  Wunsch 
ron  20  Pf. 
unten  Bei¬ 
enten  ! 

>pen  (Yer- 
insammeln 
rage  unter 


Annahme¬ 
ngen  und 
;ken  etc. 


mit  fort- 
hlung  der 
te  Ueber- 
ber; 

irmittlung 
Abschluss, 
urch  die 


ost  gegen 
ähr. 


t  Agenten 
Korpora- 
igung  der 
r  Inkasso- 


Vorschläge  zur  Herabiuinderung  der  Verwaltungskosten. 


I  des  Sto 


Akquisitio 


ün  forcierter  £ 
etrieb,  daher  g( 
torno. 


Vorschläge  zur  Verminderung  des  Storno. 


S  t  erben  swahrscheinlichkeit 


